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Als Mitglied der Europäischen Plattform für Mobilitäts- 
management (EPOMM) gehört Deutschland zu einem Netz-
werk von europäischen Ländern, deren Regierungen sich 
mit Mobilitätsmanagement befassen. Die EPOMM koordi-
niert und fördert Mobilitätsmanagement auf europäischer 
Ebene und ist eine Plattform, die dem Erfahrungsaustausch 
zwischen den Mitgliedsländern dient.

Die EPOMM definiert Mobilitätsmanagement wie folgt: 
„Mobilitätsmanagement (MM) ist ein Konzept zur Förderung 
des nachhaltigen Verkehrs und zur Verringerung der Auto-
nutzungs-Nachfrage, und zwar durch die Veränderung von 
Einstellungen und Verhaltensweisen der Verkehrsteilnehmer. 
Das Mobilitätsmanagement basiert auf ‚sanften‘ Maßnah-
men, wie Information, Kommunikation, Organisation von 
Services sowie Koordination der Aktivitäten verschiedener 
Partner. ‚Sanfte‘ Maßnahmen bewirken meist eine Effizienz-
steigerung von ‚harten‘ Infrastruktur-Maßnahmen im ur-
banen Bereich (wie neue Straßenbahnlinien, Straßen und 
Radwege). Diese MM-Maßnahmen erfordern (im Gegensatz 
zu ‚harten‘ Infrastruktur-Maßnahmen) keine umfangreichen 
finanziellen Investitionen und können einen hohen Kos-
ten-Nutzen-Faktor aufweisen“ (EPOMM 2009: 3).

Laut der strategischen Vision der EPOMM soll Mobilitäts- 
management ein integriertes Element der nationalen Mobi-
litäts- und Verkehrsstrategien sein, das auf der europäischen 
Ebene und in Städten und Regionen gefördert wird (EPOMM 
2018: 7). Der Austausch unter den EPOMM-Mitgliedsländern 
unterstreicht, dass es viele verschiedene Ansätze zum Mobi-
litätsmanagement auf den jeweils nationalen Ebenen gibt. 
Um diese zu sammeln und die strategischen nationalen 
Ansätze zu vergleichen, veröffentlichte die EPOMM im Mai 
2018 das „Mobility Management Strategy Book – Intelligent 
strategies for clean mobility towards a sustainable and a 
prosperous Europe“. Das Buch stellt Strategien zum Mobi-
litätsmanagement aus elf EPOMM-Mitgliedsländern vor. Es 
geht auf bewährte Konzepte zum Mobilitätsmanagement 
ein, die als Inspiration dienen. Da Konzepte aufgrund der 
politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen in den 
einzelnen Mitgliedsländern nicht einfach von einem euro-
päischen Land auf ein anderes übertragen werden können, 
umreißt das Buch zunächst zu jedem Land die Rahmenbe-
dingungen. Auf diese Weise können Leser besser beurteilen, 
ob und wie sich die vorgestellten Maßnahmen auch in ihrem 
Land umsetzen lassen.

Die nationalen Klima- und Umweltschutzziele beeinflussen 
die Maßnahmen des Mobilitätsmanagements in allen elf 
EPOMM-Mitgliedsländern. Die Ansätze des Mobilitätsma-
nagements sind sehr unterschiedlich und werden mithilfe 
von nachhaltigen Mobilitätsplänen, nationalen Gesetzen, 
steuerlichen Anreizen, Koordination und Beratung, Instru-
menten aus der Stadtplanung und zielgerichteten Förder-
programmen umgesetzt. 

Nationale Strategien für nachhaltige
städtische Mobilitätspläne (SUMPs)

 

Die drei belgischen Regionen Brüssel, Wallonien und Flan-
dern haben jeweils eigene Mobilitätsmanagementstrategi-
en. Ein Thema, das alle verbindet, sind nachhaltige Stadtmo-
bilitätspläne (Sustainable Urban Mobility Plans; kurz SUMPs). 
Sie lassen sich mit deutschen Verkehrsentwicklungsplänen 
vergleichen und werden in den belgischen Regionen seit 
mehr als zwei Jahrzehnten umgesetzt. Brüssel hat einen 
regionalen SUMP, der alle zehn Jahre überarbeitet wird. Die 
19 Gemeinden in Brüssel haben wiederum lokale SUMPs, die 
alle zwölf Jahre überarbeitet werden. 

Die jeweiligen SUMPs unterscheiden sich in ihren Schwer-
punkten. Der Fokus der nunmehr dritten Überarbeitung des 
regionalen Brüsseler SUMPs liegt auf dem effizienten und 
innovativen städtischen Güterverkehr. Seine Förderung soll 
die negativen Einflüsse auf die Umwelt begrenzen, ohne 
den wirtschaftlichen Nutzen in der Region Brüssel zu beein-
trächtigen. Um dieses Ziel zu erreichen, enthält der SUMP 
36 Maßnahmen. Dazu gehören eine Mautgebühr für LKWs, 
Anlieferungen außerhalb der Stoßzeiten, Fahrradkuriere 
und der Transport von Baumaterialien und losen Gütern auf 
Wasserwegen. Diese Maßnahmen optimieren und reduzie-
ren den Güterverkehr in der Stadt, verlagern ihn soweit wie 
möglich auf Wasserwege und die Bahn und begünstigen 
umweltfreundliche Fahrzeuge für den Lieferverkehr in der 
„letzten Meile“. Um die geplanten Maßnahmen umzusetzen, 
kooperiert die Region Brüssel mit lokalen und innovativen 
Logistikunternehmen und bindet Projekte ein, die die EU 
fördert (EPOMM 2018: 41).

Auch Italien verfolgt einen Ansatz, der unter bestimmten 
Voraussetzungen Pläne zum Mobilitätsmanagement fordert. 
Die Regierung bezuschusst Städte mit mehr als 100.000 

Strategische Ansätze zur Förderung des Mobilitätsmanagements
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Mitglieder der EPOMM, Stand 2017

Quelle: EPOMM

Instituto da Mobilidade e dos
Transportes, I.P.

CEREMA

Euromobility – The Italian Mobility
Manager Association

Austrian Federal Ministry of
Sustainability and Tourism

German Federal Ministry of Trans-
port and Digital Infrastructure

Liikennevirasto –
Finnish Transport Agency

SWEPOMM – Swedish Platform
on Mobility Management

Statens vegvesen – 
Norwegian Public Roads
Administration

Netherlands Ministry of
Infrastructure and Water
Management

BEPOMM – Belgium Platform
on Mobility Management

Act TravelWise

Lisboa

Lyon

Rome

Vienna

Tonbridge

Leuven

Den Haag

Berlin

Oslo

Stockholm

Helsinki

Members of EPOMM –
The European Platform on Mobility Management

Status: 2017; Graphic © EPOMM
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Bahnhof in Helsinki
Foto: Melanie Schade 2018

Einwohnern, die Mobilitätspläne („Urban Mobility Plans“) 
erstellen. Zusätzlich gibt es Vorschriften für das betriebliche 
Mobilitätsmanagement: Öffentliche und private Unterneh-
men mit mehr als 300 Mitarbeitern sind verpflichtet, einen 
Mobilitätsmanager einzustellen. Dieser berät Mitarbeiter, 
wie sie ohne den eigenen PKW zur Arbeit gelangen. An-
sprechpartner und Koordinator für die Mobilitätsmanager 
der einzelnen Betriebe ist ein Mobilitätsmanager auf der 
städtischen Ebene. Dieser organisiert Fortbildungen für die 
betrieblichen Mobilitätsmanager innerhalb des jeweiligen 
Stadtgebietes. Zusätzlich können die Betriebe technische 
Unterstützung anfordern, um betriebliche Mobilitätsma-
nagementpläne zu erstellen (EPOMM 2018: 78 f.).

Nationale Gesetzgebungen
Das wohl stärkste Instrument ist die Verankerung des 
Mobilitätsmanagements in Gesetzen. Frankreich verankert 
Ziele des Mobilitätsmanagements bereits seit vielen Jahren 
in Richtlinien und schließlich im Gesetz, dem Verkehrsge-
setzbuch „Code de Transports“. Bereits 1982 wurden SUMPs 
gesetzlich eingebettet. Seit 1996, durch das Gesetz für Luft 
und Energieschutz, sind SUMPs für städtische Gebiete mit 
mehr als 100.000 Einwohnern verpflichtend. Mittlerweile 
gibt es in Frankreich bereits 133 SUMPs in Ballungsgebieten, 
die insgesamt 55 Prozent der Bevölkerung Frankreichs ab-
decken.

Seit 2000 sind Betriebe in Ballungsgebieten zudem dazu ver-
pflichtet, Instrumente des betrieblichen Mobilitätsmanage-

ments einzusetzen. Dazu gehört zum Beispiel eine Beratung 
über alternative Verkehrsmittel. Seit 2015 müssen Betriebe 
mit mehr als 100 Beschäftigten, die in Städten mit mehr 
als 100.000 Einwohnern angesiedelt sind, gar Pläne zum 
betrieblichen Mobilitätsmanagement erstellen (EPOMM 
2018: 61). 

Darüber hinaus wurden in Frankreich vor wenigen Jahren 
steuerliche Anreize und eine Kilometerpauschale für Rad-
fahrer eingeführt. Zwischen 2014 und 2015 nahmen 18 ver-
schieden große Unternehmen an einem entsprechenden Pi-
lotprojekt teil. Die Kilometerpauschale führte nach ein paar 
Monaten zu einem Anstieg des Radfahrens um 25 Prozent 
und nach einem Jahr um ganze 125 Prozent sodass der Modal- 
anteil des Radverkehrs von 4 auf 9 Prozent anstieg. Außer-
dem erhöhte das Radfahren die körperliche Aktivität von 
80  Prozent der Teilnehmenden. Aufgrund dieser positiven 
Ergebnisse wurde die Kilometerpauschale für Radfahrer auf 
alle Unternehmen ausgeweitet. Die Pauschale kann auf frei-
williger Basis angeboten werden und beträgt 25 Cent pro 
Kilometer. Die Steuerbefreiung ist auf 200 Euro pro Arbeit-
nehmer und Jahr beschränkt (EPOMM 2018: 63).

Koordination und Beratung 
auf nationaler Ebene
In Finnland ist Mobilitätsmanagement seit 2010 Aufgabe der 
nationalen Ebene. Das Ministerium für Verkehr und Kommu-
nikation steuert zusammen mit der finnischen Transport- 
agentur den nationalen Koordinationsprozess, um Wissen 
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Die fünf Säulen von klimaaktiv mobil

Quelle: Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus Österreich; klimaaktivmobil.at

 

Die fünf klimaaktiv mobil Säulen

BERATUNGSPROGRAMME

FÖRDERPROGRAMME

BEWUSSTSEINSBILDUNGSPROGRAMME

AUS- UND WEITERBILDUNG

AUSZEICHNUNG

Kostenlose Unterstützung bei der Entwicklung, Umsetzung und Förder-
einreichung von Klimaschutzmaßnahmen für klimafreundliche Mobilität

Förderungen für Unternehmen, Gemeinden und Verbände bei Fuhrpark-
umstellungen, E-Mobilität, Radverkehr und Mobilitätsmanagement

Informationen zu den Vorteilen klimafreundlicher Mobilität: Radfahren, Ö�ent-
licher Verkehr, Spritspar-Trainings sowie alternative Fahrzeuge und Antriebe

Weiterbildungs- und Zerti�zierungsmöglichkeiten: Jugendmobil-Coach,
klimaaktiv mobil Fahrschule, FahrradtechnikerIn u.v.m.

Auszeichnung für Betriebe, Gemeinden und Verbände zum klimaaktiv-
mobil-Projektpartner durch den Umweltminister

und gute Beispiele zum Mobilitätsmanagement zu verbin-
den. Zunächst setzte Finnland wie viele andere Länder auf 
das Mobilitätsmanagement, um die Umwelt zu schützen. 
In den vergangenen Jahren lag der Fokus zusätzlich auch 
auf der öffentlichen Gesundheit. Auf lokaler Ebene setzen 
Akteure wie Gemeinden, regionale Verkehrsunternehmen 
und Nichtregierungsorganisationen das Mobilitätsmanage-
ment um. 

Seit 2012 subventioniert die Regierung Finnlands Mobili-
tätsmanagement auf lokaler Ebene. Es handelt sich damit 
um einen Top-down-Ansatz. Gemäß der dazugehörigen 
Gesetzgebung dürfen die national bereitgestellten Gelder 
für Marketing, Information und Entwicklung von Diensten 
eingesetzt werden, die eine Verkehrsverlagerung hin zu 
nachhaltigen Verkehrsmitteln unterstützen. Durch die För-
derung ließ sich Mobilitätsmanagement flächendeckend, 
auch in kleineren Gemeinden, umsetzen. Insgesamt werden 
in Finnland in 65 Gemeinden Maßnahmen zum Mobilitäts-
management subventioniert. Dazu gehören Strategien zum 
nachhaltigen Mobilitätsmanagement, Fußgänger- und Fahr-
radstrategien, die Vermarktung des öffentlichen Verkehrs, 
die Entwicklung von Mobilitätsdienstleistungen und das be-
triebliche Mobilitätsmanagement (EPOMM 2018: 51 ff.).

Partnerschaften im Mobilitätsmanagement
Das österreichische Bundesministerium für Nachhaltig-
keit und Tourismus hat Klima- und Nachhaltigkeitsstrate-
gien entwickelt. Teil davon ist das nationale Programm für 
Mobilitätsmanagement – klimaaktiv mobil. Es baut auf die 
Zusammenarbeit der Bundesebene, Bundesländer, Gemein-
den und Unternehmen. Im Jahr 2004 startete das Programm 
mit zielgruppenspezifischem betrieblichem Mobilitätsma-
nagement. Seit 2007 stellt es auch finanzielle Unterstützung 
bereit (EPOMM 2018: 23 f.). 

Klimaaktiv mobil setzt einen nationalen Rahmen, um be-
stimmte Zielgruppen dabei zu unterstützen, den CO2-Aus-
stoß für den Verkehrsbereich zu reduzieren. Das Programm 
stützt sich auf fünf Säulen (vgl. Abb. 2): Beratungs- und 
Förderprogramme, Programme zur Bewusstseinsbildung, 
Aus- und Weiterbildung sowie Auszeichnung für Betriebe, 
Gemeinden und Verbände. 

Im Jahr 2005 gab es im österreichischen Programm klimaak-
tiv mobil 20 Projekte. Innerhalb von zwölf Jahren stieg die 
Zahl auf 11.600. Zu den umgesetzten Projekten gehört die 
Umstellung auf alternative Fahrzeuge – beispielsweise wur-
den 23.800 Elektrofahrzeuge (z. B. E-Fahrräder und Elektro-
roller) gefördert und 2.600 Ladestationen für die E-Mobilität 
gebaut. Außerdem wurde der Radverkehr in allen Ländern 

und Großstädten großflächig unterstützt, unter anderem 
durch die Ausweitung der Fahrradinfrastruktur (zum Beispiel 
Fahrradparkplätze oder Radwege) (EPOMM 2018: 29 f.). 

In den Niederlanden gab es bis 2018 ein nationales Pro-
gramm, das den Nutzen von Verkehrsmitteln optimieren 
sollte – das Optimising-Use-Programm. Kern des Programms 
war eine innovative Kollaboration zwischen dem Staat, zwölf 
Regionen, und lokalen Unternehmen, die im Jahr 2011 ins 
Leben gerufen wurde. Das Programm setzte klare und kon-
krete Ziele: Der tägliche Verkehrsstau während der Stoßzei-
ten sollte sich um 20 Prozent reduzieren und die Fahrzeiten 
während den Stoßzeiten um 10 Prozent verkürzen. Regiona-
le Regierungen, Unternehmen und der Staat arbeiteten eng 
zusammen, um die zwölf Regionen der Niederlande besser 
erreichbar zu machen. Der Staat finanzierte das Programm zu 
50 Prozent Er gab die Maßnahmen im Programm aber nicht 
vor. Vielmehr setzten lokale Regierungen und Unternehmen 
die Maßnahmen in enger Zusammenarbeit um. Für jede Re-
gion identifizierten sie die Barrieren der Erreichbarkeit, um 
angepasste Lösungen zu finden, die auf die jeweilige lokale 
Situation abgestimmt war. Diese Lösungen wurden in drei 
Kategorien eingeteilt: Maßnahmen zu Angebot, Nachfrage 
und dynamischem Verkehrsmanagement (Intelligent Trans-
port System, ITS) (EPOMM 2018: 116). Zu den Maßnahmen 
zu Angebot und Nachfrage gehört zum Beispiel, den öffent-
lichen Personennahverkehr zu fördern (durch den Bau von 
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3
Optimising-Use-Programm in den Niederlanden

Quelle: Ministry of Infrastructure and Water Management (Netherlands) 2018

Fahrradparkplätzen in der Nähe von Haltestellen und die 
Entwicklung von multimodalen Informationsdiensten, um 
die Reiseplanung zu erleichtern), die Straßeninfrastruktur zu 
verbessern sowie neue Mitfahrer- und Park-and-Ride-Park-
plätze zu schaffen. Zu den Maßnahmen im dynamischen 
Verkehrsmanagement zählt es wiederum, Ampelschaltun-
gen zu optimieren. 

Am Anfang jeder Maßnahme analysierten die lokalen Re-
gierungen und Unternehmen die Verhaltensmuster der 
jeweiligen Zielgruppen. Auf diese Weise ließen sich maß-
geschneiderte Maßnahmen entwickeln. Die anfängliche Ver-
haltensanalyse gilt als ein Erfolgsfaktor. Als ebenfalls positiv 
wurde die Zusammenarbeit von Staat, Regionen und Unter-
nehmen bewertet (EPOMM 2018: 122 f.).

In Schweden beschäftigt sich das Netzwerk „Mobility ma-
nagement in land use planning“ mit der Rolle, die das 
Mobilitätsmanagement in der Landnutzungsplanung hat. 
Das Netzwerk will andere Städte inspirieren, neue Ansätze 
auszutesten, und die Ergebnisse auswerten (EPOMM 2018: 
105). In schwedischen Ansätzen geht es für viele Gemeinden 
und lokale Behörden zum Beispiel darum, das Mobilitätsma-
nagement mit einer flexiblen Handhabung ihrer jeweiligen 
Stellplatzverordnungen zu kombinieren. Die flexiblen Stan-

dards ermöglichen es Gemeinden, weniger Stellplätze für 
neue Bauvorhaben zuzulassen. Die Anzahl der bereitgestell-
ten Parkplätze kann aufgrund verschiedener Gegebenheiten 
variieren. Einfluss nehmen die Lage des Bauvorhabens, die 
Erreichbarkeit des öffentlichen Verkehrs oder die Zielgrup-
pe. Eine flexible Handhabung der Stellplatzverordnung wur-
de in Gebieten getestet, in denen die Menschen zwischen 
Carsharing, öffentlichem Verkehr und Fahrradparkplätzen 
wählen konnten (EPOMM 2018: 107). 

Mobilitätsmanagement lässt sich somit als Verhandlungs-
gegenstand zwischen Gemeinden und Bauträgern nutzen, 
um die Ziele der Gemeinden in Bauform und Stadtstruktur 
zu erreichen. Gemeinden verhandeln mit Bauträgern, dass 
sie Mobilitätsmanagementpläne erstellen, wenn es um die 
detaillierte Planung von Bauvorhaben geht. Diese Art von 
Verhandlungen führt oft zu Win-win-Situationen. Sie be-
fähigt die Bauträger dazu, dichter zu bauen und weniger 
Parkplätze anbieten zu müssen – verpflichtet sie aber dazu, 
Maßnahmen zum Mobilitätsmanagement umzusetzen. Für 
Anwohner heißt das günstigerer Wohnraum und vielfältige-
re Mobilitätsangebote. Für Städte bedeutet dies wiederum 
eine dichtere Bebauung, womit sie den öffentlichen Verkehr 
kostengünstiger anbieten können (EPOMM 2018: 108). 

Die in Mobilitätsmanagementplänen schwedischer Städte 
und Gemeinden festgehaltenen Maßnahmen zielen bei-
spielsweise darauf ab, dass Autos nur auf kostenpflichtigen 
Parkplätzen abgestellt werden dürfen und nicht auf Privat-
geländen. Parkplätze werden am Rande von Quartieren ein-
gerichtet, in ungefähr gleicher Entfernung wie die nächste 
Bushaltestelle. Auch hier können Bauträger die Zahl der an-
gebotenen Parkplätze reduzieren, indem Fahrgemeinschaf-
ten gefördert werden. Ein konkretes Beispiel ist aus Malmö: 
Hier gibt die Stellplatzverordnung vor, dass ein Parkplatz 
pro Wohnung bereitgestellt wird. Bauträgern wurde ange-
boten, diesen Standard auf 0,7 Parkplätze pro Wohnung zu 
reduzieren. Um den niedrigeren Bedarf flächendeckend zu 
erreichen, mussten sie im Quartier Maßnahmen wie den Bau 
hochwertiger Stellplätze für Fahrräder und die Förderung 
von Fahrgemeinschaften umsetzen (EPOMM 2018: 110).

Zielgerichtete Förderprogramme
Zielgerichtete Förderprogramme können das Mobilitätsma-
nagement ebenfalls unterstützen. In Deutschland gibt es 
mehrere solcher Förderprogramme. Zum einen hat der Na-
tionale Radverkehrsplan 2020 das Ziel, den Radverkehr in 
Deutschland attraktiver und sicherer zu machen. Er umfasst 
neun Handlungsfelder: Radverkehrsplanung und -konzep-
tion, Infrastruktur, Verkehrssicherheit, Kommunikation, Fahr-
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radtourismus, Elektromobilität, Verknüpfung mit anderen 
Verkehrsmitteln, Mobilitäts- und Verkehrserziehung, Quali-
täten schaffen und sichern. Diese Handlungsfelder zeigen 
sowohl die Handlungserfordernisse im Radverkehr als auch 
konkrete Schritte und Maßnahmen innerhalb der Zustän-
digkeiten von Bund, Ländern und Kommunen auf (EPOMM 
2018: 71). 

Für die Förderung innovativer und nicht investiver Projekte 
stellt das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) jährlich 3,2 Mio. Euro bereit. Zu den bislang 
geförderten Projekten gehören Informations- und Kommu-
nikationskampagnen, Wettbewerbe (z. B. „Mit dem Rad zur 
Arbeit“), Forschungsvorhaben (z. B. Fahrradmobilität an gro-
ßen Industriestandorten) und Kampagnen zur Radverkehrs-
sicherheit. Das BMVI unterstützt zudem das Fahrradportal, 
das Informationen zum Fahrradverkehr in Deutschland be-
reitstellt (wie z. B. zur Fahrradakademie, die seit 2007 Fort-
bildungen, Konferenzen, Workshops und E-Learning zu The-
men der Radverkehrsförderung bietet), die Förderfibel, die 
über aktuelle Förder- und Finanzierungsmöglichkeiten des 
Bundes und der Länder zum Radverkehr informiert (BMVI 
o. J. a) und den Deutschen Fahrradpreis (BMVI o. J. b), der 
gute Beispiele bei Entscheidungsträgern und Fachleuten be-
kannt machen soll (BMVI 2012). 

Ein weiteres Förderprogramm des Bundes heißt „Saube-
re Luft“ (BMVI 2019). Die Bundesregierung investiert eine 
Milliarde Euro in ein Maßnahmenpaket für bessere Luft in 
Städten. In diesem Zusammenhang unterstützt sie auch 
Maßnahmen zum Mobilitätsmanagement. Dazu gehören 
der Aufbau einer Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge, die 
Digitalisierung von Verkehrssystemen sowie die Förderung 
von Radschnellwegen (EPOMM 2018: 71).

Unter dem Dach von BMVI und BMU (Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit) gibt es zudem 
ein eigenes Förderprogramm für betriebliches Mobilitäts-
management: Mobil Gewinnt (BMVI/BMU 2019). Es fördert 
Erstberatungen an Betriebe und Einrichtungen und lobte 
einen Wettbewerb aus, für den öffentliche und private Unter-
nehmen Konzepte für betriebliches Mobilitätsmanagement 
einreichen konnten. Von 54 eingereichten Mobilitätskonzep-
ten wurden 26 ausgezeichnet. Zusätzlich fördert der Bund 
über dieses Programm Aktivitäten wie Fach- und Netzwerk- 
konferenzen sowie Öffentlichkeitsarbeit (EPOMM 2018: 72). 

In den neun größten norwegischen Ballungsgebieten soll 
die Anzahl der PKWs trotz des prognostizierten Bevölke-
rungswachstums künftig nicht weiter steigen. Besonders 
stark soll die Bevölkerung in den vier größten Ballungsge-

bieten Oslo, Bergen, Trondheim und Stavanger wachsen: um 
30 bis 40 Prozent zwischen 2012 und 2040. Um die Bedarfe, 
die mit dem vorhergesagten Bevölkerungswachstum ein-
hergehen, aufzufangen, fördert Norwegen daher Fußgänger 
und Radfahrer. Seit 2013 haben Staat und Ballungsgebiete 
die Vereinbarung „Comprehensive Urban Environmental 
Agreement“ (UEA) geschlossen. Sie ist bindend und dient 
dazu, die oben genannten Ziele zu erreichen. Die UEA ent-
hält unter anderem Maßnahmen in der Landnutzungs- und 
Stadtplanung, um den grundsätzlichen Bedarf an Verkehr 
zu reduzieren. Dazu gehören zum Beispiel eine dichtere 
Bebauung oder die Reduzierung der Parkplätze. Diese Maß-
nahmen dienen dazu, den Anteil der Nutzung von umwelt-
freundlichen Verkehrsmitteln zu erhöhen. Die Vereinbarung 
mit den Ballungsgebieten wird neun Jahre lang (2014–2023) 
über den Nationalen Verkehrsplan mit rund 3 Milliarden 
Euro finanziert (EPOMM 2018: 86 ff.). 

Wie in den anderen Ländern hängen auch in Portugal viele 
nationale Strategien zum Mobilitätsmanagement eng mit 
dem nationalen Klimaschutzplan zusammen. Eine der Stra-
tegien ist es, die U-Bahnen in den Metropolen Lissabon und 
Porto zu erweitern. Das U-Bike-Projekt fördert die Nutzung 
von Fahrrädern in Stadtgebieten, indem es insbesondere 
Bildungseinrichtungen sowie deren Schülern und Studen-
ten pro Semester oder Schuljahr Fahrräder anbietet. Eine 
national flächendeckende Ladeinfrastruktur für Elektrofahr-
zeuge wird mit 1.200 normalen und elf Schnellladestationen 
ausgebaut – jede Gemeinde soll mindestens zwei Ladesta-
tionen haben. Des Weiteren fördert der Staat die Nutzung 
des öffentlichen Personennahverkehrs durch Steuerbegüns-
tigungen (EPOMM 2018: 98 f.).

Im April 2017 hat Großbritannien eine nationale Strategie 
für Radfahrer und Fußgänger veröffentlicht. Diese „Cycling 
and Walking Investment Strategy“ fördert die aktive Mobili-
tät, enthält rechtlich bindende Ziele, einen Fünf-Jahres-Plan 
und stellt finanzielle Mittel zur Umsetzung bereit. Langfristi-
ges Ziel ist es, das Fahrradfahren und Zufußgehen bis 2040 
für kürzere Wegstrecken zur Norm zu machen. Ziele sind 
zum Beispiel eine Verdoppelung der Radfahrer. Um dieses 
Ziel zu erreichen, investiert der Staat in Fahrradstationen an 
Bahnstationen in ganz England, die verbessertes Fahrrad-
parken, Leihfahrräder, Werkzeuge und Luftpumpen bereit- 
stellen. Zusätzlich soll der Anteil der zu Fuß gehenden Schü-
ler zwischen fünf und zehn Jahren von 49 Prozent in 2014 
auf 55 Prozent im Jahr 2025 steigen. Auf der Gemeindeebe-
ne sollen lokale Infrastrukturpläne umgesetzt werden, die 
das Zufußgehen und Radfahren fördern. Der britische Staat 
unterstützt Maßnahmen zur Mobilität auf lokaler Ebene be-
reits seit vielen Jahren finanziell (EPOMM 2018: 126 f.).
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Die nationalen Strategien der EPOMM-Mitgliedsländer sind 
sehr verschieden. Einige Länder haben die Entwicklung von 
betrieblichen Mobilitätsmanagementplänen oder SUMPs 
gesetzlich verankert. Andere Länder fördern Partnerschaften 
zwischen dem Staat, Gemeinden und Unternehmen. Wiede-
rum andere Länder bauen auf nationale Förderprogramme, 
um das Mobilitätsmanagement zu fördern. 

Obwohl es unterschiedliche Ansätze gibt, lassen sich einige 
Trends feststellen: Partnerschaften zwischen Staat, Gemein-
den und Unternehmen sind sehr wichtig, um die Ziele des 
Mobilitätsmanagements zu erreichen. Die Verkehrspolitik 
befindet sich im Umbruch und die Digitalisierung gewinnt 
an Bedeutung. Viele der nationalen Beispiele beziehen sich 
auf Städte oder städtische Regionen sowie Maßnahmen im 
Personenverkehr. An Bedeutung gewinnt das Mobilitäts- 

Ergebnisse

management aber auch im Bereich des städtischen Güterver-
kehrs und der umweltverträglichen Logistik in der Stadt. Die 
meisten europäischen Länder stehen außerdem vor der He-
rausforderung, finanziell nachhaltigen öffentlichen Verkehr 
in ländlichen Gebieten bereitzustellen. Es braucht neue und 
innovative Mobilitätslösungen, um Alternativen zum motori-
sierten Individualverkehr in diesen Gebieten anzubieten. 

Im europäischen Vergleich befindet sich Deutschland in gu-
ter Gesellschaft. Ansätze wie in Schweden oder Frankreich 
zeigen, wie sich Mobilitätsmanagement auch gesetzlich 
und in der Stadtplanung verankern lässt. An den Beispie-
len in Finnland oder Österreich zeigt sich, wie eine Versteti-
gung und konstante Förderung zu einer flächendeckenden 
Umsetzung von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements 
beitragen kann. 

Fahrradparken in Uppsala
Foto: Melanie Schade 2018



13Informationen zur Raumentwicklung n Heft 1/2019

Literatur

BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
2012: Nationaler Radverkehrsplan 2020. Zugriff: https://www.
bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/fahrradverkehr-nationaler- 
radverkehrsplan.html [abgerufen am 21.02.2019].

BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
o. J. a: Fahrradportal. Zugriff: https://nationaler-radverkehrsplan. 
de/de [abgerufen am 01.03.2019].

BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
o. J. b: Der deutsche Fahrradpreis. Zugriff: https://www.der- 
deutsche-fahrradpreis.de/ [abgerufen am 01.03.2019].

BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
2019: Sofortprogramm Saubere Luft 2017–2020. Zugriff: https://
www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/sofortprogramm- 
saubere-luft-2017-2020.html [abgerufen am 21.02.2019].

BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur; 
BMU – Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit, 2019: Mobil Gewinnt. Zugriff: https://mobil-gewinnt.de/ 
[abgerufen am 21.02.2019].

EPOMM – Europäische Plattform für Mobilitätsmanagement, 
2018: Mobility Management Strategy Book – Intelligent strategies 
for clean mobility towards a sustainable and prosperous 
Europe. Leuven.

EPOMM – Europäische Plattform für Mobilitätsmanagement, 
2009: Mobilitätsmanagement: Eine Definition. Zugriff: http:// 
www.epomm.eu/docs/mmtools/MMDefinition/MMDefinition_ 
DE.pdf [abgerufen am 16.01.2019].



Heimat in informellen Quartieren in Kolumbien

MOBILITÄTSMANAGEMENT –
IN DEUTSCHLAND ANGEKOMMEN?!



Mobilitätsmanagement ist in Deutschland ein 
etablierter Baustein integrierter Verkehrspolitik. 
Dabei hat Mobilitätsmanagement viele Gesichter. 
Immer geht es darum, Personenverkehr mög-
lichst zu vermeiden oder auf Verkehrsmittel des 
Umweltverbundes zu verlagern. 

Prof. Dr.-Ing. Ulrike Reutter 
leitet seit 2015 das Lehr- und Forschungsgebiet Öffentliche 
Verkehrssysteme und Mobilitätsmanagement an der Fakultät für 
Architektur und Bauingenieurwesen der Bergischen Universität 
Wuppertal. 
ulrike.reutter@uni-wuppertal.de 
 
Mechtild Stiewe 
Dipl.-Ing. Raumplanung, ist seit 2002 wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung. Sie ist 
Vorsitzende der Arbeitsgruppe NA 134 BR-03 SO „VDI-Richtlinie zum 
Mobilitätsmanagement“. 
mechtild.stiewe@ils-forschung.de

Foto: ACE/Strehlau



16 Ulrike Reutter, Mechtild Stiewe n Mobilitätsmanagement – in Deutschland angekommen?!

Mobilitätsmanagement: Ein Ansatz, um zu beeinflussen

Das Ringen um eine treffende Beschreibung dessen, was 
Mobilitätsmanagement will bzw. kann und wo es sich von 
anderen Bausteinen einer nachhaltigen Verkehrsplanung 
unterscheidet, zeigt, dass es eine „lebende“ Definition ist, 
geprägt durch die Akteurinnen und Akteure in Wissenschaft 
und Praxis. 

Mobilitätsmanagement hat das Ziel, die Verkehrsnachfrage 
so zu beeinflussen, dass Personenverkehr effizienter, umwelt- 
und sozialverträglicher und damit nachhaltiger wird. Ansät-
ze aus den Bereichen Information, Kommunikation, Motiva-
tion, Koordination, Service und Marketing sollen helfen, dass 
Menschen ihr Mobilitätsverhalten und ihre Einstellungen zur 
Mobilität verändern. Dabei übernehmen Akteurinnen und 
Akteure wie zum Beispiel Betriebe, Wohnungsunternehmen 
oder Schulen Verantwortung für den durch sie verursachten 
Verkehr und kooperieren mit Kommunen, Verkehrsbetrieben 
und -anbietern. Mobilitätsmanagement eröffnet durch ver-
schiedene Maßnahmen Alternativen zur Nutzung des eige-
nen Autos und stärkt so den Umweltverbund (Verkehrsver-
lagerung)1. Mobilitätsmanagement ist aber auch geeignet 
Verkehr zu vermeiden, zum Beispiel durch innerbetriebliche 
Maßnahmen zur Arbeitszeitgestaltung und Telearbeit, durch 
kommunale Standortberatungen bei Neuansiedlungen 
von Firmen oder durch ein gezieltes Neubürgermarketing 
Verkehr. Schließlich können betriebliche Spritspartrainings 
auch die Abläufe im motorisierten Verkehr verbessern. Mo-
bilitätsmanagement ist somit Teil einer nachhaltigen Ver-
kehrs- und Stadtentwicklung, der dazu beiträgt, den großen 
Herausforderungen und Grenzen des Verkehrs, die mit den 
Schlagworten „Peak Oil, Klimaschutz, demografischer Wan-
del, Ressourcenschutz, Gesundheitsschutz, leere Kassen“ be-
schrieben werden können, zu begegnen.

Um seine Wirkung voll entfalten zu können, braucht Mobi-
litätsmanagement in Einzelfällen ergänzend bauliche Maß-
nahmen wie Infrastrukturausbau oder betriebliche Verbes-
serungen im ÖPNV wie zum Beispiel Linienanpassungen, 
Taktverdichtungen oder erweiterte Betriebszeiten. So kön-
nen bspw. Kampagnen zum Umstieg vom eigenen Auto 
auf das Fahrrad oder den öffentlichen Verkehr nur dann 
erfolgreich sein, wenn entsprechende Fahrradwegenetze 
und sichere Abstellmöglichkeiten vorhanden sind und wenn 
Busse und Bahnen ein passendes Angebot vorhalten. Mit 
solch flankierenden Pull-Maßnahmen, die idealerweise mit 
Push-Maßnahmen wie zum Beispiel Parkraumbewirtschaf-
tung oder Neuaufteilung von Straßenraum kombiniert wer-
den, kann Mobilitätsmanagement dazu beitragen, den kos-

tenintensiven Neu- oder Ausbau von Straßen oder anderer 
Infrastrukturen zu vermeiden und damit Kosten zu sparen. 

Mobilitätsmanagement ist demzufolge kein isolierter An-
satz, vielmehr ist es Teil weiterer Strategien der integrierten 
Verkehrs- und Stadtplanung (vgl. z. B. Kemming 2009; Reut-
ter/Kemming 2012; Stiewe/Wittowsky 2013; Reutter 2014; 
Schwedes/Sternkopf/Rammert 2016). 

Dieses Verständnis spiegelt sich auch in der aktuellen Defi-
nition der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen e. V. (FGSV) wider, auf die sich in einem langen Ab-
stimmungsprozess viele Akteurinnen und Akteure geeinigt 
haben: „Mobilitätsmanagement ist die zielorientierte und 
zielgruppenspezifische Beeinflussung des Mobilitätsver-
haltens mit koordinierenden, informatorischen, organisa-
torischen und beratenden Maßnahmen, in der Regel unter 
Einbeziehung weiterer Akteure über die Verkehrsplanung 
hinaus“ (FGSV 2018; vgl. dazu auch den Beitrag von Volker 
Blees in diesem Heft). 

Mobilitätsmanagement – ein Rückblick
Begriff und Konzept des Mobilitätsmanagements sind auf 
das amerikanische „Transportation Demand Management“ 
(TDM) zurückzuführen, das in den 1980er-Jahren in Nord-
amerika als Reaktion auf die wachsende Luftverschmutzung 
durch den Verkehr eingeführt wurde. Das TDM ergänzte die 
technischen Maßnahmen zur Angebotsverbesserung durch 
Maßnahmen, die vor allem die Verkehrsnachfrage im Be-
rufsverkehr beeinflussen sollten. Mithilfe betrieblicher Ver-
kehrspläne wurden Parkraumbewirtschaftung, Fahrgemein-
schaften und Telearbeitsplätze eingeführt und veränderte 
Arbeitszeitmodelle entwickelt. 

In Deutschland wurde der Begriff zu Beginn der 1990er-Jah-
re durch eine erste Mobilitätszentrale in Hameln im Rahmen 
eines Forschungsprojektes bekannt (FGSV Arbeitspapier 38 
1995: 13). Auch in den 1990er-Jahren begann die Forschung 
zunächst auf europäischer, später auch auf deutscher Ebene 
(vgl. Abb. 1) – angestoßen durch das starke Interesse insbe-
sondere der Niederlande am US-amerikanischen TDM.

(1) 
Definition Mobilitätsmanagement nach dem Bundesprogramm „effizient 
mobil“ 2008–2010, vgl. z. B. https://www.mobilitaetsmanagement.nrw.de
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Aktivitäten seit Anfang der 1990er-Jahre unter dem damals 
neuen Namen „Mobilitätsmanagement“ fielen in eine Zeit, 
in der die Planungen zur autogerechten Stadt zumindest 
auf der Leitbild-Ebene überwunden schienen. Mobilitäts-
management kann somit als Antwort und Reaktion auf 

die Defizite der bis dahin praktizierten Verkehrsplanung 
verstanden werden. Öffentlich geförderte Forschungs- und 
Umsetzungsprojekte untersuchen  seitdem, in wie weit ein 
zur Gewohnheit gewordenes Mobilitätsverhalten beeinflusst 
werden kann.

1
Mobilitätsmanagement: Einordung in Phasen und Leitbilder

Quelle: Ulrike Reutter 2019; Phasen und Leitbilder in Anlehnung an Schmucki 2001 und Steierwald, Künne, Vogt 2005
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Mobilitätsmanagement – Fortentwicklung

Schaut man sich die Entwicklung von Mobilitätsmanage-
ment etwas genauer an, sind unterschiedliche Entwick-
lungsstufen und Schwerpunkte von Mobilitätsmanagement 
festzustellen (vgl. Abb. 2), die im Folgenden kurz skizziert 
werden (vgl. Reutter 2014). 

Von Einzelmaßnahmen über  
Modellprojekte zu integrierten Konzepten
Nachdem erste Beispiele und Einzelmaßnahmen zur Ver-
kehrsnachfragesteuerung Anfang der 1990er-Jahre erfolg-
reich umgesetzt worden waren, stand die Initiierung von 

Modellprojekten im Vordergrund. Diese Modellprojekte 
konzentrierten sich auf unterschiedliche Handlungsfelder 
und bildeten so strategische Schlüsselthemen heraus: Vor 
allem Betriebe setzen das Instrument ein, aber auch Woh-
nungsunternehmen, Tourismusverbände, kommunale Ver-
kehrsdienstleister und Schulen integrierten Elemente des 
Mobilitätsmanagements in ihr Handeln. Besondere Bedeu-
tung kommt dabei den öffentlichen Akteuren der Verkehrs
politik zu, insbesondere den Gebietskörperschaften Bund, 
Länder und Kommunen (zu den einzelnen Handlungsfel-
dern siehe Seite 21). 
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2
Entwicklungsstufen von Mobilitätsmanagement

 Quelle: Ulrike Reutter 2019

1990er Zukunftheute
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Von Anfang der 1990er-Jahre bis heute sind die betrieb
lichen, schulischen oder wohnortbezogenen Mobilitätsplä-
ne immer professioneller geworden. Darüber hinaus wurde 
das Mobilitätsmanagement zunehmend zum strategischen 
Konzept, das von Verbänden, Kammern, Gewerkschaften, 
Krankenkassen oder Verkehrs- und Mobilitätdienstleistern, 
insbesondere aber auch von öffentlichen Akteuren der 
Verkehrspolitik und -planung aufgestellt, angestoßen und  
koordiniert wird.

Von Einzelprojekten zur Programm- 
förderung
Neben der Herausbildung von strategischen Handlungsfel-
dern und Schlüsselthemen haben sich auch die Förderstra-
tegien verändert und an eine gestiegene Nachfrage nach 
Unterstützung angepasst. Die Fördergeber sind dabei vor 
allem der Bund mit seinen Initiativen zum nationalen Klima-
schutz, einzelne Bundesländer und Kommunen. Im Folgen-
den werden die wichtigen Programme der letzten 20 Jahre 
kurz vorgestellt.

Betriebliches Mobilitätsmanagement in München
Beispielgebend für eine strategische Förderung von Einzel-
betrieben ist die Landeshauptstadt München. Das Förder-
programm zum betrieblichen Mobilitätsmanagement ba-
siert auf dem durch das BMBF geförderte Forschungsprojekt 

MOBINET. 2001 wurde damit betriebliches Mobilitätsma-
nagement erstmals in einer Behörde durchgeführt. Mit dem 
Pilotförderprogramm „Betriebliche Mobilitätsberatung für 
Münchner Unternehmen“ in den beiden folgenden Jahren 
wurde das betriebliche Mobilitätsmanagement weiterentwi-
ckelt und auf eine breitere Basis gestellt, sodass von 2003 bis 
heute jährlich sechs bis acht Betriebe bei der Einführung von 
Mobilitätsmanagement unterstützt werden. Gefördert wird 
das Programm durch das Referat Arbeit und Wirtschaft. Das 
betriebliche Mobilitätsmanagement ist in München inzwi-
schen in viele andere Vorhaben zum Mobilitätsmanagement 
eingebunden.

„München – Gscheid mobil“ ist dabei die Dachmarke des 
Mobilitätsmanagements, die durch den Stadtrat im Jahr 
2006 beschlossen wurde. Mit ihr wirbt die Stadt für umwelt-
freundlichen Verkehr und fasst die verschiedenen Aktivitäten 
zusammen. So gibt es zum Beispiel die Neubürgerberatung 
oder Projekte für Kinder und Jugendliche und umfassende 
Information und Beratungen für Bürgerinnen und Bürger 
und Unternehmen bei der Organisation einer nachhaltigen 
Mobilität2. 

(2) 
https://www.gscheid-mobil.de
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effizient mobil
Den Startschuss für eine bundesweite und umfassende 
Förderung lieferte das Programm effizient mobil (Laufzeit 
2008 bis 2010). Das vom Bundesumweltministerium und der 
Deutschen Energie-Agentur GmbH (dena) initiierte zweijäh-
rige Aktionsprogramm etablierte erstmals betriebliches Mo-
bilitätsmanagement im gesamten Bundesgebiet. In 15 Regi-
onen entstanden koordinierte Akteursnetzwerke. Außerdem 
erhielten 100 Betriebe und Kommunen eine kostenlose 
Erstberatung zum betrieblichen Mobilitätsmanagement. 
Ziel dieser Beratungen war es, nach einer umfassenden Be-
standsaufnahme ein Konzept für die Umsetzung von Maß-
nahmen zu entwickeln. Das Projekt lieferte erstmals umfas-
sende, belastbare und vergleichbare Daten zur Abschätzung 
der Wirkungen.3

südhessen effizient mobil
Die Idee der kostenlosen Erstberatung aus effizient mobil 
wurde in der Region Frankfurt RheinMain weiterentwickelt 
und inzwischen verstetigt. Unter dem Label südhessen effi-
zient mobil erhalten Unternehmen aus der Region professi-
onelle Unterstützung bei der Entwicklung eines Mobilitäts-
managementkonzepts. Die Federführung liegt bei der ivm 
GmbH (Integriertes Verkehrs- und Mobilitätsmanagement 
Region Frankfurt RheinMain) als regionale Gesellschaft: Sie 
kooperiert mit dem RMV (Rhein-Main-Verkehrsverbund), 
den Industrie- und Handelskammern und weiteren Part-
nern. Seit 2011 haben etwa 100 Unternehmen und Behör-
den am Programm teilgenommen. Als strategisches Instru-
ment wurde ein Audit eingeführt, um Verbindlichkeit für die 
Umsetzung von Mobilitätsmanagement zu schaffen. Zudem 
trägt es dazu bei, die Maßnahmen und Prozesse qualitativ 
zu bewerten. Nach erfolgreicher Begutachtung erhalten die 
Betriebe ein drei Jahre gültiges „Zertifikat“, das bestätigt, 
dass der Betrieb sich vorbildlich im Mobilitätsmanagement 
engagiert. Im Rahmen einer Re-Zertifizierung wird als zweite 
Stufe des Audits nach Ablauf der drei Jahre die Umsetzung 
der Maßnahmen bewertet.4 

Auch die Förderung des Schulischen Mobilitätsmanage-
ments wurde inzwischen in Hessen verstetigt. Im Rahmen 
der Arbeitsgemeinschaft Nahmobilität Hessen wurde ein 
Fachzentrum Schulisches Mobilitätsmanagement bei der 
ivm angesiedelt. Das Fachzentrum unterstützt und berät 
bei allen Fragen rund um das Thema und hilft Schulen und 
Kommunen dabei, Schulisches Mobilitätsmanagement um-
zusetzen.5

Mobil.Pro.Fit 
Das bundesweite Modellprojekt Mobil.Pro.Fit  (Laufzeit 2013 
bis 2016) war ein Gemeinschaftsprojekt der B.A.U.M. Consult 
GmbH und des B.A.U.M. e. V. und wurde ebenfalls durch 
das BMUB im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative 
gefördert. In einem Zeitraum von drei Jahren haben mehr 
als 80 Betriebe bundesweit am Programm betriebliches Mo-
bilitätsmanagement teilgenommen und Maßnahmen für 
eine nachhaltige und klimafreundliche Mobilitätsgestaltung 
umgesetzt.6 Entstanden ist das Projekt aus dem Pilotprojekt 
MobilProFit, das in den Städten Dortmund, Unna und Hamm 
gemeinsam mit der Industrie- und Handelskammer Dort-
mund entwickelt wurde und in mehreren Regionen fortge-
führt wird. 

Gute Wege zur guten Arbeit
Mit dem Projekt Gute Wege zur guten Arbeit (Laufzeit 2015 
bis 2018) ging ein weiteres durch das Bundesumweltminis-
terium im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative ge-
förderte Vorhaben an den Start. Initiiert und durchgeführt 
wurde das Projekt durch den ACE Auto Club Europa e. V., un-
terstützt durch den DGB mit seinen Mitgliedergewerkschaf-
ten und die Allianz pro Schiene e. V. Mit Maßnahmen zur 
Ansprache, Information und Motivation von Betriebs- und 
Personalräten, Beschäftigten und Unternehmensleitungen 
stand das Thema Kommunikation im Zentrum des Projekts. 
Mobilitätsmanagement sollte bundesweit bekannter ge-
macht und in die Betriebe getragen werden und so auf den 
unterschiedlichen Ebenen in den Unternehmen verankert 
werden. Erprobt wurde im Rahmen des Vorhabens unter 
anderem das Instrument der Beratung von Beschäftigten in 
Umbruchsituationen zum Beispiel bei Umzügen und/oder 
einem Arbeitsplatzwechsel.7 

(3) 
www.klimaschutz.de/projekte/effizient-mobil

(4) 
https://effizient.ivm-rheinmain.de

(5) 
www.ivm-rheinmain.de/kommunaler-service/schulisches-
mobilitatsmanagement/fz-schulischesmobilitaetsmanagement

(6) 
http://www.mobilprofit.de/Projekt.html

(7) 
https://presse.ace.de/verkehrspolitik/projekt-gute-wege
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mobil gewinnt
Im Mai 2017 startete das BMUB gemeinsam mit dem Bun-
desverkehrsministerium (BMVI) im Rahmen des Aktionspro-
gramms Klimaschutz 2020 die dreijährige Initiative mobil 
gewinnt. Ziel ist es, den Wirtschaftssektor für den Klima-
schutz zu aktivieren und Unternehmen an eine umwelt-, 
ressourcenschonende und emissionsarme Mobilität heran-
zuführen. Im Mittelpunkt der ersten, inzwischen abgeschlos-
senen Phase des Förderprogramms standen 300 kostenlose 
Erstberatungen für Betriebe und Einrichtungen. Bei einem 
bundesweiten Wettbewerb konnten Unternehmen Konzep-
te für eine bessere betriebliche Mobilität einreichen und sich 
damit um Fördermittel bewerben. In der zweiten Phase wer-
den nun mit der Förderrichtlinie „Betriebliches Mobilitätsma-
nagement“ des BMVI die im Wettbewerb ausgezeichneten 
Konzepte weiter bei der Umsetzung unterstützt. Begleitet 
wird das Vorhaben von vielen weiteren Aktivitäten wie Fach- 
und Netzwerkkonferenzen und der Entwicklung von Begleit-
materialien, um auch eine breite Öffentlichkeit zu erreichen.8

Programme auf Länderebene
Auf Länderebene verfolgen vor allem Nordrhein-Westfalen 
und Baden-Württemberg eine strategische Förderpolitik für 
Mobilitätsmanagement. Das landesweite Zukunftsnetz Mobi-
lität NRW unterstützt mit vier regionalen Koordinierungsstel-
len Städte, Gemeinden und Kreise bei der Mobilitätswende. 
Kommunales Mobilitätsmanagement ist hier die zielführende 
Strategie, weil auf dieser Ebene die Maßnahmen aus den Be-
reichen Infrastruktur, Planungs- und Baurecht, Verkehrssteu-
erung, Kommunikation und Service systematisch in einem 
nachhaltigen Mobilitätskonzept zusammengeführt werden. 
Das Zukunftsnetz Mobilität NRW unterstützt die Kommunen 
bei der Initiierung des kommunalen Mobilitätsmanagements 
mit einem Erstgespräch, mit der Beratung zur verwaltungs-
internen Prozessgestaltung, mit der Vernetzung mit anderen 
Kommunen, mit Fortbildungen und mit konkreten Angebo-
ten zu zielgruppenspezifischen Maßnahmen. Das Landes-
verkehrsministerium veröffentlicht im Jahr 2019 dazu eine 
Förderrichtlinie, die ausdrücklich auch nichtinvestive Maß-
nahmen des Mobilitätsmanagements ermöglicht (siehe auch 
Beitrag von Jansen/Unger-Azadi in diesem Heft)9.

Baden-Württemberg hat 2018 eine eigene Förderrichtlinie 
„Betriebliches und Behördliches Mobilitätsmanagement 
des Ministeriums für Verkehr Baden-Württemberg“ (B²MM) 
aufgestellt. Durch die Förderung von Maßnahmen des Mo-
bilitätsmanagements in Betrieben und Behörden sollen ver-
kehrsbedingte Belastungen durch Feinstaub, Stickoxide und 
CO2-Emissionen verringert werden. Förderfähig sind dabei 
Untersuchungen, Programme und Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verlagerung und Effizienzsteigerung im Personen- 
und Straßengüterverkehr.10

Synergieeffekte nutzen
Als weiterer Schritt bei der Verbreitung des Mobilitätsma-
nagements, seiner Wirkungen und Synergien auf räumlicher 
und verkehrlicher Ebene kann der Aufbau von regionalen 
und quartiersbezogenen Ansätzen bzw. Netzwerken be-
wertet werden. In dem oben beschriebenen Aktionspro-
gramm effizient mobil gelang in 15 regionalen Netzwerken 
die gezielte Ansprache relevanter Akteurinnen und Akteure 
vor Ort. In mehreren Regionalkonferenzen konnte mit allen 
beteiligten Betrieben, ihren Beraterinnen und Beratern, mit 
den Kommunen sowie den örtlichen Mobilitätsdienstleistern 
und weiteren Stakeholdern ein regelmäßiger Erfahrungs-
austausch und gegenseitiges Voneinanderlernen initiiert 
werden. Das Ziel, aus diesem Förderansatz heraus auf regio-
naler Ebene dauerhafte Netzwerke zu etablieren und so das 
Mobilitätsmanagement zu verstetigen, wurde zum Beispiel 
in der Region Rhein-Main mit dem Ausbau des Netzwerkes 
Südhessen mobil oder in Nordrhein-Westfalen mit dem Zu-
kunftsnetz Mobilität erfolgreich fortgesetzt.

Das mit Mitteln der regionalen Strukturförderung des Lan-
des NRW (Efre.NRW) finanzierte Forschungsprojekt „Betrieb-
liches Mobilitätsmanagement im Bergischen Städtedreieck 
– BMM HOCH DREI“ (Laufzeit 2016 bis 2019) geht noch ei-
nen Schritt weiter und verfolgt einen ausdrücklichen Quar-
tiersansatz. Mit einem Konsortium aus Wuppertal Institut 
für Klima, Umwelt, Energie, Bergische Universität Wuppertal, 
Bergische Gesellschaft für Ressourceneffizienz mbH – Neue 
Effizienz und EcoLibro GmbH wurden gezielt etwa 30 Be-
triebe angesprochen und beraten, die in räumlicher Nach-
barschaft zueinander liegen. Die ausgewählten Quartiere in 
den drei Großstädten Remscheid, Solingen und Wuppertal 
repräsentieren unterschiedliche Typen wie Gewerbegebiete, 
innerstädtische Mischgebiete, Standortgemeinschaften von 
Handel und Dienstleistungen, innerstädtische Bürogebie-
te oder Rathausstandorte mit Umfeld. Es wird untersucht, 
wie bei der Umsetzung von Maßnahmen, die auf externe 
Akteure angewiesen sind, zum Beispiel ÖPNV- oder Carsha-
ring-Anbieter, und für die eine „kritische Masse“ an Nachfra-
ge vorhanden sein muss, Synergien möglich sind.

(8) 
https://mobil-gewinnt.de

(9) 
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/zukunftsnetz

(10) 
https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/verkehrspolitik/nachhaltige-
mobilitaet/mobilitaetsmanagement/foerderprogramm-betriebliches-und-
behoerdliches-mobilitaetsmanagement
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Mobilitätsmanagement ist ein zielgruppenspezifischer An-
satz, der sich in verschiedene Handlungsfelder unterteilen 
lässt. Das bedeutet, dass sowohl die Initiatoren als auch 
die Zielgruppen aus ganz unterschiedlichen Bereichen des 
kommunalen Zusammenlebens kommen können. Oft ha-
ben diese Akteurinnen und Akteure, also diejenigen, die 
eine Mobilitätsberatung anstoßen und später die Maßnah-
men umsetzen, und diejenigen, die von der Beratung pro-
fitieren, originär nichts mit Mobilität oder Verkehr zu tun. 
Erst die Tatsache, dass sie zum Beispiel als Arbeitgeberin 
und Arbeitgeber, Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer, als 
Wohnungsvermieterin und Wohnungsvermieter und Woh-
nende oder Schulen, als Schülerinnen und Schüler, Lehrerin-
nen und Lehrer oder Eltern in erheblichem Umfang Verkehr 
verursachen, macht sie zu Akteurinnen und Akteuren und 
Zielgruppen des Mobilitätsmanagements. Im Folgenden 
werden beispielhaft wesentliche Handlungsfelder des Mo-
bilitätsmanagements kurz vorgestellt (siehe umfassend Stie-
we/Reutter 2012). 

Betriebliches Mobilitätmanagement
Das betriebliche Mobilitätsmanagement kann als die „Ur-
form“ des Mobilitätsmanagements bezeichnet werden. 
Nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund einer Reihe von 
Vorhaben, die durch den Bund im Rahmen der Nationalen 
Klimaschutzinitiative gefördert wurden, hat sich das be-
triebliche Mobilitätsmanagement zu einem der am meisten 
verfolgten Handlungsfelder entwickelt. Grundsätzliches Ziel 
des betrieblichen Mobilitätsmanagements ist die effiziente, 
sichere und umweltverträgliche Abwicklung aller vom Un-
ternehmen ausgehenden Verkehrsströme. 

Im Mittelpunkt des betrieblichen Mobilitätsmanagement 
stehen Maßnahmen, die problemspezifisch aus dem allge-
meinen Handlungsrepertoire der Verkehrsplanung abgelei-
tet werden (FGSV 2018: 19). Vor diesem Hintergrund haben 
sich typische Maßnahmenbereiche mit vielen erprobten 
Maßnahmen herausgebildet:
n	Pkw-Verkehr (z. B. Förderung von Fahrgemeinschaften, 

Reduzierung des Stellplatzangebotes)
n	ÖPNV (z. B. Jobticket, Dienstreisen mit Öffentlichen Ver-

kehrsmitteln, Verbesserung des ÖPNV-Angebots)
n	Radverkehr (z. B. hochwertige Radabstellanlagen, Dienst-

fahrräder (E-Bikes), Fahrradleasing, Verbesserung der 
Radverkehrsanlagen im Umfeld)	

n	Fußverkehr (z. B. Verbesserung der Fußwegesituation, Er-
höhung der subjektiven Sicherheit)

Handlungsfelder des Mobilitätsmanagements

n	Effizienter Fuhrpark (z. B. Carpooling/Carsharing, Umwelt-
standards für Dienstfahrzeuge, Schulungen für effiziente-
re Kfz-Nutzung)

n	Information (z. B. individuelle Information neuer Beschäf-
tigter, Informationen im Intranet, Infotage)

n	Organisation (z. B. Telearbeit, Videokonferenzen, Ausrich-
tung der Dienstreise-Richtlinien an Nachhaltigkeitszielen)

Mit dem Ansatz des betrieblichen Mobilitätsmanagements 
erarbeiten Unternehmen und öffentliche Arbeitgeber im 
besten Fall nicht nur einzelne Maßnahmen, sondern umfas-
sende Mobilitätskonzepte für ihre Standorte, die dazu bei-
tragen, den klassischen MIV auf andere Verkehrsträger zu 
verlagern. Dabei zielen die Maßnahmen(konzepte) sowohl 
auf eine ökologische als auch auf eine ökonomischere Ge-
staltung der betrieblichen Mobilität ab. Maßnahmen des be-
trieblichen Mobilitätsmanagements führen zu einer besse-
ren Erreichbarkeit und Qualität von Standorten und leisten 
somit einen Beitrag zur Wirtschaftsförderung. 

Kommunales Mobilitätsmanagement
Insbesondere vor dem Hintergrund, dass Mobilitätsmanage-
ment noch kein „Selbstläufer“ ist, kommt der Kommune 
eine besondere Rolle zu. Auf kommunaler Ebene bedeutet 
Mobilitätsmanagement eine ganzheitliche und systemati-
sche Betrachtung von Mobilität im Raum. Dieses gilt neben 
dem städtischen Raum auch für Landkreise oder regionale 
Körperschaften mit Planungskompetenzen, die die Eckpfei-
ler eines kommunalen Mobilitätmanagements sein können 
(FGSV 2018: 13 f.). Kernpunkte des kommunalen Mobilitäts-
managements sind die Planung und Koordinierung aller 
relevanten Mobilitätsmanagement-Aktivitäten, die neben 
der Richtungsweisung von Zielen, der fachübergreifenden 
Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung auch die Einbe-
ziehung öffentlicher und privater Akteure beinhalten kann. 
Damit ist das kommunale Mobilitätsmanagement auf einer 
übergeordneten strategischen Ebene angesiedelt und er-
gänzt die integrierte Verkehrsplanung einer Kommune. Die 
FGSV sieht das kommunale Mobilitätsmanagement unter 
dem Dach der integrierten Verkehrsplanung als rahmenge-
bend für die einzelnen Handlungsfelder (FGSV 2018: 13). Im 
Unterschied zu klassischen Instrumenten und Methoden des 
Infrastruktur- und Verkehrsmanagements, liegt der Fokus 
des kommunalen Mobilitätsmanagement zudem häufig auf 
der Förderung eines betrieblichen, schulischen sowie wohn-
standortbezogenen Mobilitätsmanagements (Stiewe/Wit-
towsky 2013: 99). Generell sollen Rahmenbedingungen für 
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innovative Formen des Mobilitätsmanagements innerhalb 
der Kommune und für die beteiligten Akteurinnen und Ak-
teure etabliert werden, um eine effiziente, vernetzende und 
umweltfreundliche Mobilität zu fördern. Eine wichtige Auf-
gabe übernimmt hier die Stadtplanung, weil sie einerseits 
durch ihre Planung langfristig auf das Mobilitätsverhalten 
der Nutzenden einwirkt und anderseits Maßnahmen des Mo-
bilitätsmanagements frühzeitig in formelle und informelle 
Prozesse der Stadtplanung integrieren kann (FGSV 2018: 26). 

Schulisches Mobilitätsmanagement
Schulisches Mobilitätsmanagement fördert bei Kindern und 
Jugendlichen die Affinität für Themen einer umweltfreund-
licheren, alternativen und innovativen Mobilitätsgestaltung. 
Damit zielt das schulische Mobilitätsmanagement auf eine 
Wissensvermittlung ab, die deutlich über die traditionelle 
Verkehrserziehung hinausgeht (Reutter 2014: 10).

Wie Kinder und Jugendliche ihren täglichen Schulweg be-
streiten, hängt neben der Entfernung zum Wohnort, den 
infrastrukturellen Voraussetzungen (Fuß- und Radwege) 
auch – insbesondere bei jüngeren Kindern – stark vom Si-
cherheitsempfinden der Eltern ab. Aus Angst vor Verkehrs-
unfällen bringen Eltern ihre Kinder mit dem Pkw zur Schu-
le oder in den Kindergarten („Eltern-Taxi“), was zu einem 
erhöhten Verkehrsaufkommen im Umfeld der Schule vor 
Beginn und nach Ende des Unterrichts führt und damit wie-
derum zu einem erhöhten Unfallrisiko gerade für die Kinder, 
die zu Fuß gehen. Die gefahrenen Kinder leiden häufig unter 

Bewegungsmangel und ihnen fehlt aufgrund mangelnder 
Selbsterfahrungen die Kompetenz, selbstsicher im Straßen-
verkehr zu agieren. Dies kann zu einem Teufelskreis führen, 
in dem immer mehr Unsicherheit und Verkehrsaufkommen 
induziert wird. An diesem Punkt setzt schulisches Mobili-
tätsmanagement an, indem sowohl Kinder und Jugendliche 
als auch Eltern und externe Akteure wie Polizei, Verkehrsun-
ternehmen und Kommunen in die Verkehrs- und Mobili-
tätserziehung einbezogen werden. Die Optimierung von 
Schulwegen, das Aufzeigen von alternativen und umwelt-
freundlichen Verkehrsmitteln, die Initiierung von Gehge-
meinschaften („Walking-Bus“), Aktionstage oder der Einsatz 
von Bus-Scouts als Mediatorinnen und Mediatoren auf den 
Schulwegen im Bus sind Aufgabenbereiche im schulischen 
Mobilitätsmanagement (Stiewe/Wittowsky 2013: 106 f ).

Mobilitätsmanagement und Stadtplanung 
Aktuell wirkt Mobilitätsmanagement noch vorwiegend als 
„nachsorgende“ Behandlung verkehrlicher Probleme, wenn-
gleich es auch inzwischen einige Neubauquartiere gibt, 
die Mobilitätsmanagement von Beginn an berücksichtigen. 
Exemplarisch genannt seien hier die Lincoln-Siedlung in 
Darmstadt und die Quartiere Domagkpark und Prinz-Eugen-
Park in München. Im Hinblick auf die Vermeidung von Ver-
kehrs- und Umweltproblemen ist eine frühzeitige und damit 
„vorsorgende“ Integration von Mobilitätsmanagement in 
Planungsprozesse notwendig (Benden 2012: 104). Gerade 
bei der Bewilligung größerer Bauvorhaben stehen die Chan-
cen gut, mittels umfassender Mobilitätskonzepte die Wei-

Fotos: Friederike  Vogel

Kinder erstellen einen Schulwegplan mit sicheren WegenVRS-Jobticket
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chen von Anfang an auf nachhaltige Mobilität zu stellen. Die 
bodenrechtlichen Voraussetzungen für multimodale Ange-
bote und eine effiziente ÖPNV-Erschließung können bereits 
über Flächennutzungs- und Bebauungspläne geschaffen 
werden. Maßnahmen des Mobilitätsmanagements können 
im Baugenehmigungsverfahren und im städtebaulichen 
Vertrag (mit ergänzendem Durchführungsvertrag) verbind-
lich festgeschrieben werden.

Mobilitätsmanagement im Quartier
Die eigene Wohnung ist der Dreh- und Angelpunkt der 
Alltagsmobilität, hier starten die meisten Wege. Das Mobi-
litätsangebot im Wohnumfeld beeinflusst nachhaltig die 
Verkehrsmittelwahl. Wichtige Akteure des Mobilitätsma-
nagements für Wohnstandorte sind Wohnungsbaugesell-
schaften, die auch in Kooperation mit Mobilitätsdienstleis-
tern für die Umsetzung von Maßnahmen verantwortlich sein 
können (Dittrich-Wesbuer, Reutter 2003: 10; FGSV 2018: 29). 

Denkbar sind hier „ÖPNV-Ticketing“, Carsharing oder Carpoo-
ling,  hochwertige Fahrradinfrastrukturen- und Serviceleis-
tungen, Verleih von E-Bikes oder Lastenrädern sowie die Be-
reitstellung von Mobilitätsinformationen (Dittrich-Wesbuer/ 
Reutter 2003: 13; Stiewe/Wittowsky 2013: 109). Im Bestand 
erweist sich die Umsetzung solcher Maßnahmen aufgrund 
gewachsener Baustrukturen als eine Herausforderung, die 
die Kooperation von der Kommune und weiteren Akteuren 
erfordert. Durch die Bereitstellung verschiedener Mobilitäts-
angebote können Wohnungsunternehmen, Verkehrsunter-
nehmen und Mobilitätsdienstleister aber gemeinsam dazu 
beitragen, die Wahlfreiheit der Verkehrsmittel zu sichern. 

Mobilitätsmanagement für  
Neubürgerinnen und Neubürger
Die Wohnstandortverlagerung bedeutet nicht nur eine 
räumliche Veränderung, sondern es müssen auch neue 
Mobilitätsgewohnheiten und -routinen entwickelt werden. 
Neubürgerinnen und Neubürger sind somit eine ideale 
Zielgruppe für Kommunikationsmaßnahmen im Rahmen 
des Mobilitätsmanagements. Eine gezielte Beratung, die Be-
reitstellung von Informationen und zusätzliche Anreize wie 
ÖPNV-Schnuppertickets oder günstige Einsteigertarife für 
Fahrradverleihsysteme oder Carsharing-Angebote können 
dazu beitragen, das umweltfreundliche Mobilitätsverhalten 
zu fördern.

Foto: Wissenschaftsstadt Darmstadt

Vorläufige Mobilitätszentrale in der Lincolnsiedlung

Foto: Wissenschaftsstadt Darmstadt

Intelligent mobil im Wohnumfeld
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Gelingen der Verkehrswende beitragen, indem sie das Mo-
bilitätsverhalten und die Verkehrsmittelwahl beeinflussen. 
Dafür ist die Konsolidierung des Themas auf allen politi-
schen und räumlichen Ebenen der Verkehrspolitik und der 
integrierten Verkehrsplanung sowie eine personelle und or-
ganisatorische Verankerung ebenso nötig wie eine kontinu-
ierliche finanzielle Förderung. Um diese Förderung zu recht-
fertigen, aber auch als Argumentationshilfe für die Praxis, 
sollten die Wirkungen und die Prozesse des Mobilitätsma-
nagements noch viel intensiver als bisher evaluiert werden. 
Insbesondere die Ex-Post-Evaluation der erzielten Wirkun-
gen beschränkt sich derzeit auf wenige einzelne Projekte. 

Aber gerade das Wissen um langfristige verkehrliche Effekte, 
das Wissen um Wirkungen auf die Umwelt und insbesonde-
re die CO2-Emissionen, das Wissen um notwendige Prozes-
se für stabile Änderungen des Mobilitätsverhaltens fehlt in 
Deutschland. Zwar wurden verschiedene Wirkungspoten-
ziale abgeschätzt, aber eine standardisierte, systematische 
und vergleichende wissenschaftliche Ex-Post-Evaluation 
bleibt nach wie vor notwendig. Sie wäre möglich, indem die 
Maßnahmenumsetzungen aus früheren Förderprogrammen 
systematisch erfasst und auf ihre Wirkungen hin untersucht 
werden würden.

Mobilitätsmanagement – wohin geht die Reise?

In den letzten 30 Jahren hat sich in Deutschland das Mobi-
litätsmanagement in großen Schritten entwickelt – das ha-
ben wir in diesem Beitrag deutlich gemacht. Trotzdem ist 
Mobilitätsmanagement aber noch immer kein Selbstläufer: 
Erst wenige Bundesländer haben Mobilitätsmanagement in 
ihrer Verkehrspolitik fest verankert, erst vereinzelt verfolgen 
Kommunen in ihrer Verkehrsplanung Mobilitätsmanage-
ment gleichwertig neben klassischem Infrastrukturausbau 
und stellen dafür auch die nötigen Personalressourcen zur 
Verfügung, noch selten stellen Betriebe von sich aus Mobili-
tätspläne auf. Selbst in geförderten Projekten ist es aufwän-
dig, Betriebe zu finden, die bereit sind, sich beraten zu lassen 
und Maßnahmen umzusetzen. Ursachen sind zum Beispiel 
die fehlende rechtliche Verankerung in der Stadt- und Ver-
kehrsplanung, eine Steuerpolitik, die noch immer die Benut-
zung des eigenen oder eines Dienst-Pkw gegenüber dem 
öffentlichen Verkehr privilegiert, oder vielerorts mangelhaf-
te Angebote im öffentlichen Verkehr oder für den Fahrrad-
verkehr, die den Umstieg vom Pkw auf ein Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes unbequem und unattraktiv machen. 

Trotz dieser hemmenden Rahmenbedingungen – und das 
zeigen erste Evaluationen und Wirkungsabschätzungen – 
können die Maßnahmen des Mobilitätsmanagements zum 

Foto: Friederike  Vogel

Den Umstieg leichter machen: Wegeketten mit einem Mix aus Bahn, Bus oder (Leih-)Rad erleichtern das schnelle  
Ankommen
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Das Zukunftsnetz Mobilität NRW unterstützt Kommunen dabei, zukunftsfähige 
Mobilitätsangebote zu entwickeln und zu vernetzen. Vier regionale Koordinierungs- 
stellen beraten die Mitgliedskommunen beim Aufbau eines kommunalen Mobilitäts- 
managements.
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Die Mobilitätswende in Stadt und Region voranzubringen ist 
die vorrangige Aufgabe des „Zukunftsnetz Mobilität NRW“. 
Das Ziel ist, attraktive Mobilitätsangebote für lebendige, si-
chere und gesunde Kommunen sowie eine verlässliche An-
bindung der ländlichen Räume an die Städte zu schaffen. 

Wir erleben im Verkehrsbereich derzeit einen fundamentalen 
Umbruch. Die autoorientierte Verkehrs- und Stadtplanung 
der letzten Jahrzehnte ist nicht zukunftsfähig. Klimawandel 
und Dekarbonisierung sowie die Vorgaben zur Luftrein-
haltung und Lärmminderung machen ein Umdenken not-
wendig. Eine zukunftsfähige Verkehrspolitik steht vor der 
Herausforderung, Mobilität mit weniger Kfz-Verkehr zu ge-
währleisten. Was zunächst paradox klingt, ist vor allem eine 
Frage der Gestaltung und Lenkung von Mobilität, des Ma-

nagens von Mobilität. Die Mobilitätswende auf kommunaler 
Ebene ist eine große Chance. Die Kommunen können hier 
positive Zeichen setzen, indem sie die Städte als Lebensräu-
me und nicht als Verkehrsräume begreifen. Es gilt, verstärkt 
das menschliche Maß in den Fokus der Stadt- und Verkehrs- 
planung zu rücken und Orte für Menschen zu schaffen.

Städte, Gemeinden und Kreise, die diesen Weg gehen wol-
len, können dem „Zukunftsnetz Mobilität NRW“ beitreten. 
Seit 2015 unterstützen die vom Verkehrsministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen geförderten vier regionalen Ko-
ordinierungsstellen Kommunen dabei, diesen Wettbewerbs-
vorteil über ein kommunales Mobilitätsmanagement zu 
sichern. Mittlerweile gehören 162 Städte, Gemeinden und 
Kreise dem Netzwerk an. 

Das Unterstützungssystem: „Zukunftsnetz Mobilität NRW“

Mit dem Zukunftsnetz Mobilität NRW unterstützt das Land 
die Kommunen dabei, das kommunale Mobilitätsmanage-
ment in die Verwaltungsstrukturen zu integrieren. Ziel ist die 
Schaffung eines Qualitätsnetzwerkes. Zunächst wird dafür 
der Ansatz des kommunalen Mobilitätsmanagements auf 
Leitungsebene (Verwaltungsvorstand) vorgestellt. 

Voraussetzung für eine Mitgliedschaft ist, dass ein zentraler 
Ansprechpartner benannt und eine Rahmenvereinbarung 
über die Zusammenarbeit unterzeichnet wird. Nach vier Jah-

ren wird über die weitere Mitgliedschaft entschieden. Aus-
schlaggebend für die Verlängerung der Mitgliedschaft ist 
die Bereitschaft der Kommune, das kommunale Mobilitäts-
management in den Verwaltungsstrukturen zu verankern.

Vier Koordinierungsstellen bieten den Kommunen durch 
Vernetzung, Beratung, Qualifizierung und Praxisangebote 
Unterstützung bei der Initiierung und Umsetzung eines Mo-
bilitätsmanagements.

Träger der Koordinierungsstellen sind für das Rheinland der 
Verkehrsverbund Rhein-Sieg gemeinsam mit dem Aachener 
Verkehrsverbund und dem Zweckverband Westfalen-Süd, für 
die Region Rhein-Ruhr der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr, für 
die Region Westfalen die Westfälische Verkehrsgesellschaft 
und für die Region Ostwestfalen-Lippe der Nahverkehrsver-
bund Paderborn/Höxter gemeinsam mit der Kreisverkehrs-
gesellschaft Lippe, der Minden-Herforder Verkehrsgesell-
schaft und dem Verkehrsverbund Ostwestfalen-Lippe. 

Durch die Ansiedlung der Koordinierungsstellen bei den 
Verkehrsverbünden werden bereits vorhandene regionale 
Strukturen genutzt und die Entwicklung des Verkehrsver-
bundes zum Mobilitätsverbund unterstützt. Die Geschäfts-
stelle des „Zukunftsnetz Mobilität NRW“ ist beim Ver-
kehrsverbund Rhein-Sieg angesiedelt. Deren Arbeit wird 
durch die Unfallkasse NRW unterstützt.

1
Die Trägerorganisationen im Zukunftsnetz Mobilität NRW

Quelle: Zukunftsnetz Mobilität NRW
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Die vier regionalen Koordinierungsstellen fördern den Er-
fahrungsaustausch, organisieren die Kooperation zwischen 
Kommunen und vermitteln Know-how. Über Fachgruppen 
sind der themenspezifische Austausch und die Vernetzung 
organisiert. Hilfe bei der Umsetzung vor Ort bieten auch 

Angebote wie Handbücher, Handlungsleitfäden und Unter-
richtsmaterialien. Bisher sind Handbücher zum Carsharing, 
zu Mobilstationen und zur Kosteneffizienz im Mobilitäts- 
management erschienen. 

Die Mobilitätswende gestalten – 
das kommunale Mobilitätsmanagement

Grundvoraussetzung für die Mobilitätswende ist ein neues 
Verständnis von Mobilität: Notwendig ist eine Mobilität für 
Menschen und nicht für Fahrzeuge. Es gilt, den Menschen 
attraktive Angebote zu bieten, die zu nachhaltigem Mobi-
litätsverhalten einladen und mehr Mobilität mit weniger 
Kfz-Verkehr zu gewährleisten. Hier setzt das Mobilitätsma-
nagement an. Es nähert sich der Lösung von Problemen in 
den Bereichen Mobilität und Verkehr aus dem Blickwinkel 
der individuell bestimmenden Faktoren des Mobilitätsver-
haltens (z. B. der Verkehrsmittelwahl) bzw. der Ursachen von 
Verkehr (z. B. räumliche Verteilung von Wohnen, Arbeiten 
und Versorgung). Das kommunale Mobilitätsmanagement 

bildet hierfür den Handlungsrahmen, mit dem ein neues 
Leitbild der Mobilität und neue Planungsroutinen für eine 
nachhaltige Mobilitätsentwicklung geschaffen werden.

Die Lösung der Verkehrsprobleme lässt sich nicht allein auf 
der Basis von technischen Entwicklungen im Bereich des 
autonomem Fahrens und der Elektromobilität erreichen. 
Diese sind ein Teil der Lösung, aber die zentralen Ansätze 
einer integrierten Stadt- und Verkehrsplanung zielen auf 
Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung und Verkehrsbe-
ruhigung. Bei der kommunalen Mobilitätswende ist die 
strategische Kopplung von Push-und-Pull-Faktoren das Er-

2
Die Verankerung des Mobilitätsmanagements in der Kommunalverwaltung

Quelle: Zukunftsnetz Mobilität NRW
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folgsrezept. Parkraumbewirtschaftung, Umwidmung von 
Fahrspuren und Parkplätzen bei gleichzeitiger Förderung 
des Umweltverbundes sind notwendig, um die Ziele von le-
benswerten Städten und Gemeinden zu erreichen. 

Zentraler Angebotsschwerpunkt der Koordinierungsstellen 
im „Zukunftsnetz Mobilität NRW“ ist die Prozessberatung 
vor Ort zum Aufbau eines kommunalen Mobilitätsmanage-
ments. Es ist der Schlüssel, um die notwendigen Prozesse 
anzustoßen und Planungsroutinen für die kommunale Mo-
bilitätswende zu schaffen. 

Die Mitgliedskommunen haben die Aufgabe, das neue Ver-
ständnis von Mobilität dauerhaft im alltäglichen Planen und 
Handeln der Verwaltung zu verankern. Die Bemühungen 
dürfen dabei nicht vor Ämter- und Zuständigkeitsgrenzen 
Halt machen. Maßnahmen aus den Bereichen Infrastruktur, 
Planungs- und Baurecht, Verkehrssteuerung, Kommunika- 
tion, Mobilitätsberatung und Service müssen systematisch 

in einem nachhaltigen Mobilitätskonzept zusammengeführt 
werden, das unter Einbeziehung der Kommunalpolitik und 
-verwaltung, der Zivilgesellschaft und wichtiger Interes-
senverbände aufgestellt wird. Mobilitätsmanagement er-
findet nicht unbedingt alles neu, sondern verbindet auch 
vorhandenes, aber bisher getrenntes Know-how. Grundla-
ge für die Verankerung des Mobilitätsmanagements sind 
die FGSV-Empfehlungen zur Anwendung von Mobilitäts- 
management (2018).

Diesen Prozess konsequent und dauerhaft wirksam in die 
Arbeitspraktiken des Tagesgeschäftes der Kommunalverwal-
tung hinein zu tragen, ist die eigentliche Herausforderung. 
Wichtigster Erfolgsfaktor für die Organisation und Umset-
zung eines effizienten Mobilitätsmanagements ist es, dass 
die Prozesse von der kommunalen Führungsspitze getragen 
und offensiv kommuniziert werden. Dazu braucht es mutige 
Bürgermeister und Landräte, eine handlungsstarke Verwal-
tung und eine am Gemeinwohl orientierte Kommunalpolitik.

Das kommunale Mobilitätsmanagement bedarf der Koope-
ration und Organisation. Für die Steuerung dieses Prozesses 
innerhalb der Kommunalverwaltung ist ein bzw. eine Mobi-
litätsmanager/ Mobilitätsmanagerin verantwortlich. Daher 
hat die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem NRW-Verkehrs-
ministerium den Lehrgang „Kommunales Mobilitätsmanage-
ment“ für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kommu-
nen des Landes konzipiert. Im Lehrgang wird ein Fahrplan 
zum Aufbau eines kommunalen Mobilitätsmanagements für 
die jeweilige Kommune entwickelt. 

Mittlerweile sind in sechs Lehrgängen bereits knapp 
120 kommunale Mitarbeiter als Mobilitätsmanager aus-
gebildet worden. Sie übernehmen vor allem die fachbe-
reichsübergreifende Koordination des Mobilitätsmanage-
mentprozesses. Auch 2019 finden weitere Lehrgänge statt. 
Bürgermeister, Dezernenten, Fachbereichsleiter, Klima-
schutzmanager und Sachbearbeiter waren die Teilnehmer. 
Diese kamen sowohl aus den Planungsbereichen aber auch 

Die Rolle des Mobilitätsmanagers

aus der Wirtschaftsförderung und dem Bereich der Zen-
tralen Dienste. Vertreter aus Großstädten, Mittelstädten, 
Gemeinden und Kreisen gewährleisten die notwendige re-
gionale Perspektive. Diese Heterogenität ermöglicht einen 
interdisziplinären, kooperativen und kollegialen Austausch 
und ist die Grundlage für den Praxisbezug des Lehrgangs. 
Dieser Ansatz hat sich bewährt und findet nach wie vor gro-
ßen Zuspruch. 

Inhalte des Lehrgangs sind sowohl die Grundlagen der nach-
haltigen Mobilitätsentwicklung, Ansätze eines erfolgreichen 
zielgruppen- bzw. standortbezogenen Mobilitätsmanage-
ments sowie der Kommunikation, der Evaluation und der 
Einbindung von Entscheidungsträgern. Schwerpunkt ist die 
prozesshafte Einführung des kommunalen Mobilitätsma-
nagements in die Verwaltungspraxis. Dazu erarbeiten die 
Lehrgangsteilnehmer einen praxisnahen Fahrplan. Weitere 
Informationen zum Lehrgang finden sich auf der Internet- 
seite des „Zukunftsnetz Mobilität NRW“.
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Minister Wüst übergibt die Teilnahmeurkunden an die Absolventen des fünften Lehrgangs 
„Kommunales Mobilitätsmanagements“

Foto: Ministerium für Verkehr des Landes NRW

Die Koordinierungsstellen beraten die Verwaltungen bei der 
Etablierung einer Organisationsstruktur für ein kommunales 
Mobilitätsmanagement. Gemeinsam erarbeiten sie Ziele und 
Aufgaben sowie Handlungsfelder und legen fest, wer die Ko-
ordination leitet. In verwaltungsinternen Workshops werden 
die unterschiedlichen Fachbereiche zu bestimmten Themen 
zusammengeführt und es werden gemeinsam Maßnahmen 
erarbeitet und umgesetzt.

Ein wesentlicher Meilenstein des „Zukunftsnetz Mobilität 
NRW“ war die Erarbeitung einer Musterstellplatzsatzung 
NRW sowie eines Leitfadens für kommunale Stellplatzsat-
zungen auf der Grundlage der neuen Landesbauordnung in 
Nordrhein-Westfalen. Diese ermöglicht den Ersatz von zu er-
richteten Stellplätzen bei Vorlage eines Mobilitätskonzepts, 
das alternative Mobilitätsangebote in das Bauvorhaben 
einplant. In Zusammenarbeit mit der „Arbeitsgemeinschaft 

Unterstützung durch die Koordinierungsstellen

fußgänger- und fahrradfreundlicher Städte, Gemeinden und 
Kreise in Nordrhein-Westfalen“, dem Städte- und Gemein-
debund NRW, dem Städtetag NRW sowie dem Landkreistag 
NRW und mit kommunalen Experten wurde eine wesentli-
che Arbeitshilfe für die Bau- und Planungsbereiche der Kom-
munen erstellt.

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld ist die Beratung der 
Kommunen beim Aufbau und der Umsetzung eines flächen-
haften Netzes von Mobilstationen. Neben dem Handbuch 
„Mobilstationen NRW“ hat das „Zukunftsnetz“ außerdem 
einen Gestaltungsleitfaden mit einem landesweit einheitli-
chen Design und konkreten Gestaltungsvorschlägen entwi-
ckelt. Die Koordinierungsstellen beraten die Kommunen bei 
der Umsetzung und bei Fördermöglichkeiten für Mobilstati-
onen. Ziel sind Mobilstationen in möglichst vielen Kommu-
nen in NRW. 
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Die Koordinierungsstellen bieten den Mitgliedskommunen 
auch Unterstützung für zielgruppenspezifisches Mobili-
tätsmanagement. Für den schulischen Bereich steht neben 
Unterrichtsmaterial und Lehrerfortbildungen zur Radver-
kehrsausbildung insbesondere das  Programm „Geh-Spaß 
statt Elterntaxi“. Im Bereich des Mobilitätsmanagements 
für Senioren zeigen die „Fußgängerchecks“ auf, an welchen 
Stellen insbesondere ältere Menschen auf Hemmnisse sto-
ßen. Gemeinsam werden dann mit den Planungsabteilun-
gen der Verwaltung Lösungsmöglichkeiten entwickelt. Das 
„Zukunftsnetz Mobilität NRW“ berät auch zum betrieblichen 
Mobilitätsmanagement. Als große Verkehrserzeuger und 
Multiplikatoren spielen Betriebe eine zentrale Rolle für die 
Mobilitätswende.

Ein weiterer wichtiger Meilenstein für das „Zukunftsnetz“ 
war die Kampagne „Mehr Freiraum für Kinder. Ein Gewinn 
für alle!“, die es im Auftrag des Verkehrsministeriums in den 
Jahren 2016 bis 2018 koordiniert hat. 22 Kommunen haben 
die eigenständige und sichere Mobilität von Kindern und 
das freie Spielen im öffentlichen Raum vorangebracht. Mit 
unterschiedlichen Ansätzen haben sich die Kommunen be-
teiligt, um Kinderinteressen im öffentlichen Raum sichtbar 

zu machen. So wurden zum Beispiel in Neubaugebieten 
Straßenräume mit der Beteiligung von Kindern so gestaltet, 
dass Spielräume im öffentlichen Raum nach dem Vorbild 
der bespielbaren Stadt Griesheim auch außerhalb von Spiel-
plätzen entstehen. Es wurden Elternhaltestellen im Umfeld 
von Schulen eingerichtet und eine Straße an einem Tag als 
Spielstraße gesperrt und bespielt. In anderen Kommunen 
wurden in einem Beteiligungsprozess Interessen von Kin-
dern und Jugendlichen in die Aufstellung von Plänen, zum 
Beispiel in Integrierte Handlungskonzepte, aufgenommen. 
Alle Ergebnisse sind von der Internetseite der Kampagne 
www.mehr-freiraum-fuer-kinder.de abzurufen. Aufgrund des 
Erfolges wird die Kampagne jetzt unter dem Titel „Planen für 
die Zukunft“ als Daueraufgabe ins Portfolio der Koordinie-
rungsstellen übernommen, sodass alle Kommunen dieses 
Angebot nutzen können, um eine kinderfreundliche Ver-
kehrsraumgestaltung zu realisieren. 

Mitgliedskommunen im „Zukunftsnetz Mobilität NRW“, die 
bei einem konkreten Vorhaben die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen stärker berücksichtigen möchten, kön-
nen sich bei den Koordinierungsstellen um Beraterstunden 
durch ein externes Planungsbüro bewerben. 

3
Organisatorische Einbindung von Mobilitätsmanagement auf kommunaler Ebene

Quelle: Zukunftsnetz Mobilität NRW
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FGSV - Forschungsgesellschaft Straßen- und Verkehrswesen FGSV, 
2018: Empfehlungen für die Anwendung von Mobilitätsmanage- 
ment (EAM). Köln.

Netzwerk Verkehrssicheres NRW (Hrsg.), 2014: Handbuch Car- 
sharing Nordrhein-Westfalen, Kaiserslautern, Köln.

Zukunftsnetz Mobilität NRW (Hrsg.), 2. überarbeitete und 
erweiterte Auflage 2017, Handbuch Mobilstationen Nordrhein- 
Westfalen, Köln.

Weitere Entwicklungen

Erfahrungsaustausch in Fachgruppen 
Foto: Verkehrsverbund Rhein-Sieg

Literatur

Zukunftsnetz Mobilität NRW (Hrsg.), 2016, Kosteneffizienz durch 
Mobilitätsmanagement, Köln.

Diese und alle weiteren Publikationen des „Zukunftsnetz 
Mobilität NRW“ können von der Internetseite https://www.
zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/infothek/publikationen her-
untergeladen werden.

Die neue Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat 
den Nutzen des „Zukunftsnetz Mobilität NRW“ erkannt und 
stattet die vier Koordinierungsstellen seit Beginn des Jahres 
2018 mit deutlich mehr Personal- und Sachmitteln aus. Jede 
Koordinierungsstelle kann nun mit fünf geförderten Perso-
nalstellen noch besser auf die Bedürfnisse der Kommunen 
eingehen. Wichtige Angebote sind zum Beispiel die Fach-
gruppen zu bestimmten Themen, an denen sich Vertreter 
der Kommunen beteiligen.

Darüber hinaus hat die Landesregierung auf den Bedarf der 
Kommunen reagiert und fördert mit über 10 Mio. Euro die 
vernetzte Mobilität und das Mobilitätsmanagement. Damit 
werden kommunale Mobilitätskonzepte ebenso gefördert, 
wie der Bau von Mobilstationen und Maßnahmen der Di-
gitalisierung. Erstmals können aus einem Förderprogramm 
auch nicht-investive Vorhaben wie Maßnahmen des ziel-
gruppenspezifischen (z. B. für Schulen, Betriebe, Neubürger) 
oder standortspezifischen Mobilitätsmanagements (z. B. an 
Wohnstandorten) gefördert werden.

Für die bisherige Netzwerkarbeit kann eine überaus positive 
Bilanz gezogen werden. Immer mehr Kommunen werden 
Mitglied im „Zukunftsnetz Mobilität NRW“. Die Angebote des 
„Zukunftsnetz“ werden rege genutzt. NRW-Verkehrsminister 

Hendrik Wüst hat am 28.01.2019 alle Oberbürgermeister, 
Bürgermeister und Landräte nach Düsseldorf zu der Konfe-
renz „Chefsache Mobilität“ eingeladen und neue Mitglieds-
kommunen im „Zukunftsnetz Mobilität NRW“ begrüßt.
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MOBILITÄTSMANAGEMENT

Mobilitätsmanagement erzielt bereits seit 
vielen Jahren Erfolge für einen nachhaltigeren 
Verkehr. Dennoch ist dieser strategische Pla-
nungsansatz bislang nur wenig verbreitet. Ein 
neues Regelwerk der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) stellt 
Mobilitätsmanagement nun als gleichberech-
tigtes Instrument neben Infrastrukturplanung 
und Verkehrsmanagement. Zusammen mit 
dem „Treiber Verkehrswende“ zeichnet sich ab, 
dass Mobilitätsmanagement für die Gestaltung 
von Verkehrssystemen an Bedeutung gewinnt.

Prof. Dr.-Ing. Volker Blees 
war nach dem Studium des Bauingenieurwesens an der TH Darmstadt zu-
nächst in verschiedenen Planungs- und Beratungsbüros tätig. 2005 gründe-
te er ein eigenes Büro mit dem programmatischen Titel „Verkehrslösungen“. 
Seit Mitte 2014 hat Blees die Professur „Verkehrswesen“ an der Hochschule 
RheinMain in Wiesbaden inne. Als Leiter des Arbeitskreises „Mobilitäts- 
management“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
hat er gemeinsam mit 15 weiteren Expertinnen und Experten die „Empfeh-
lungen zur Anwendung von Mobilitätsmanagement“ erarbeitet. 
volker.blees@hs-rm.de

Foto: Volker Blees
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Der Gestaltung von Verkehrssystemen kommt von alters 
her eine zentrale Rolle für funktionsfähige Wirtschafts- und 
Gesellschaftssysteme zu. Die Bedeutung von Verkehr im 
Sinne von Ortsveränderungen von Personen, Gütern, Nach-
richten und Energie hat dabei beständig zugenommen: 
Neue, meist durch technologischen Fortschritt gewonnene 
Verkehrsmöglichkeiten begünstigen eine zunehmende Ver-
kehrsnachfrage, die wiederum neue Verkehrsmöglichkeiten 
schafft. Wurde diese Wachstumsspirale über lange Zeit in 
erster Linie positiv gesehen, da mit ihr individuelle Freiheit 
und wirtschaftliche Prosperität verknüpft wurden, so gerät 
der gesellschaftliche Blick insbesondere auf den physischen 
Verkehr von Personen und Gütern in jüngerer Zeit zuneh-
mend kritischer. Ursachen sind dabei nicht allein die vom 
Verkehr verursachten Umweltschädigungen (Luftschadstof-
fe, Treibhausgase, Lärm) oder die Verkehrsunfälle. Vielmehr 
ist die Akzeptanz für das Kraftfahrzeug als vorherrschendes 
Modell von Mobilität generell gesunken. 

Zeitgleich mit diesem Wertewandel verändern sich auch 
die Verkehrsangebote tiefgreifend: Die rasant wachsenden 
Möglichkeiten der Telekommunikation führen zum einen 
dazu, dass physischer Verkehr substituiert (Beispiel Home 
Office) oder verlagert (Beispiel Home Shopping) wird. Zum 
anderen schaffen sie beispielsweise durch individualisierte 
Echtzeit-Informationen einen verbesserten Zugang zu be-
stehenden Verkehrsangeboten und ermöglichen überhaupt 
erst die breitenfähige Gestaltung neuer Verkehrsdienst-
leistungen. Zu nennen sind hier beispielsweise Carsharing, 
Bikesharing, On-Demand-Shuttles oder „Mobility as a Ser-
vice“ (MaaS). Letzteres ist ein Begriff für die Bündelung 
unterschiedlicher Verkehrsangebote zu einer auf die End-
kunden abgestimmten Dienstleistung, bei der nicht mehr 
einzelne Verkehrsmittel im Vordergrund stehen, sondern 
verkehrsmittelübergreifend die Befriedigung der Mobilitäts-
bedürfnisse der Kunden. 

Herausforderung Verkehrsplanung

Der gewachsene Kfz-Verkehr führt in Städten zunehmend zu Nutzungskonflikten. In der Folge sinkt die gesellschaft-
liche Akzeptanz für das Auto als primäres Modell von Mobilität

Foto: Volker Blees
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Die negativen Folgen von Verkehr sowie die veränderten 
Leitbilder der Mobilität einerseits und die neuen Verkehrs- 
angebote und -dienstleistungen andererseits bilden ge-
meinsam die Treiber der so genannten Verkehrswende. 
Diese Verkehrswende geht weit über eine Antriebsenergie- 
Wende hinaus und bezieht notwendigerweise auch das 
Mobilitätsverhalten ein. Sie zu gestalten, also die negativen 
Folgen des bestehenden Verkehrssystems zu mindern und 
gleichzeitig auch die neu entstehenden Möglichkeiten und 
Angebote zielorientiert zu nutzen, ist Aufgabe der raum-
bezogenen Planungsdisziplinen, allen voran der Verkehrs- 
planung. Sie komponiert gleichsam die Symphonie der 
Mobilität. In einem auf europäischer und nationaler Ebene 
gesetzten Rahmen kommt dabei vor allem der Planung auf 
kommunaler und regionaler Ebene eine zentrale Rolle zu. 
Sie zeichnet dafür verantwortlich, wie die Verkehrsangebote 
ausgestaltet und die Nachfrage an den Quellen und Zielen 
des alltäglichen Verkehrs beeinflusst werden. 

Um ihre Aufgabe zu bewältigen, nutzt die Verkehrsplanung 
traditionell das Instrumentarium der Infrastrukturplanung 
und des Infrastrukturbetriebs. Das Verkehrsnetz auszubau-
en und es sicher, wirtschaftlich und der Leichtigkeit des 
Verkehrs förderlich zu gestalten, war über Jahrzehnte hin-
weg Hauptaktivität der Verkehrsplanung. Seit etwa den 
1980er-Jahren ist das Verkehrsmanagement als zweites In- 
strument an die Seite der Infrastrukturplanung getreten, ge-
tragen einerseits von der Erkenntnis, dass sich das Verkehrs-
netz nicht beliebig ausbauen lässt, sowie andererseits von 
neuen technologischen Möglichkeiten der Informationsge-
winnung und -verarbeitung. Im bestehenden Verkehrsnetz 
lässt sich damit mithilfe von Verkehrsinformation, -lenkung 
und -steuerung der Verkehrsablauf optimieren. 

Schon lange zeigt sich aber – zunächst an punktuellen Ver-
kehrsproblemen und zunehmend auch in der gesamten 
Breite des Verkehrsgeschehens –, dass Infrastruktur und Ver-
kehrsmanagement allein nicht imstande sind, Verkehrssyste-
me entsprechend den aktuellen Anforderungen zu gestal-
ten. Vielmehr setzte und setzt sich noch mit zunehmendem 
Lernen der Verkehrswissenschaften über die Entstehung 
von Mobilität und Verkehr die Erkenntnis durch, dass neben 
diesen beiden angebotsbezogenen Instrumentarien auch 
nachfragebezogene Strategien und Maßnahmen entwickelt 
und eingesetzt werden müssen. Die Grundidee des Mobi-
litätsmanagements war geboren. Das Mobilitätsmanage-
ment komplettiert auf diese Weise den bisherigen verkehrs- 
planerischen Instrumentenreigen von Infrastrukturplanung 

und -betrieb sowie Verkehrsmanagement um eine dritte Ins-
trumentengruppe zu einem vollwertigen Orchester. Nur mit 
diesem kann die Verkehrswende gelingen.

Während Mobilitätsmanagement beispielsweise in den 
Niederlanden, den skandinavischen Ländern oder auch in 
Österreich mittlerweile einen festen Platz in diesem Orches-
ter hat, ist es in Deutschland lange Zeit über vereinzelte 
Aushilfseinsätze kaum hinausgekommen. Zeitlich befristete 
Förderprogramme und Modellprojekte prägten bis vor weni-
gen Jahren seine Auftritte. Erst in jüngster Zeit mehren sich 
die Zeichen, dass sich Mobilitätsmanagement zunehmend 
auch in der deutschen Verkehrsplanungs-Landschaft eta-
bliert. Dazu zählen größer, breiter und langfristiger angeleg-
te Initiativen einzelner Bundesländer, die auf die nachhal- 
tige Verankerung von Mobilitätsmanagement zumindest in 
bestimmten Anwendungsfeldern abzielen. Zu nennen sind 
etwa das „Zukunftsnetz Mobilität NRW“ in Nordrhein-West-
falen, das Förderprogramm „B2MM“ (Betriebliches und 
Behördliches Mobilitätsmanagement) in Baden-Württem-
berg oder die Einrichtung eines „Fachzentrums Schulisches 
Mobilitätsmanagement“ in Hessen. 

Ebenfalls ein wichtiger Faktor, der das Mobilitätsmanage-
ment in Deutschland weiter etabliert, ist das Regelwerk 
„Empfehlungen zur Anwendung von Mobilitätsmanage-
ment“ (EAM) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV) (FGSV 2018).

1

Bausteine einer zeitgemäßen, nachhaltigen Verkehrs- 
planung

Quelle: Volker Blees
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Die EAM behandeln erstmals in der Regelwerksystematik 
der FGSV umfassend und systematisch das verkehrsplaneri-
sche Handlungsfeld des Mobilitätsmanagements. Die FGSV 
stuft die EAM in ihrer Normhierarchie als R2-Regelwerk ein, 
also auf der zweiten von vier „Verbindlichkeits-Ebenen“. Die 
EAM repräsentieren damit den Stand der Technik, sind zur 
Anwendung empfohlen und stehen so auf der gleichen 
Ebene wie etwa die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen 
(ERA), die Empfehlungen für Anlagen des Öffentlichen Per-
sonenverkehrs (EAÖ) und der Empfehlungen für Verkehrs- 
erhebungen (EVE). Das zeigt, dass Mobilitätsmanagement in 
der Mitte der Verkehrsplanung und der Gestaltung von Ver-
kehrssystemen angekommen ist.

Die Empfehlungen erläutern einleitend, was allgemein un-
ter Mobilitätsmanagement zu verstehen ist und wie sich 
Mobilitätsmanagement in die Instrumente der Verkehrs- 
planung einordnet. Anschließend geht es um die Entwick-
lungsgeschichte und die Wirkungsweise des Mobilitätsma-
nagements sowie um Ziele, Nutzen und noch bestehende 
Hemmnisse für die Anwendung.

Ausführlich und systematisch stellen die Empfehlungen dar, 
wie sich Mobilitätsmanagement in verschiedenen Hand-

lungsfeldern konkret einsetzen lässt. Das Regelwerk behan-
delt das übergeordnete kommunale Mobilitätsmanagement 
ebenso wie zehn verschiedene Formen zielgruppenbezoge-
nen Mobilitätsmanagements – vom Betrieblichen über das 
Schulische bis hin zum Mobilitätsmanagement für Veranstal-
tungen. Dabei weist es jeweils auf geeignete Praxisbeispiele 
und weiterführende Leitfäden hin.

Eine Darstellung der Akteure im Mobilitätsmanagement und 
ihrer Aufgaben sowie der Evaluation der Wirkungen von 
Mobilitätsmanagement runden die Empfehlungen ab. Im 
Anhang illustriert die FGSV die Anwendung und die Wirkun-
gen von Mobilitätsmanagement anhand guter Beispiele.

Adressaten der Empfehlungen sind vorrangig Fachplanerin-
nen und Fachplaner in Kommunen, bei Verkehrsunterneh-
men, bei ÖPNV-Aufgabenträgern sowie bei Anbietern von 
Verkehrsdienstleistungen. Darüber hinaus sollen die Emp-
fehlungen weiteren Interessierten wie Fachpolitikerinnen 
und -politikern oder Entscheidungsträgerinnen und -trägern 
in Unternehmen sowie anderen verkehrserzeugenden Ein-
richtungen das notwendige Verständnis für Mobilitätsma-
nagement und seine Einsatzfelder vermitteln.

Begriffsverständnis Mobilitätsmanagement

Die „Empfehlungen zur Anwendung 
von Mobilitätsmanagement“ im Überblick

Die FGSV definiert das Mobilitätsmanagement als „zielorien-
tierte und zielgruppenspezifische Beeinflussung des Mobi-
litätsverhaltens mit koordinierenden, informatorischen, or-
ganisatorischen und beratenden Maßnahmen, in der Regel 
unter Einbeziehung weiterer Akteure über die Verkehrspla-
nung hinaus“ (FGSV 2018).

Um die kompakte und damit recht abstrakte Begriffsbestim-
mung zu erläutern, benennen die EAM folgende konstitutive 
Eigenschaften des Mobilitätsmanagements:

n	Zielorientierung: Wie jegliche Verkehrsplanung dient 
Mobilitätsmanagement dazu, gegebene, in der Regel 
verkehrspolitische Ziele zu erreichen. Mobilitätsmanage-
ment ist nicht an bestimmte Ziele gebunden. In der Pra-
xis wird es aufgrund der vorherrschenden durch und im 

Verkehr bestehenden Probleme meist eingesetzt, um 
einen nachhaltigeren Verkehr zu schaffen und den 
Kfz-Gebrauch zu reduzieren. Mobilitätsmanagement 
adressiert häufig aber auch außerverkehrliche Ziele wie 
Bewegungsförderung oder Gesundheitsschutz.

n	Bezug auf Zielgruppen: Mobilitätsmanagement richtet 
sich an Zielgruppen, deren Mobilitätsverhalten und Rah-
menbedingungen ähnlich sind. Solche Zielgruppen kön-
nen durch Zugehörigkeit von Personen zu einer räumli-
chen Einheit (z. B. Bewohner eines Quartiers), zu einer 
soziodemografischen Gruppe (z. B. Senioren), zu einer 
Lebenssituation (z. B. Umzug) oder zu einer verkehrser-
zeugenden Einrichtung (z. B. Mitarbeitende in einem Un-
ternehmen, Schüler einer Schule) abgegrenzt sein. 
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n	Fokus auf Mobilitätsverhalten und Verkehrsentstehung: 
Mobilitätsmanagement nähert sich der Lösung von Pro-
blemen in den Bereichen Mobilität und Verkehr stets aus 
dem Blickwinkel der individuell bestimmenden Faktoren 
des Mobilitätsverhaltens (z. B. der Verkehrsmittelwahl) 
und der Ursachen von Verkehr (z. B. räumliche Verteilung 
von Wohnen, Arbeiten, Versorgung). Es erweitert so die 
klassische Perspektive der Verkehrsplanung, bei der ag-
gregierte und kollektive Faktoren wie Reisezeiten und 
Kosten im Mittelpunkt stehen, um folgende Erkenntnis: 
Mobilitätsverhalten hängt stark von individuellen Präfe-
renzen, Gewohnheiten, Möglichkeiten und Informations-
ständen ab, deren Beeinflussung spezifischer Maßnah-
men, Konzepte und Strategien bedarf.

n	Arbeit mit integrierten Maßnahmenbündeln: Mobilitäts-
management arbeitet im Sinne der modernen Verkehrs- 
entwicklungsplanung stets integriert unter Einbezie-
hung der verschiedenen Verkehrsmittel, Planungsräume, 
und Planungsebenen. Mobilitätsmanagement nutzt in 
der Regel koordinierende, informatorische, organisato-
rische und beratende Maßnahmen (häufig als „weiche 
Maßnahmen“ bezeichnet). Anders als lange Zeit vermit-

telt, beschränkt es sich aber nicht auf diese, sondern 
bezieht zielorientiert normative, monetäre und infra-
strukturelle Maßnahmen – also auch „harte Maßnahmen“ – 
ein und gibt damit Impulse für die gesamte integrierte 
Verkehrsplanung. 

Außerverkehrliche Wirkungen des Mobilitätsmanagements: Die betriebliche Förderung von Fahrgemeinschaften hilft 
dabei, Fachkräfte zu gewinnen und zu binden

Foto: Volker Blees

2
Konstitutive Eigenschaften des Mobilitätsmanagements

Quelle: Volker Blees
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n	Koordination und Kollaboration verschiedener Akteu-
re: Mobilitätsmanagement erfordert in der Regel die 
intensive Zusammenarbeit verschiedener Akteure aus 
öffentlicher Verwaltung, Verkehrsunternehmen und An-
bietern von Verkehrsdienstleistungen sowie Verbänden. 
Kennzeichnend ist häufig die Einbeziehung von verkehrs- 
erzeugenden Einrichtungen wie Unternehmen, Schu-
len oder Veranstaltungsorten. Eine zentrale und tragen-
de Rolle kommt der Kommune zu. Grundsätzlich kann 
Mobilitätsmanagement aber auch ohne Beteiligung der 
öffentlichen Hand bei einem Verkehrserzeuger zur An-
wendung kommen.

n	Kontinuität und Prozesscharakter: Mobilitätsmanage-
ment ist eine prozesshaft angelegte Daueraufgabe, deren 
Maßnahmen kontinuierlich evaluiert und weiterentwi-
ckelt werden.

Mobilitätsmanagement ergänzt und bereichert die etablier-
ten Handlungsansätze von Infrastrukturplanung und -be-
trieb sowie Verkehrsmanagement. Mit diesen ist es zugleich 
untrennbar verbunden, indem es beispielsweise Anstöße 
zu Infrastrukturplanungen gibt oder Impulse aus dem Ver-
kehrsmanagement aufnimmt.

Darüber hinaus nimmt Mobilitätsmanagement die Koordi-
nation mit außerverkehrlichen Handlungsfeldern wie dem 
Schul- und Bildungswesen, der Sozial- und Gesundheitsvor-
sorge oder dem betrieblichen Personalmanagement vor, bei 
denen enge Wechselwirkungen zu Mobilität und Verkehr 
bestehen. Mobilitätsmanagement ist demnach ein unver-
zichtbarer Baustein zur Bewältigung der Herausforderungen 
in den BereichenMobilität und Verkehr.

Mobilitätsmanagement in der praktischen Umsetzung

Mobilitätsmanagement kann auf unterschiedlichen Ebe-
nen und in verschiedenen Kontexten Anwendung finden. 
Nach der Systematik der FGSV ist generell zu unterscheiden 
zwischen der übergeordneten, strategisch ausgerichteten 
Ebene des kommunalen Mobilitätsmanagements und der 
nachgeordneten, eher operativen Ebene des Mobilitäts- 
managements für einzelne Zielgruppen. Das kommunale 
Mobilitätsmanagement bildet dabei unter dem Dach der 
integrierten Verkehrsplanung einen übergeordneten Rah-
men für die einzelnen operativen Handlungsfelder und un-
terstützt deren Umsetzung. 

Um wirksam und erfolgreich zu sein, benötigt Mobilitätsma-
nagement Akteure, die es tragen und umsetzen. Während 
die Akteure und ihre Aufgaben bei Straßenplanung, -bau 
und -betrieb oder bei der Gestaltung des ÖPNV durch Geset-
ze und andere Rechtsnormen bestimmt sind, gibt es beim 
Mobilitätsmanagement ganz unterschiedliche Akteurs- 
konstellationen. Welche Akteure im konkreten Fall erforder-
lich oder wünschenswert sind und welche Aufgaben ihnen 
zukommen, hängt von der jeweiligen Situation vor Ort und 
von den zu bearbeitenden Handlungsfeldern ab.

Im Vergleich zur klassischen Verkehrsplanung und Ge-
staltung von Verkehrssystemen zeichnet das Mobilitäts- 
management folgende Akteurskonstellation aus:

�� Es gibt zahlreiche (potenzielle) Akteuren aus unter-
schiedlichen Bereichen (öffentlich/nicht-öffentlich, Ver-
kehrsbranche/andere Branchen etc.).
�� Private Akteure und Institutionen (z. B. verkehrserzeugen-

de Einrichtungen, Anbieter von Verkehrsdienstleistun-
gen, Interessenverbände/Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs), Verkehrsinitiativen) haben eine vergleichsweise 
große Bedeutung.
�� Die Zusammenarbeit und Vernetzung der verschiedenen 

Akteure ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor.

Die Eigenheiten des Mobilitätsmanagements führen dazu, 
dass eine Koordination der verschiedenen Akteure und ih-
rer Beiträge zum Mobilitätsmanagement sinnvoll und für 
einen möglichst großen Erfolg sogar wichtig ist. Hierfür 
bietet es sich an, eine koordinierende Stelle einzurichten 
(im institutionellen, nicht zwingend im personalwirtschaft
lichen Sinne), bei der die Fäden des Mobilitätsmanagements 
zusammenlaufen. Sie wird häufig als Mobilitätsmanagerin 
oder Mobilitätsmanager bezeichnet und agiert beispiels-
weise als Kontaktstelle für interne und externe Partner, ko-
ordiniert operative Tätigkeiten im Mobilitätsmanagement, 
bringt die Belange des Mobilitätsmanagements in kommu-
nale Prozesse und Aufgaben ein und steuert das Monitoring 
und die Wirkungskontrolle des Mobilitätsmanagements. Die 
koordinierende Stelle ist nicht an eine bestimmte Organisa
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tionsform gebunden. Die mögliche Skala reicht von Sachbe-
arbeiterinnen und -bearbeitern in der Fachverwaltung, die 
mit der Koordinationsrolle betraut werden, bis hin zu eigens 
geschaffenen Stabsstellen auf einer höheren Verwaltungs- 
ebene (vgl. Beitrag Jansen/Unger-Azadi in diesem Heft). Jede 
Form hat spezifische Vor- und Nachteile hinsichtlich der Hür-
den bei der Einrichtung, des Aufwandes an Personal- und 
Sachressourcen und der Wirksamkeit sowie Durchsetzungs-
fähigkeit. Entscheidender als die formelle Organisations-
form sind für den Erfolg erfahrungsgemäß die individuelle 
Rollenwahrnehmung und die Kooperationsbereitschaft der 
Akteure.

Ein wichtiges Instrument zur Koordination von Aktivitäten 
im Mobilitätsmanagement ist die Bildung von Netzwerken. 
Sie dienen als Rahmen für einen regel- und standardmäßi-
gen Austausch der Akteure. Beispiele sind der „BMM-Klub“ 
der Unternehmen, die in München am Betrieblichen Mobi-
litätsmanagement teilnehmen, oder das „Netzwerk Schule + 
Mobilität Darmstadt“, in dem die unterschiedlichen Akteure 
regelmäßig ihre Aktivitäten im Schulischen Mobilitätsma-
nagement abstimmen und koordinieren.

Mobilitätsmanagement kann mit seinen Charakteristika 
wesentlich dazu beitragen, neue Verkehrsangebote sinn-
voll und zielorientiert in das Verkehrssystem zu integrieren 
und damit zum Gelingen der Verkehrswende beitragen. 
Kennzeichnend für viele der neuen Verkehrsangebote von 
Sharing bis Mobility as a Service ist zum einen, dass als 
Dienstleistungen in starkem Maße kundenbezogen und in-
dividualisiert auftreten. Mobilitätsmanagement mit seinem 
nachfrage-, bedürfnis- und zielgruppenbezogenen Blick-
winkel ist prädestiniert, solche Angebote zu konzipieren 
und in eine erfolgreiche Umsetzung zu bringen. Ein weite-
res Merkmal vieler dieser neuen Angebote ist, dass sie von 
privatwirtschaftlichen Unternehmen entwickelt, vermarktet 
und erbracht werden. Um die strukturellen Konflikte zwi-
schen privatwirtschaftlichen Gewinninteressen und einer an 
gemeinwirtschaftlichen Zielen orientierten Verkehrspolitik 
von vornherein gar nicht erst aufkommen zu lassen, ist die 
Kollaboration der verschiedenen öffentlichen und privaten 
Partner erforderlich. Auch hier bietet das Mobilitätsmanage-
ment mit seinem akteursübergreifenden Ansatz wichtige 
Lösungswege.

Zukunftsaufgaben

3
Entwicklungserfordernisse im Mobilitätsmanagement

Quelle: Volker Blees
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In der Praxis lässt sich feststellen, dass der Anwendung von 
Mobilitätsmanagement derzeit noch eine Reihe von Hemm-
nissen entgegensteht: 

n	Die Anwendung von Mobilitätsmanagement wird an kei-
ner Stelle direkt oder indirekt gesetzlich gefordert oder 
anderweitig normativ gefasst. Sie erfolgt damit stets frei-
willig, was insbesondere bei finanziell schwach gestellten 
Kommunen zu Problemen bei der Finanzierung führt.

n	Im Zusammenhang damit besteht bislang auch kei-
ne Zuordnung von Zuständigkeiten für Mobilitätsma-
nagement-Aktivitäten, wie sie im Straßenwesen und im 
Öffentlichen Verkehr seit Jahrzehnten gewachsen und 
definiert ist. Es ist daher häufig unklar, wer oder welche 
Institution sich des Themas annehmen soll oder muss.

n	Die öffentliche finanzielle Förderung von Mobilitäts- 
management beschränkt sich in Deutschland bislang 
faktisch ausschließlich auf sporadische Modellvorhaben 
mit begrenzter Dauer. Sie ist daher aus Sicht der Inte- 
ressenten an der Anwendung von Mobilitätsmanage-
ment nicht verlässlich und berechenbar. Hier erschwert 
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eine stark auf Projekte und damit auf Investitionen aus-
gerichtete Fördertradition – angesichts des auf dauer-
hafte Prozesse angelegten und daher konsumtive Kosten 
verursachenden Charakters des Mobilitätsmanagements 
– den Zugang zu Fördermitteln.

n	Über die Evaluation einzelner Projekte hinaus besteht 
derzeit kein generalisiertes Wirkungsmodell des Mobi-
litätsmanagements, mit dessen Hilfe sich verlässliche 
Ex-ante-Abschätzungen der Wirkungen des Mobilitäts-
managements vornehmen ließen. Dies erschwert die Ar-
gumentation für die Umsetzung geplanter Maßnahmen 
im Mobilitätsmanagement. Damit geht das Phänomen 
einher, dass Maßnahmen im Mobilitätsmanagement in 
aller Regel deutlich weniger sichtbar und greifbar sind als 
etwa klassische Infrastrukturmaßnahmen. Sie sind daher 
häufig weniger attraktiv für Entscheidungsträgerinnen 
und -träger, obwohl ihr Nutzen objektiv sehr hoch ist.

n	Um Mobilitätsmanagement anwenden zu können, 
braucht es Fachkenntnisse, die in die Aus- und Fortbil-
dung von Planenden erst nach und nach Eingang finden.

n	Mobilitätsmanagement erfordert darüber hinaus mit 
seinem Verhaltensbezug Veränderungen der Denk- und 
Handlungskultur der Planenden, die sich – wie jeglicher 
Kulturwandel – nur allmählich vollziehen.

Aus diesen Hemmnissen lassen sich in mehrfacher Hinsicht 
Entwicklungserfordernisse ableiten, wobei zum Teil bereits 
auf gute Ansätze zurückgegriffen werden kann: 

Einheitliches Begriffsverständnis: Mit der einleitend dar-
gestellten Definition und Einordnung hat die langjährige 
Begriffsdiskussion einen vorläufigen Endstand erreicht. 
Nun gilt es, dieses Begriffsverständnis zu etablieren und in 
die Praxis zu tragen. Herausforderung werden dabei insbe-
sondere die gedankliche und organisatorische Einordnung 
neben den etablierten Instrumenten aus Infrastruktur und 
Verkehrsmanagement sowie die Verzahnung mit ihnen sein.

Wissenschaftliche Grundlagen und Methoden: Grundlage 
des Mobilitätsmanagements ist das Verständnis der Deter-
minanten individueller Mobilität und deren Wirkbeziehun-
gen, also die Mobilitätsforschung. Die Entstehung von Mo-

bilität und die Wirkungen von Interventionsmaßnahmen 
sind jedoch längst nicht erschöpfend erforscht. Im Gegenteil 
führen grundlegende Veränderung wie die Entwicklung au-
tonom fahrender Fahrzeuge zu einem dringenden Bedarf an 
grundlagenorientierter, aber auch anwendungsbezogener 
Forschung. Zugleich gilt es, den in mehreren Förderpro-
jekten (z. B. effizient mobil, Mobil.Pro.Fit) und in der Praxis 
erprobten Kanon an spezifischen Methoden und Verfahren 
des Mobilitätsmanagements zu evaluieren, weiterzuent- 
wickeln und für die Anwendung bereitzustellen.

Aus-, Weiter- und Fortbildung von Fachpersonen: Weiter-
hin besteht Bedarf an einer klaren Typologie von Fachper-
sonen des Mobilitätsmanagements, die konkrete Rollen 
und zugehörige Qualifikationen beschreibt. Ausgangspunkt 
dieser Typologie kann die aktuell in Erarbeitung befindliche 
Richtlinie von DIN und VDI zu Qualifikationsprofilen im Be-
trieblichen Mobilitätsmanagement sein (vgl. Beitrag Neuro-
th/Stiewe in diesem Heft). Hiermit verbunden ist der Bedarf 
an spezifischen Aus-, Weiter- und Fortbildungsangeboten 
für alle Kategorien von Fachpersonen. Hierzu gehören im 
kurzfristigen Bedarf Anpassungsfortbildungen für Fachleute, 
die bereits über eine Ausbildung verfügen, wie zum Beispiel 
das „Qualifikationskonzept Betriebliches Mobilitätsmanage-
ment“ des Deutschen Industrie- und Handelskammertags 
(DIHK). Mit längerfristiger Perspektive muss dem zunehmen-
den Bedarf an Fachpersonen auch durch spezifische akade-
mische Ausbildungsangebote begegnet werden (vgl. Beitrag 
Bruns/Menzel in diesem Heft). Aktuell bieten beispielsweise 
die neuen Studiengänge „Mobilitätsmanagement (B. Eng.)“ 
an der Hochschule RheinMain in Wiesbaden, „Sustainable 
Mobilities (M. Sc.)“ an der Hochschule für Wirtschaft und 
Umwelt Nürtingen-Geislingen (HfWU) sowie „Sustainable 
Mobility Management (MBA)“ am EUREF Campus Berlin spe-
zifische Studieninhalte.

Organisatorische Verankerung: Ein Instrument wie Mobi-
litätsmanagement braucht eine organisatorische Veranke-
rung und klare Zuständigkeiten. Die traditionellen Instituti-
onen der Gestaltung von Verkehrssystemen wie kommunale 
Planungsämter und Landesstraßenverwaltungen haben sich 
das Handlungsfeld Mobilitätsmanagement bislang allenfalls 
durch individuelles Engagement von einzelnen Mitarbeiten-
den gesichert. Verkehrsverbünde betreten im Zwiespalt zwi-
schen dem Wissen um die Bedeutung des Themas und ihren 
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begrenzten Ressourcen nur zögerlich die Mobilitätsma-
nagement-Bühne. So prägen bis dato Projekte (zuletzt die 
Bundesinitiative „mobil gewinnt“) statt Kontinuität das Ge-
schehen rund um das Mobilitätsmanagement. Hier besteht 
– idealerweise unterstützt durch die Normgebung etwa im 
Bereich der Verkehrsfinanzierung, der Planungsverfahren 
und der Nahverkehrsplanung – das Erfordernis, Mobilitäts-

Literatur

Ausbildung muss sich den neuen Anforderungen anpassen – Studierende des Studiengangs Mobilitätsmanagement 
(B. Eng.) erarbeiten in Kleingruppen neue Mobilitätskonzepte

Foto: Studiengang Mobilitätsmanagement

management als Aufgabe zu definieren und diese Aufgabe 
institutionellen Rollen zuzuordnen. 

Auch wenn noch einige Hürden zu überwinden sind, ist 
doch absehbar, dass Mobilitätsmanagement im Begriff ist, 
seinen vollwertigen Platz im Orchester der Verkehrsplanung 
einzunehmen.

FGSV – Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
2018: Empfehlungen zur Anwendung von Mobilitätsmanage- 
ment – EAM. FGSV-Nr. 167. Köln.



Im Zuge einer zunehmenden Konsolidierung des Mobilitätsmanagements stellt sich die Frage, ob 
eine spezifische akademische Ausbildung für das Mobilitätsmanagement notwendig ist und welches 
Kompetenzprofil Mobilitätsmanagerinnen und -manager auszeichnet. Braucht es sozial- und kommu-
nikationswissenschaftlich aufgeklärte Ingenieurinnen und Ingenieure oder ingenieurwissenschaftlich 
aufgeklärte Kommunikationsprofis?
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Die Beiträge in diesem Heft zeigen, dass sich das Mobilitäts-
management als fachliche Aufgabe deutlich von klassischen 
Aufgaben des Verkehrswesens unterscheidet und sich zu-
nehmend auch organisatorisch emanzipiert. 

In Folge der zunehmenden Konsolidierung der Handlungs-
felder des Mobilitätsmanagements stellt sich die Frage, ob 
es ein spezifisches Anforderungs- und Kompetenzprofil für 
Fachpersonen im Mobilitätsmanagement gibt und inwie-
weit hieraus der Bedarf nach eigenständigen Ausbildungs-
konzepten resultiert. Dass diese Frage durchaus kontrovers 
diskutiert wird, zeigen die Diskussionen bei der Erarbeitung 
des Curriculums für ein Fortbildungskonzept für betrieb- 
liches Mobilitätsmanagement (DIHK, Mittelstandsinitiative) 
sowie der VDI Richtlinie 5110 Blatt 1 („Qualifizierungsmerk-
male für betriebliches Mobilitätsmanagement“) (vgl. Beitrag 
von Neuroth/Stiewe in diesem Heft). Ähnliches gilt für die 
Diskussionen um eine qualitätsgesicherte „Liste“ für das 
Mobilitätsmanagement befähigter Personen, die die Bran-
che seit einigen Jahren führt. 

Die unterschiedlichen Sichtweisen hinsichtlich der notwen-
digen Qualifikation sind hier ebenso wie die in diesem Heft 
von Volker Blees (vgl. Beitrag Blees in diesem Heft) skizzier-
ten Diskussionen zur Definition des Mobilitätsmanagement 
drücken sich in einem fortwährend kontroversen grund-
sätzlichen Diskurses zur Verortung des Mobilitätsmanage-
ment aus. Inwieweit gehört das Mobilitätsmanagement 
zum Verkehrswesen? Oder handelt es sich eher um ein 
weitgehend eigenständiges interdisziplinäres Tätigkeitsfeld 
an der Schnittstelle verschiedener Disziplinen mit Bezug 
zu Mobilität und Verkehr? Aktuell arbeiten Fachpersonen 
mit vielfältigen disziplinären Hintergründen im Mobilitäts-
management: Neben Ingenieurwissenschaften sind dies 

insbesondere auch die Geographie sowie Natur-, Sozial-, 
Wirtschafts- und Kommunikationswissenschaften. Dies gilt 
insbesondere auch mit Blick auf das Mobilitätsmanagement 
in anderen Ländern, in denen das Thema teilweise deutlich 
stärker etabliert und deutlich dynamischer betrieben wird. 
In den Niederlanden beispielsweise sind Mobilitätsberater 
als Berufsgruppe seit etwa 2007 etabliert. 

Naturgemäß prägt der jeweilige Hintergrund die Sicht auf 
das Mobilitätsmanagement, genau wie der jeweilig erlernte 
Instrumentenkoffer aus Theorien und Konzepten zu jeweils 
unterschiedlichen Herangehensweisen führt. Insbesondere 
weil das Mobilitätsmanagement standardisiert werden muss 
(Schwedes/Sternkopf/Rammert 2018: 40 f.), erscheint eine 
Diskussion sinnvoll: Was sind notwendige Befähigungen von 
Mobilitätsmanagerinnen und –managern? Welche Kernbe-
standteile eines spezifischen Curriculums ergeben sich hie-
raus? Und muss ein solches zwangsläufig in einer der eta- 
blierten Disziplinen verortet sein? 

Diese Frage ist Ausgangspunkt des folgenden Beitrags, der 
sich weniger als Fachaufsatz denn als Werkstattbericht und 
Diskussionsbeitrag begreift. Grundlage des Beitrags bilden 
zum einen die Ergebnisse einer international ausgerichteten 
empirischen Untersuchung zur Ausgestaltung des Arbeits-
bereichs Mobilitätsmanagement sowie der Anforderungen 
an Mobilitätsmanagement Fachpersonen innerhalb der 
Forschungsarbeit „Praxisnahe Lehre im Bereich Mobilitäts-
management“ (Menzel/Künnecke 2018). Zum anderen wird 
als ein mögliches Modell das Curriculum des seit 2016 exis-
tierenden Bachelorstudiengangs „Mobilitätsmanagement 
(B. Eng.)“ an der Hochschule RheinMain Wiesbaden Rüssels-
heim (HSRM) vorgestellt. 

Anforderungen an Fachpersonen im Mobilitätsmanagement

Im Projekt „Praxisnahe Lehre im Bereich Mobilitätsmanage-
ment“ führte das Projektteam zunächst 27 Experteninter-
views mit Lehrenden und Praxisvertretern aus acht verschie-
denen Ländern weltweit (fokussiert auf die Vorreiterstaaten 
im Bereich des Mobilitätsmanagements Schweden, Großbri-
tannien und die Niederlande). Auf Basis dieser Ergebnisse 
schaltete es Anfang 2018 eine Online-Befragung unter mehr 
als 300 ausgewählten Verkehrsfachleuten (u. a. im Mobili-
tätsmanagement tätige Verwaltungsmitarbeiter aller Ober-
zentren in Deutschland, Österreich und der Schweiz). Im 
November 2018 und Februar 2019 führte das Projektteam 

schließlich in zwei Runden Gespräche mit Fokusgruppen, 
aus denen sich ein Studiengangskonzept ergeben soll. Letz-
teres ist für eine Akkreditierung frühestens im Jahre 2021 
angedacht. 

Zum anderen wurden und werden in den ersten Semestern 
des Studiengangs Mobilitätsmanagement an der HSRM Un-
tersuchungen und Evaluationen durchgeführt. Selbiges gilt 
für Bewertungen des begleitenden Fachbeirats, bestehend 
aus Vertretern der Mobilitätsmanagementpraxis.
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Arbeitsbereiche von Fachpersonen 
Gilt Mobilitätsmanagement als Aufgabenfeld, stellt sich die 
Frage der Eigenständigkeit dieser Tätigkeiten im Kontext des 
Verkehrswesens. Dabei stellt unter den im Verkehrsbereich 
Tätigen niemand das Mobilitätsmanagement an sich in Fra-
ge. Einige nehmen es jedoch mitunter als weniger wichtiges, 
kaum differenzierbares oder gar untergeordnetes Element 
der integrierten Verkehrsplanung wahr. Einzelne Intervie-
wpartner betrachten die dem Verkehrsverhalten zugrun-
deliegende menschliche Psyche, auf die das Mobilitätsma-
nagement schlussendlich am meisten zielt, als einen Term in 
einer komplexen Gleichung.

Dem gegenüber stehen viele im Verkehrswesen tätige, inter-
viewte und online befragte Personen, die das Mobilitätsma-
nagement als klar differenzierbar und notwendig ansehen, 
wobei es für sie zur integrierten Verkehrsplanung gehört. 

Allerdings war eine kleine Gruppe der befragten Fachper-
sonen der Meinung, Mobilitätsmanagement sei eine ei-
genständige Fachlichkeit, die sich klar von der integrierten 
Verkehrsplanung abgrenzen lässt. Dabei wird keinesfalls 
außer Acht gelassen, dass das Kernziel einer „Verkehrswen-
de“ als Chiffre für nachhaltige Mobilität beiden Bereichen zu 
eigen ist. Insbesondere die befragten Expertinnen und Ex-
perten aus Südschweden, hier und da aber auch deutsche 
Fachpersonen wiesen gar darauf hin, dass sich das Mobili-
tätsmanagement in der eigenen Wahrnehmung seit Beginn 
der breiten Anwendung Ende der 1990er-Jahre weg von 
einer untergeordneten Handlungsebene des Verkehrswe-
sens hin zu einem eigenständigen Handlungsbereich entwi-
ckelt habe. Diejenigen, die sich in der Praxis mit Mobilitäts- 
management auseinandersetzen, sehen es am ehesten als 
eigenständig an (vgl. Abb. 1)

Den entscheidenden Unterschied zwischen Verkehrsplanung 
und Mobilitätsmanagement sehen die befragten Expertin-
nen und Experten in der Aufgabe der Awareness-Bildung 
bei Entscheidungsträgern (Sensibilisierung für Verkehrswen-
depolitik, Aufbau einer Vorbildfunktion) und bei Multiplika-
torenschulungen (gezielte Ausbildung und Anwerbung von 
Freiwilligen oder Vertreterinnen und Vertretern bestimmter 
Zielgruppen, die als informelle oder auch ehrenamtliche 
Mobilitätsberaterinnen und -berater in Erscheinung treten). 
Dieses Aufgabenpaket wurde in einem Gespräch mit Fokus-
gruppen als eindeutig nicht ingenieurwissenschaftlich be-
gründbar eingestuft.

Anforderungen an die „Berufsbefähigung“ 
Aufschlussreich hinsichtlich der Verortung ist auch ein Blick 
auf die konkreten Arbeitsumfelder, in denen Mobilitäts-

management aktuell im In- und Ausland praktiziert wird. 
Klassische Arbeitsumfelder, in denen Aufgaben des Mobili-
tätsmanagements bearbeitet werden, sind lokale und regi-
onale Verwaltungseinheiten bis hin zu Bundes- und Landes- 
ministerien, Ingenieurgesellschaften und Consultings, Ver-
kehrsbetriebe und Großbetriebe. Es existieren zwar darüber 
hinaus noch viele weitere potenzielle Einsatzfelder, so zum 
Beispiel im Gesundheitswesen, an Bildungseinrichtungen 
und bei mittelständisch geprägten Industrieclustern. Hier 
sind jedoch bislang sehr wenige Arbeitsplätze entstanden.

In den meisten Arbeitsumgebungen, die sich mit Verkehrs- 
planung befassen, ist eine stringente Rollenzuteilung die 
Regel – national wie international. Verwaltungen und Pla-
nungsbüros wählen zwar bevorzugt immer häufiger die 
„integrierte Verkehrsplanung“ im Sinne einer interdisziplinä-
ren Gesamttätigkeit. Die jahrzehntelange Praxis des sektora-
len Planens und der bürokratischen Hierarchien ist jedoch 

1
Expertenmeinung zum Selbstverständnis 
des Mobilitätsmanagements

Quelle: Christoph J. Menzel
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eher die Regel. Mobilitätsmanagement ist in beiden Fällen 
leider noch deutlich unterrepräsentiert. Selbst in hochgra-
dig interdisziplinär aufgestellten Arbeitsgemeinschaften 
(beispielsweise die sog. TaskForce Verkehr der Stadt Wolfs-
burg und der Volkswagen AG) wird die integrierte Verkehrs
planung von einer führenden Fachdisziplin (z. B. der Stadt-
planung oder dem Tiefbau) getrieben. Die konzeptionelle 
Verkehrsplanung, das Mobilitätsmanagement und weitere 
vermeintliche Randdisziplinen sind jedoch häufig personell, 
pekuniär und in Sachen Entscheidungsgewalt unterreprä-
sentiert. Diesen Umstand bemängeln gleich mehrere Inter-
viewpartner. 

Echte methodische Gegenentwürfe gibt es in der schwedi-
schen Region Skåne mit den Großstädten Malmö und Lund. 
Die Stadt Lund setzt auf „Ad-Hoc-Arbeitsgemeinschaften“, 
schlagkräftige Teamkonstellationen mit eindeutigen Zielen 
und kurzen Projektlaufzeiten – allerdings im Rahmen eines 
integrierten Masterplanes (City council of Lund 2013). In 
Lund existiert eine eigene Abteilung in der Stadtverwaltung, 
die sich ausschließlich mit Mobilitätsmanagement beschäf-
tigt. Alle Tätigkeiten im Bereich der Infrastrukturplanung 
und des Verkehrsmanagements sind mit den Tätigkeiten 
dieses Teams zwar vernetzt und abgestimmt, laufen aber 
ansonsten parallel. 

Die Stadt Malmö besetzt solche Ad-Hoc-Arbeitsgemein-
schaften konsequent interdisziplinär, je nach Aufgaben in 
wechselnden Teamkonstellationen. Innerhalb dieser Teams 
herrscht ausdrücklich keine fachliche oder personelle Hie-
rarchie. Aus der Organisation und Kommunikation wird le-
diglich eine Art „Sprecher“ der jeweiligen Gruppe festgelegt.

Aus solchen Arbeitsumfeldern ergibt sich nach Auskunft der 
im Projekt interviewten Personen nicht nur eine wesentlich 
stärkere intrinsische Motivation der Mitarbeitenden, son-
dern tatsächlich auch eine breitere Wirksamkeit der Einzel-
maßnahmen. Diesem Umstand kann auch die Hochschulleh-
re Rechnung tragen, indem beispielsweise interdisziplinäre 
Aufgaben mit Realbezug, aber sehr flacher Hierarchie – das 
schließt im Übrigen die Dozierenden ein – angeboten wer-
den.

Insgesamt ist anzustreben, die Übergänge zwischen Studi-
um und Berufsleben schleifend und langfristig vororientiert 
stattfinden zu lassen, damit Absolventinnen und Absolven-
ten eines Mobilitätsmanagement-Studiums auch Berufsfä-
higkeit und Berufsfertigkeit als Kompetenzziel erreichen. 
Berufsbefähigung  - im Londoner Kommuniqué von 2007 
als „Employability“ beschrieben (BMBF 2007) - ist eines der 
wichtigsten Ziele der Bologna-Reformen zur Verbesserung 

der Hochschullehre in Europa. In der Forschungsarbeit „Pra-
xisnahe Lehre im Bereich Mobilitätsmanagement“ wird der 
Begriff „Berufsbefähigung“ zum Mobilitätsmanagement in 
Anlehnung an das Pareto-Prinzip wie folgt definiert:  Min-
destens 80 Prozent aller Absolventinnen und Absolventen 
sind in der Lage, sofort nach Antritt eines entsprechenden 
Jobs 80 Prozent der im Mobilitätsmanagement anfallenden 
Tätigkeiten sofort und ohne besondere Anleitung durchzu-
führen. Die restlichen 20 Prozent der Tätigkeiten und Kennt-
nisse werden innerhalb der ersten sechs Monate nach Antritt 
des Jobs erlernt und erworben. Ein Teil der übrig gebliebe-
nen Absolventinnen und Absolventen sollen die Probezeit 
nutzen können, um sich in die Tätigkeitsprofile einzuarbei-
ten. Ein weiterer Teil der Absolventinnen und Absolventen 
werden – so auch die Erfahrungen aus anderen Branchen 
– (teilweise) fachfremd eingesetzt und müssen sich dement-
sprechend anpassen.

Kompetenzprofil
Aus den Grundsatzfragen zur Einordnung des Mobilitäts-
managements lässt sich zwar eine Tendenz zur Verortung in 
den Ingenieurwissenschaften mit allen dafür notwendigen 
Grundlagen erkennen. Diese lässt sich jedoch bei näherer 
Nachfrage nicht mehr erhärten. Die meisten derzeit beruf-
lich im Mobilitätsmanagement tätigen Personen kommen 
aus dem Bereich der Ingenieur- und Geowissenschaften. Das 
bedeutet aber nicht zwingend, dass dies auch zukünftig so 
sein wird. Die drei Empiriestufen der Forschungsarbeit „Pra-
xisnahe Lehre im Bereich Mobilitätsmanagement“ lassen ein 
hybrides Feld an notwendigen Befähigungen erkennen. Da-
bei stechen vor allem zwei Säulen heraus: Kommunikation 
sowie Stadt- und Raumplanung (vgl. Abb. 2). Sie sind zwei 
Kernsäulen des Mobilitätsmanagements.

Interessant ist, dass das Verkehrsingenieurwesen erst auf 
dem dritten Platz folgt, die Gesprächspartner es also als we-
niger wichtig einschätzen. 

Im dritten Empirieschritt, dem ersten von zwei Gesprächen 
mit Fokusgruppen, wurde dieses Ergebnis weiter vertieft. 
Daraus entwickelte sich die konzeptionelle Erwägung, das 
Kerncurriculum eines Studiengangs im Bereich Mobilitäts-
management mit eben diesen zwei Säulen zu bestücken. 
Darüber hinaus lassen sich in beiden Bereichen sowie aus 
den weiteren Bereichen Betriebswirtschaftslehre, Geowis-
senschaften und Politikwissenschaften Vertiefungsbereiche 
entwickeln. 

Dabei machten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Gespräche deutlich, dass am Ende eines Mobilitätsmanage-
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ment-Studiums entweder ein „sozial- und kommunikati-
onswissenschaftlich aufgeklärter Ingenieur“ oder ein „inge-
nieurwissenschaftlich aufgeklärter Kommunikationsprofi“ 
herauskommen kann. 

Die Soft Skills haben demnach gegenüber den theore- 
tischen und praktischen Fähigkeiten etwas weniger Anteil 
(vgl. Abb. 3). Der erkennbar starke Fokus auf die praktischen 
Befähigungen wurde im Gespräch mit den Fokusgruppen 
weiter hinterfragt. Das ergab eine Abhängigkeit der Skill-
sets vom „wissenschaftlichen Reifegrad“. Es ist demnach 
durchaus opportun, fachliche Inhalte in Bachelorkursen auf 
Grundlagen und Theorien zu fokussieren, wohingegen diese 
bei Masterangeboten als verstanden vorausgesetzt werden 
sollen und eher anwendungsorientiert gelehrt werden soll. 

Die spezifischere Nachfrage innerhalb der drei Skillset-Grup-
pen lieferte weitere Erkenntnisse. Es fällt auf, dass die Berei-
che Konzeptionelle Planung und Verkehrspsychologische 
Verhaltensforschung als theoretische Grundlagen die grund-

legenden Befähigungen Kommunikationswissenschaften 
und Planungswissenschaften spiegeln (vgl. Abb. 4). Insbe-
sondere der Bereich der Verkehrsmodellierung, eigentlich 
eine Kernkompetenz der Verkehrsplanung, wird jedoch für 
das Mobilitätsmanagement eher nicht als notwendig gese-
hen. 

Ähnliches ist im Bereich der Praxisbefähigung erkennbar. Prä-
sentation und Koordination liegen nahezu gleichauf; erneut 
ein Spiegel der grundsätzlichen Befähigungen (vgl. Abb. 5). 

Die Abfrage der Soft Skills, die wie die beiden anderen Skill-
sets aus den Expertengesprächen im Vorfeld zur Online- 
Befragung abgeleitet wurden, ergibt kaum Unterschiede 
(vgl. Abb. 6). Lediglich „Humor“ wird etwas weniger stark 
als wichtig erachtet, was jedoch vermutlich durch die ho-
hen Werte im Bereich „Kreativität“ erklärt werden kann. Im 
Fokusgruppengespräch wurde noch ergänzt, dass man eine 
gewisse künstlerische Eignung vorweisen müsse, um bei-
spielsweise Kampagnen professionell initiieren zu können. 

Notwendige Befähigungen im Mobilitätsmanagement

2

Quelle: Christoph J. Menzel
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5

Notwendige Praxiskenntnisse im Mobilitätsmanagement

Quelle: Christoph J. Menzel

2
5 4

5 7
10 10

17
17

42

37
36

37

40
39

23
32

16

23 22
19

14 15

22

15

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100
in %

Rhetorik/
Präsentationstechnik

Koordination Projektmanagement Verhandlung Implementations-
prozess

Konzeptionelles
Arbeiten

Ortskenntnis Selbstre�exion

Keine Antwort Unabdingbar (3) Hohe Notwendigkeit (2) Geringe Notwendigkeit (1) Nicht notwendig (0)

6
Notwendige Soft Skills im Mobilitätsmanagement

Quelle: Christoph J. Menzel

2 3 53 5
5 7

11 9

20

44

47
45

37

42 43

34

17
13 12

19

10 9
5

Kreativität
0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100
in %

Progressives
Denken

Enthusiasmus/
Hingebung

Neugier Selbstbewusstein Empathie Humor

40

23

Professionelles
Auftreten

Unabdingbar (3) Hohe Notwendigkeit (2) Geringe Notwendigkeit (1) Nicht notwendig (0)



52 André Bruns, Christoph J. Menzel n Anforderungen an Fachpersonen im Mobilitätsmanagement

Aktuell gibt es nur wenige Studienangebote, die explizit für 
den Bereich des Mobilitätsmanagements ausbilden. Viel-
mehr existieren verschiedene Studiengänge, die basierend 
auf klassischen Disziplinen wie dem Bauingenieurwesen 

Vertiefungsrichtungen für den Bereich Mobilität und Verkehr 
anbieten (vgl. Abb. 7). Der aktuell einzige Studiengang, der 
speziell das Thema Mobilitätsmanagement fokussiert, ist der 
seit dem Wintersemester 2016/2017 laufende gleichnamige 

Akademische Ausbildung im Mobilitätsmanagement – 
das Studiengangskonzept der HSRM

Name der Hochschule Studiengang Typ Spezifische Module oder Vertiefungsrichtungen 
zum Thema Mobilitätsmanagement 

Spezifische Studiengänge zum Mobilitätsmanagement 

Hochschule RheinMain Wiesbaden Mobilitätsmanagement B. Eng.

Technische Universität  Berlin Sustainable Mobility Management MBA

Studiengänge mit starken thematischen Bezügen zum Mobilitätsmanagement 

Hochschule für Technik und Wirtschaft 
des Saarlandes

Aviation Business sowie Internationales 
Tourismus-Management (auch WPF)

B. Sc. Seminar Mobilitätsmanagement WPF

Beuth Hochschule für Technik Berlin Umweltingenieurwesen B. Eng. Mobilitätsplanung/Mobility Management

Technische Universität Hamburg Logistik und Mobilität B. Sc. Mobilitätskonzepte bestehend aus: 
Methoden der Verkehrserhebung und Mobilitäts-
analyse; Nachhaltige Mobilität in Megacities und 
Entwicklungsländern

Technische Universität  Berlin Verkehrwesen B. Sc. Mobilitätsumfelder, Datenauswertung in der 
Mobilitäts- und Verkehrsforschung, Datenerhe-
bung in der Mobilitäts- und Verkehrsforschung

Hochschule Heilbronn Verkehrsbetriebswirtschaft 
und Personenverkehr

B. A.  Verkehrsverhalten/Freizeitverkehre

Technische Universität Dortmund Raumplanung B. Sc. Verkehr und Mobilität

Ostfalia Hochschule für angewandte 
Wissenschaften

Verkehr und Logistik M. A. Mobilitätsmanagement

Fachhochschule Erfurt Intelligente Verkehrssysteme & 
Mobilitätsmanagement sowie 
Materialfluss & Logistik 

M. Sc. / M. Eng. Mobilitätsmanagement

Bauhaus-Universität Weimar Umweltingenieurwissenschaften 
(Vertiefung Verkehr), Management, 
Bauingenieurwesen

M. Sc. Mobilitätsmanagement WPF

Technische Universität Kaiserslautern Bauingenieurwesen – Infrastruktur 
Wasser und Mobilität

M. Sc. Verkehrsentwicklungsplanung und 
Mobilitätsmanagement – Methoden und Modelle

Technische Universität Kaiserslautern Bauingenieurwesen – Infrastruktur 
Wasser und Mobilität

M. Sc. Vertiefungsschwerpunkt: 
Raum- und Mobilitätsforschung

Universität Kassel ÖPNV und Mobilität M. Sc. Methoden der Verkehrserhebung 
und Mobilitätsanalyse

Karlsruher Institut für für Technologie Mobilität und Infrastruktur M. Sc. Analyse und Entwicklung der Mobilität

Technische Universität Berlin Planung und Betrieb im Verkehrswesen M. Sc. Mobilitätsforschung – Projektdurchführung

Hochschule für Wirtschaft und Umwelt 
Nürtingen-Geislingen

Sustainable Mobilities M. Sc. Key competences in mobility theory, 
concepts and approaches, Mobility governance 
and mobility and transport legal conditions

Bergische Universität Wuppertal Bauingenieurwesen (Schwerpunkt 
Verkehrs- und Infrastruktursysteme),
Verkehrswirtschaftsingenieurwesen

B. Sc.
M. Sc.

Grundlagen der Verkehrsplanung
Europäische ÖPNV-Planung

Übersicht über das Studienangebot im Bereich Mobilitätsmanagement im deutschsprachigen Raum

Quelle: Christoph J. Menzel
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Bachelor of Engineering der Hochschule RheinMain in Wies-
baden und Rüsselsheim. Obwohl die Konzeption des Studi-
engangs bereits 2015 und somit deutlich vor dem oben zi-
tierten Forschungsvorhaben begann, finden sich zahlreiche 
der zuvor beschriebenen Kompetenzen im Curriculum des 
Wiesbadener Mobilitätsmanagement-Bachelors wieder. 

Grundlegende Fragen zur Ausrichtung 
des Studiengangs
Eine grundlegende, der eigentlichen Konzeption vorausge-
hende Entscheidung war die über das angestrebte Kompe-
tenzniveau und die Frage, ob ein grundständiger Bachelor 
oder ein weiterführender Master geschaffen werden sollte.

Die Entscheidung für einen grundständigen Bachelorstu-
diengang gründete zum einen in den Fördermöglichkei-
ten des Hochschulpakts 2020, die eine Finanzierung von 
Bachelorstudiengängen erleichterte, wohingegen nur ge-
ringe Spielräume für den Aufbau von Masterprogrammen 
bestanden. Zum anderen war es jedoch eine bewusste 
und intensiv diskutierte Entscheidung mit der Begründung, 
dass die spezifische interdisziplinäre Herangehensweise des 
Mobilitätsmanagements sinnvollerweise bereits unmittelbar 
zu Beginn der Ausbildung gelehrt werden sollte und nicht 
erst in einem Master. Der Bachelor sollte vor diesem Hinter-
grund jedoch eindeutig in einer der Ausgangsdisziplinen 
verortet werden, um den Absolventinnen und Absolventen 
ein klar definiertes „wissenschaftliches Zuhause“ zu bieten.

Ergebnis war die Verortung des Bachelors im Bereich des 
(Verkehrs-)Ingenieurswesens. Basis des Curriculums sind 
hierbei die ingenieurwissenschaftlichen Grundlagen des 
klassischen Verkehrswesens zur Planung und zum Entwurf 
von Verkehrsangeboten. Diese werden jedoch durch sozial-, 
betriebswirtschafts- und kommunikationswissenschaftliche 
Inhalte interdisziplinär ergänzt. Hierbei wurde das bereits 
zuvor zitierte Leitbild eines „sozial- und kommunikationswis-
senschaftlich aufgeklärten Ingenieurs“ entwickelt. 

Dementsprechend ist der sechssemestrige Studiengang im 
Fachbereich Architektur und Bauingenieurswesen angesie-
delt. Das Akkreditierungsverfahren wurde mit dem laufen-
den Wintersemester erfolgreich abgeschlossen. Aktuell sind 
etwa 120 Studierende eingeschrieben, der erste Jahrgang 
wird das Studium im Sommersemester 2019 abschließen. 

Kompetenzprofil der Absolventinnen 
und Absolventen
Bei der inhaltlichen Gestaltung des Studiengangs wurden 
insbesondere Erfahrungen aus der Mobilitätsmanage-
ment-Praxis einbezogen, um die bereits angesprochene 
Berufsbefähigung der Absolventinnen und Absolventen zu 
fördern. Den Gestaltungsprozess prägte daher von Beginn 
an ein intensiver Austausch mit Expertinnen und Experten 
aus Praxis und Forschung des Mobilitätsmanagements. Die-
ser Dialog wurde schließlich durch die Einberufung eines 
externen Fachbeirats, bestehend aus Praktikern, institutio-
nalisiert. 

Zu den Kernkompetenzen der Absolventinnen und Absol-
venten gehören die Durchführung von Mobilitätsanalysen 
und Marktanalysen, die Planung, der Entwurf und der Be-
trieb von Verkehrsanlagen, das Erstellen von integrierten 
Mobilitätskonzepten sowie die Konzeption und Realisierung 
von Mobilitäts- und Informationsdienstleistungen.

Thematisch lässt sich das Curriculum in vier Bereiche unter-
teilen. 

�� Mobilitätsentstehung und das Mobilitätsverhalten: Be-
reits in der Namensgebung wird die spezielle Fokussie-
rung des Studiengangs deutlich, bei der die klassischen 
Erklärungsansätze der integrierten Verkehrsplanung ver-
mittelt und im Bereich von Anforderungen aus der An-
wendung des Instrumentariums Mobilitätsmanagements 
vertieft werden.

�� Verkehrsinfrastrukturen und Mobilitätsangebote: Dieser 
Bereich umfasst den Kernkompetenzbereich des Verkehrs- 
ingenieurwesens. Dabei werden Kompetenzen aus den 
klassisch-verkehrsplanerischen Tätigkeitsfeldern der Pla-
nung und des Betriebs von Angeboten des motorisierten 
Individualverkehrs und des öffentlichen Verkehrs sowie 
der Entwicklung inter- und multimodaler Verkehrsange-
bote vermittelt.

�� Mobilitätsdienstleitungen und –services: Dieser Bereich 
enthält betriebswirtschaftliche und rechtliche Kompe-
tenzen im Kontext von Mobilität und Verkehr. Eine praxis-
bezogene Vertiefung stellt die Veranstaltung „Geschäfts- 
modelle der Mobilitäts- und Verkehrswirtschaft“ dar.
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�� Kommunikation und Information: In diesem Bereich wer-
den spezifische Kompetenzen zur Anwendung des In-
strumentariums Mobilitätsmanagement vermittelt, das 
entweder direkt im Bereich kommunikativer Interventi-
onen ansetzt oder zumindest auf eine kommunikative 
Vermittlung angewiesen ist. Die Studierenden werden im 
Bereich kommunikativer Maßnahmen mit verhaltensver-
ändernden Absichten geschult und lernen diese in ethi-
scher Hinsicht verantwortungsbewusst anzuwenden. 

Die Modulübersicht des Studiengangs Mobilitätsmanagements (B. Eng.)

Quelle: André Bruns
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∑ 30 CP  ∑ 30 CP ∑ 30 CP ∑ 30 CP ∑ 30 CP ∑ 30 CP
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Mobilitätsentstehung und
Mobilitätsverhalten 

Mobilitätsdienstleistungen
und -services 

Infrastruktur und
Mobilitätsangebote
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Information und Prozesse 

Soft Skills und
Berufspraxis 

Projekte und
Bachelor-Thesis

1 Die Module des 4., 5. und 6. Semesters sind als Mobilitätsfenster definiert.
2 Das Angebot der Wahlpflichtfächer wird jedes Semester aktualisiert und zusammen mit Informationen zu eventuellen Teilnahmebegrenzungen
und dem Verfahren zur Zulassung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer rechtzeitig vor Vorlesungsbeginn bekannt gegeben.
Abkürzungen: SWS = Semesterwochenstunden; CP = Credit-Points nach ECTS; V = Vorlesung; Ü = Übung; SU = Seminaristischer Unterricht; Proj. = Projekt 

1. Semester 2. Semester 3. Semester 4. Semester1 5. Semester1 6. Semester1 

Aktueller Wahlpflichtkatalog2Themenbereiche

1100
Grundlagen des
Mobilitätsmanagements 

V+Ü / 4 SWD / 5 CP 

1110
Mobilitätsverhalten und
Verkehrsnachfrage 

SU / 4 SWS / 5 CP 

2100
Planung und Entwurf von
Anlagen des Individual-
verkehrs 

V / 4 SWS / 5 CP 

3100
Recht und Wirtschaft für
Mobilitäts- und Verkehrs-
angebote

V / 4 SWS / 5 CP 

4110
Erkenntnis, Kommunikation
und Design in Mobilität und
Verkehr 

SU / 4 SWS / 5 CP 

5100
Soft Skills / Sprachen 1
(aus dem Angebot von CCC
und Sprachenzentrum) 

variable SWS / 5 CP 

1200
Empirische Sozialforschung
und Statistik für Ingenieure 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

2200
Geoinformatik und
Geoinformationssysteme 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

2210
Ingenieurmathematik 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

2220
Methoden der Raum-,
Mobilitäts- und Verkehrs-
planung 

SU / 4 SWS / 5 CP 

2230
Planung und Betrieb des
Öffentlichen Verkehr 

V / 4 SWS / 5 CP 

6200
Projekt A: Erhebung und
Analyse von Mobilitäts-
bedürfnissen 

Proj / 3 SWS / 5 CP 

2300
Mobilität und Nachhaltigkeit 

V / 4 SWS / 5 CP 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

V / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

variable SWS / 5 CP 

Proj / 3 SWS / 5 CP 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

Proj / 5 SWS / 10 CP 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

V+Ü / 4 SWS / 5 CP 

variable SWS / 5 CP 

variable SWS / 15 CP 

0 SWS / 15 CP 

0 SWS / 15 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

SU / 4 SWS / 5 CP 

2330
Informationstechnologie und
Digitalisierung in Mobilität
und Verkehr 

3300
Finanzierung von Verkehrs-
angeboten und Mobilitäts-
dienstleistungen 

4400
Methoden für
zielgruppenspezifisches
Mobilitätsmanagment

5400
Soft Skills / Sprachen 2
(aus dem Angebot von CCC
und Sprachenzentrum) 

6300
Projekt B: Entwicklung von
Mobilitätskonzepten 

2310
Straßenentwurf – Nah-
mobilität und ruhender
Verkehr im Quartier 

2400
Räumliche Daten und
statistische Modelle 

4300
Mobilitätsmarketing und
-information 

3400
Geschäftsmodelle
in Mobilität und Verkehr 

6400
Projekt C: Gestaltung von
Mobilitätsmanagement-
prozessen und Entwicklung
von Mobilitätsdienst-
leistungen 

1500
Prognose von Mobilität
und Verkehr 

2500
Innovative Mobilitätsservices
und -technologien 

5500
Soft Skills / Sprachen 3
(aus dem Angebot von CCC
und Sprachenzentrum)

7000
Wahlpflichtmodul
(Auswahl von drei Fächern
aus dem Wahlpflichtkatalog) 

5510
Berufspraktische Phase 

9050
Bachelor-Thesis

Statistische Ansätze zur
Modellierung von Mobilität
und Verkehr 

Mobilitätsplanung und
kommunales Mobilitäts-
management in der Praxis

Fuhrpark- und
Dienstreisemanagement

Vertrags- und Vergaberecht
im Bereich Mobilität und
Verkehr

Mobilitätsbildung und
Fachdidaktik

Öffentlichkeitsarbeit im
Mobilitätsmanagement

Der Vermittlung fachunabhängiger personaler und sozialer 
Kompetenzen (Soft Skills) kommt im Studiengang Mobili-
tätsmanagement ein hoher Stellenwert zu. Zum einen wer-
den diese integriert, also im Verlauf des gesamten Studiums 
durch entsprechende Lehr- und Prüfungsformen vermittelt 
und geschärft. Zum anderen bieten die spezifischen Sprach- 
und Soft-Skills-Module den Studierenden die Möglichkeit, 
den eigenen Interessen entsprechend einzelne fachunab-
hängige Kompetenzen zu vertiefen. 
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Didaktisches Konzept
Eine Besonderheit des Curriculums stellen die aufeinander 
aufbauenden Projektphasen dar. Die Projekte kennzeichnet 
ein erhöhter Arbeitsbeitrag der Studierenden im Vergleich 
zu anderen Lehrveranstaltungen. In diesen Phasen werden 
die in den anderen Veranstaltungen vermittelten Kompe-
tenzen durch praktische Anwendungen anhand realer oder 
realitätsnaher Fallstudien gefestigt und vertieft – verbunden 
mit dem expliziten Ziel der Berufsbefähigung. Die Inhalte 
der jeweiligen Projekte sollen dabei so nah wie möglich an 
reale Bedürfnisse angelehnt sein und bestenfalls dem Status 
eines Lehrforschungsprojekts entsprechen. 

9

Quelle: André Bruns

Ausgestaltung der Projekte des Studiengangs Mobilitätsmanagement (B. Eng.)

Projekt A B C

Workload 5 CP
(150 Stunden)

5 CP
(150 Stunden)

10 CP
(300 Stunden)

Rolle Studierende Arbeitsgruppe Auftragnehmer Projektteam

Rolle Lehrende Projektleiter (+ Coach) Auftraggeber (+ Coach) Coach

Rahmensetzungen von Seiten der 
Lehrenden

�� Gruppenbildung
�� detaillierte Aufgabenstellung
�� Projektmanagement

�� detaillierte Aufgabenstellung
�� Zeitplan/Meilensteine

�� Themen/Aufgaben
�� Meilensteine

Aufgaben der Studierenden �� inhaltliche Bearbeitung
�� Arbeitsplanung

�� inhaltliche Bearbeitung
�� Projektmanagement und 

-controlling
�� Reflexion

�� Erarbeitung Aufgabenstellung
�� inhaltiche Bearbeitung
�� Projektmanagement und 

-controlling
�� Interaktion mit Externen
�� Reflexion der Gruppenarbeit

Das didaktische Konzept des Studiengangs zeichnet sich 
neben der Projektorientierung durch einen breiten Mix an 
Lehrformen aus. Etwa die Hälfte der Lehrveranstaltungen 
ist als seminaristischer Unterricht konzipiert. Bei Gruppen-
größen von etwa 30 Studierenden kommen interaktive und 
praxisorientierte Lehrmethoden wie Planspiele und proble-
morientierte Ansätze zur Anwendung. Zusammen mit dem 
Einbezug von Lehrbeauftragten aus potenziellen Berufsfel-
dern und der berufspraktischen Phase prägen diese Lehr-
formen das hochschulspezifisch, praxisorientierte Profil des 
Studiengangs. 

Auf Basis der vorangegangenen Ausführungen ist davon 
auszugehen, dass sich das Mobilitätsmanagement mittel- 
(in fünf Jahren) bis langfristig (in zehn Jahren) als eigen-
ständiger Tätigkeitsbereich entwickelt. Mittelfristig wird sich 
zunächst ein Aufgabenspektrum Mobilitätsmanagement 
entwickeln, das eng mit der integrierten Verkehrsplanung 
verknüpft ist und vor allem in Kommunen und im erweiter-
ten öffentlichen Dienst stattfindet, also bei Unternehmen 
des öffentlichen Verkehrs und Wohnungsbaugesellschaften. 
Darüber hinaus zeigen die bereits heute sichtbaren Ten-

denzen in Schweden und den Niederlanden, dass sich das 
Mobilitätsmanagement langfristig zu einer eigenständigen 
Fachlichkeit entwickeln wird, die inhaltlich als weitgehend 
unabhängig vom Verkehrsplanungssektor zu betrachten ist. 
Der skizzierten Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt muss die 
Studienlandschaft begegnen.

Die vorhandenen Studienangebote können den kurz- bis 
mittelfristigen Bedarf an Fachpersonen im Mobilitätsma-
nagement sowohl in quantitativer als auch qualitativer Hin-

Thesen zur Entwicklung eines 
„Studienbereichs Mobilitätsmanagement“ 
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Zu vermittelnde Kernkompetenzen eines Studiengangs Mobilitätsmanagement

10

sicht nicht decken. Neben einer zu geringen Anzahl von 
Absolventinnen und Absolventen fehlt es bei den aktuellen 
Studienangeboten auf Bachelorniveau insbesondere an der 
Vermittlung spezifischer Inhalte und Methoden für typische 
Aufgaben des Mobilitätsmanagements als Voraussetzung 
für die angestrebte Berufsbefähigung. 

Ziel sollte es daher sein, spezifische Studienangebote für die 
Ausbildung von Fachpersonen im Mobilitätsmanagement 
sowohl auf Master- als auch Bachelorniveau zu entwickeln. 
Hierbei ist eine weitgehende Berufsbefähigung bereits nach 
dem Bachelorgrad anzustreben. Vor dem Hintergrund des 
zuvor skizzierten differenzierten Aufgabenspektrums von 
Fachpersonen im Mobilitätsmanagement erscheinen die fol-
genden Bildungswege zielführend:

�� Konsekutive Masterstudiengänge als Vertiefungsmög-
lichkeiten für Absolventinnen und Absolventen der klas-
sischen, auf die Verkehrsplanung bezogenen grundstän-
digen Disziplinen wie etwa dem Bauingenieurwesen: 
Entsprechend des zuvor beschriebenen Anforderungs-
profils sollten diese Masterprogramme konsequent in-
terdisziplinär ausgerichtet sein, wobei eine Beheimatung 
ausschließlich im Ingenieurwesen als nicht notwendig er-
scheint. Ausgangspunkt können vielmehr die Sozial- und 
Kommunikationswissenschaften sein.

�� Vertiefungsmöglichkeiten für Mobilitätsmanagement in 
grundständigen Bauingenieurstudiengängen: Mit Blick 
auf die aktuelle Dynamik und die teilweise bereits er-
folgte de facto Ausdifferenzierung eines Studienbereichs 
„Verkehrsingenieurwesen“ basierend auf dem Bauingeni-
eurwesen ist eine Ausweitung dieses Angebots um die 
Vertiefungsrichtung Mobilitätsmanagement anzustre-
ben. Eine Ergänzung von spezifischen Studieninhalten 
des Mobilitätsmanagements in klassischen Bauingeni-
eur-Bachelorstudiengängen erscheint hingegen nicht 
zielführend: Aufgrund der Konkurrenz der unterschied- 
lichen Fachrichtungen des Bauingenieurwesens erscheint 
der curriculare Anteil im Bereich Verkehr generell zu 
niedrig, um die für eine Berufsbefähigung notwendigen 
Grundlagen zu vermitteln.

�� Spezifische Studiengänge für Mobilitätsmanagement: 
Mit der angenommenen Ausdifferenzierung einer 
eigenen Fachlichkeit Mobilitätsmanagement erscheint es 
sinnvoll, entsprechende interdisziplinär ausgerichtet Mo-
bilitätsmanagement-Bachelorstudiengänge sowie kon- 
sekutive Masterstudiengänge zu schaffen. Die inhaltli-
chen Profile der Bachelorprogramme sollten den oben 
beschriebenen und in Abbildung 10 dargestellten Kern-
kompetenzen für Mobilitätsmanagerinnen und -manager 
folgen. Für die Verortung entsprechender Studiengänge 
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Die Mobilität ist die dritte und neuste Dimension der Ver-
kehrsgestaltung. Ließen sich für die Gestaltung von Infra-
struktur und Verkehr noch maßgeblich ingenieurswissen-
schaftliche Konzepte nutzen, bedarf es für die Gestaltung 
von Mobilität neuartiger Ansätze, die dezidiert den Men-
schen in den Fokus nehmen. Das Mobilitätsmanagement 
steht hierbei für die Operationalisierung der Mobilitätsge-
staltung, also der Entwicklung und Umsetzung von Maßnah-
men, die das individuelle Mobilitätsverhalten zielorientiert 
beeinflussen (vgl. Schwedes et al. 2018: 45; FGSV 2018: 5). 
Dazu braucht es nicht allein neuartige Maßnahmen, son-
dern zusätzlich das Einbeziehen verschiedener Akteure, die 
das individuelle Mobilitätsverhalten beeinflussen. Öffent-
liche Aufgabenträger sehen sich dadurch mit einer zwei- 
stufigen Herausforderung konfrontiert: Erstens müssen neue 

Kompetenzen für die zielorientierte Gestaltung der Mobili-
tät angeeignet werden, die über das klassische Portfolio 
von Raum- und Verkehrsplanern hinausgehen. Zweitens 
gilt es die verschiedenen Akteure aus Wirtschaft, Politik und 
Zivilgesellschaft partizipativ einzubinden – ein Prozess, der 
besonders in der deutschen Planungskultur noch wenig 
etabliert ist. Gelingt es diese beiden Herausforderungen 
zu meistern, eröffnen sich neue Gestaltungsspielräume 
und Handlungspotenziale für eine effektive Verkehrspolitik. 
Dementsprechend müssen öffentliche Akteure vornehmlich 
daran interessiert sein, einerseits mobilitätsbezogene Infor-
mationen, Zielansprüche und Maßnahmen zu identifizieren, 
andererseits mobilitätsrelevante Akteursgruppen in einem 
kooperativen Gestaltungsprozess zu integrieren. 

Mobilität als Gestaltungsfeld

Die erste Herausforderung besteht darin, ein grundlegendes 
Verständnis für die Mobilität und die relevanten Einflussfak-
toren zu erlangen, um diese zielorientiert und effektiv mana-
gen zu können. Mobilität zu planen und managen bedeutet 
das Mobilitätsverhalten zu beeinflussen und damit auf indivi-
dueller Ebene dezidiert Verhaltensänderungen anzustoßen. 
Das Management von Mobilität gleicht für politische und 
administrative Entscheidungsträger damit häufig noch einer 
„Black Box“, befasste sich die klassische Verkehrsplanung in 
der Regel mit Strukturmaßnahmen und Verkehrsflussmo-
dellen. Diese herkömmlichen Planungsstrategien reichen 
jedoch nicht mehr aus, um den Herausforderungen der mo-
dernen Gesellschaft wie Klimawandel, Umweltgerechtigkeit 
und Gesundheitsschutz entgegenzutreten. 

Verkehr und Mobilität dürfen in diesem Sinne nicht mehr 
nach dem Entwicklungstrend gestaltet werden, sondern der 
Entwicklungstrend muss entsprechend der gesellschaftli-
chen Ziele gestaltet werden. Dies ist nur möglich, wenn sich 
der Verkehr gestalten lässt, bevor er überhaupt entsteht. Das 
Mobilitätsmanagement ist hierfür ein Ansatz, das Mobilitäts-
verhalten als Grundlage aller Verkehrsbewegungen ziel- 
orientiert zu beeinflussen. Maßnahmen und Konzepte des 
Mobilitätsmanagements setzen dabei beim Verhalten der 
Menschen an. Das menschliche Verhalten ist jedoch hoch-
gradig individuell und entsprechende Maßnahmen, die bei 
einer Zielgruppe wirken, erzeugen nicht automatisch die-

selbe Wirkung bei einer anderen Zielgruppe (vgl. Bamberg/
Köhler 2018). Demnach sind standardisierte Leitfäden für 
das Mobilitätsmanagement weitaus schwieriger zu konzipie-
ren als beispielsweise für die Infrastrukturplanung. 

Grundlage, um Mobilitätsmanagement als vollwertiges Pla-
nungsinstrument anzuwenden, ist ein grundlegendes Ver-
ständnis des Mobilitätsbegriffs. Mobilität ist, im diametralen 
Gegensatz zum Verkehr oder der Infrastruktur, immer eine 
individuelle und damit subjektive Größe. Mobilität zu ver-
stehen oder zu managen, bedeutet immer im Kontext mit 
dem Subjekt, also dem Menschen, zu handeln. Ein Umstand, 
der die Kompetenz jeglicher Verkehrsflussmodelle oder 
Planungsleitfäden überwindet und somit ein grundlegend 
neues Verständnis von Verkehrspolitik erfordert. Einerseits 
ist die Mobilität immer individuell und, abhängig von der 
subjektiven Wahrnehmung des einzelnen Menschen, unter-
schiedlich (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016). Andererseits 
ist Mobilität aber auch kein feststehendes Grundbedürfnis, 
das überlebensnotwendig und nicht beeinflussbar wäre 
(vgl. Schwedes et al. 2018: 34). Mobilität ist vielmehr ein Fil-
ter, der zwischen Bedürfnis und individueller Entscheidung 
steht und darüber entscheidet, in welcher Form einem spe-
zifischen Bedürfnis nachgekommen wird (vgl. Abbildung 1). 
Dementsprechend muss ein Bedürfnis nicht automatisch zu 
einer Verkehrshandlung führen. Darin offenbart sich auch, 
welche zentrale Rolle das Mobilitätsmanagement für poli- 
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tische und planerische Entscheidungsträger spielt: Die 
Mobilität entscheidet sowohl über räumliche Versorgungs-
möglichkeiten als auch über gesellschaftliche Teilhabe und 
ist damit grundlegendes Aufgabenfeld staatlicher Daseins-
vorsorge.

Mobilität bezeichnet nach dem entwickelten Schema den 
Möglichkeitsraum für Ortsveränderungen von Individuen 
(vgl. ebd.: 5). Dieser Möglichkeitsraum beschreibt die vielfäl-
tigen Chancen, die einem Individuum oder einem Kollektiv 
zur Verfügung stehen, um zwischen Orten zu wechseln oder 
an der Gesellschaft teilzuhaben. Dieser Möglichkeitsraum 
wird von der Raumstruktur auf der einen Seite und der Ge-
sellschaftsstruktur auf der anderen Seite konstituiert. Ent-
sprechend der Definition existiert neben der objektiven auch 
eine subjektive Komponente von Mobilität, die die struktu-
rellen und individuellen Möglichkeiten subjektiv bewertet. 
Um die Mobilität zielorientiert managen zu können, reicht 
es demnach nicht nur aus, die objektiven Raum- und Sozial- 
strukturen zu verändern. Vielmehr ist auch die subjektive 

Wahrnehmung der Menschen in den Blick zu nehmen. Bei-
spielsweise gibt die objektive Verfügbarkeit von ÖPNV-Hal-
testellen oder Fußgängerüberwegen nur teilweise Auf-
schluss über die tatsächliche Erreichbarkeit der Menschen. 
Personen, denen das Wissen um die Haltestellen fehlt oder 
die Ängste vom Nutzen der Fußgängerunterführungen ab-
halten, haben subjektiv eine viel geringere Erreichbarkeit als 
objektiv suggeriert wird. Um also die tatsächliche Mobilität 
von Menschen zu erfassen, müssen neben raummateriellen 
und soziokulturellen Einflussfaktoren auch deren subjektive 
Wahrnehmungen untersucht werden. Dabei handelt es sich 
um einen Erhebungsprozess, der für die verkehrsplanerische 
Praxis zunächst aufwendig und überkomplex erscheint, da 
zumeist noch unklar ist, inwiefern diese subjektiven Daten 
im klassischen Verkehrsplanungsprozess weiterverwendet 
werden. Die Erfassung mobilitätsbezogener Informationen 
ist jedoch – und dies hat das Mobilitätsmanagement mit der 
klassischen Verkehrsplanung gemeinsam – grundlegende 
Voraussetzung, um die Mobilität zielorientiert und effektiv 
zu managen.

1

Mobilität als individueller Möglichkeitsraum für Ortsveränderungen und gesellschaftliche Teilhabe

Quelle: Eigene Darstellung
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es für eine er-
folgreiche Integration von Mobilitätsmanagement zunächst 
drei zentrale Schritte zu vollziehen gilt: 
�� Identifizieren mobilitätsbezogener Informationen 
�� Formulierung verbindlicher Zielansprüche 
�� Konzeptionierung effektiver Maßnahmen

Erst nachdem der Status quo in Bezug auf die individuelle 
Mobilität identifiziert sowie verkehrspolitische Zielansprü-
che definiert sind, kann mithilfe von effektiven Maßnahmen 
die Mobilität nachhaltig gestalten werden. Mobilitätsma-
nagement stellt hierfür bereits einen umfassenden Werk-
zeugkasten zu Verfügung, der Instrumente und Maßnah-
men zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens enthält 
(vgl. Schwedes et al. 2017; FGSV 2018). Somit lässt sich erst 
dann von einem adäquaten oder systematischen Mobilitäts-
management sprechen, wenn es klare Informationen und 
Ziele zur Mobilität gibt. Können bei der Identifikation von 
mobilitätsbezogenen Informationen und der Konzeptio- 
nierung effektiver Maßnahmen private und zivilgesellschaft-

liche Akteure einen großen Beitrag leisten, ist die Formu- 
lierung verkehrspolitischer Zielansprüche ein Aufgabenfeld, 
das vornehmlich öffentlichen Entscheidungsträgern zufällt. 
Fehlen transparente und verbindliche Zielansprüche, führt 
dies dazu, dass private und zivilgesellschaftliche Akteure sich 
an Partikularinteressen orientieren und die Effektivität von 
Mobilitätsmanagement stark eingeschränkt wird. Beispiels-
weise gibt es in Deutschland bereits zahlreiche Maßnahmen 
des Mobilitätsmanagements, die aber in der Regel nicht mit 
den übergeordneten verkehrspolitischen Zielen abgestimmt 
werden. Beispiele hierfür sind die Entfernungspauschale, 
die Dieselsubvention oder das Dienstwagenprivileg als eta-
blierte Maßnahmen auf Bundesebene, die ein bestimmtes 
Mobilitätsverhalten fördern. Diese bundespolitischen Mobi-
litätsmanagementmaßnahmen stehen den Zielansprüchen 
einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung aber antagonis-
tisch entgegen. Trotz weitreichender Erkenntnisse zu den 
mobilitätsbezogenen Wirkungen (vgl. UBA 2016) hat eine 
Verknüpfung mit den verkehrspolitischen Zielen bis heute 
nicht stattgefunden.

Die zweite Facette für ein erfolgreiches Mobilitätsmanage-
ment ist die Integration der verschiedenen Akteure inner-
halb eines gemeinsamen Gestaltungsprozesses. So zentral 
die Rolle öffentlicher Entscheidungsträger bei der Formu-
lierung mobilitätsbezogener Zielansprüche ist, so elemen-
tar ist die Einbindung privater und zivilgesellschaftlicher 
Akteure bei der Konzeptionierung effektiver Maßnahmen. 
Da die Mobilität eine vielschichtige Zusammenführung 
räumlicher, demografischer, sozialer und kultureller Einfluss-
faktoren darstellt, lässt sie sich nicht wie beispielsweise die 
Infrastrukturen zentralistisch durch Staatsorgane dirigieren. 
Vielmehr bedarf es einer Eingliederung aller Akteure aus 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft, die auf diese Einflussfakto-
ren wirken und damit maßgeblich die individuelle Mobilität 
mitgestalten. Ziel dieser Akteursintegration ist, dass die ver-
schiedenen Akteursgruppen auf Basis eines gesellschaftlich 
legitimierten Zielanspruchs ihre Wirkung auf die Mobilität 
abstimmen. Genau dafür braucht es öffentliche Institutio-
nen, die die mobilitätsbezogenen Zielansprüche im Sinne 
eines gesamtgesellschaftlichen Mehrwerts formulieren und 
durchsetzen. Eine Herausforderung dafür ist zunächst die 
Identifikation der Akteure, die das Mobilitätsverhalten mit-
beeinflussen und deshalb über einen partizipativen Gestal-
tungsprozess integriert werden müssen.

Akteure des Mobilitätsmanagements

Zunächst lassen sich vier Akteursfelder unterscheiden, 
die alle auf das individuelle Mobilitätsverhalten einwirken 
(vgl. u. a. FGSV 2018: 28 und Schwedes/Sternkopf/Rammert 
2017: 69 f.):
�� Öffentliche Institutionen
�� Zivilgesellschaft
�� Privatwirtschaft
�� Verkehrserzeuger

Diese vier Akteursgruppen existieren in verschiedenen 
Formen auf allen föderalen Ebenen und müssen dem-
nach immer für eine erfolgreiche Operationalisierung von 
Mobilitätsmanagement betrachtet werden. Die Aufgaben-
felder, Handlungskompetenzen und Interessen der einzel-
nen Gruppen sind jedoch hochgradig ausdifferenziert und 
hängen zum Teil stark von Föderationsebene oder Region 
ab. Hier liegt die Herausforderung für öffentliche Entschei-
dungsträger zunächst darin, die Interessen und Handlungs-
kompetenzen der verschiedenen Akteure in Bezug auf das 
Mobilitätsmanagement zu identifizieren. Erst im Anschluss 
lassen sich die Akteure in einem gemeinsamen Gestaltungs-
prozess auf Basis übergeordneter Zielansprüche für ein 
effektives Mobilitätsmanagement integrieren. Doch auch 
innerhalb der Akteursgruppen können einzelne Akteure un-
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terschiedliche Interessen vertreten. Deshalb erscheint eine 
weitere Differenzierung der einzelnen Akteure sinnvoll, um 
das Akteursfeld im Mobilitätsmanagement in seiner Voll-
ständigkeit erfassen zu können.

Öffentliche Institutionen 
Die öffentlichen Institutionen tragen in einer Demokratie die 
Verantwortung dafür, dass gesamtgesellschaftliche Interes-
sen gewahrt werden und alle Menschen ausreichend Mög-
lichkeiten haben, ihre Bedürfnisse zu befriedigen und an der 
Gesellschaft teilzuhaben (vgl. Hofmann 2012). Besonders 
in Bezug auf die Mobilität spielen öffentliche Institutionen 
im Sinne der Daseinsvorsorge eine führende Rolle. Die öf-
fentliche Hand muss den einzelnen Menschen einen Mög-
lichkeitsraum für Ortsveränderungen garantieren, um Ver-
sorgungseinrichtungen zu erreichen und gesellschaftliche 
Teilhabe zu ermöglichen. Gleichzeitig müssen öffentliche In-
stitutionen auch Umweltschutz, Gesundheitsschutz und Ge-
nerationengerechtigkeit im Auge behalten, in dessen Zuge 

auch ein staatlicher Eingriff in die individuellen Bedürfnis-
strukturen sinnvoll sein kann. Jedoch ist die Akteursgruppe 
der öffentlichen Institutionen keinesfalls homogen. Beson-
ders das Verständnis von Gerechtigkeit und Daseinsvorsorge 
hängt stark von den jeweiligen demokratisch legitimierten 
Entscheidungsträgern ab. Dabei muss zunächst zwischen 
den verschiedenen Exekutivebenen in einem föderalen 
Staatssystem unterschieden werden: Die Bundesebene, die 
Landesebene sowie Kommunen und Städte. Entsprechend 
dem Subsidiaritätsprinzip fallen den einzelnen Föderations-
ebenen somit unterschiedliche Legislativkompetenzen und 
Aufgabenfelder zu. Dies führt dazu, dass sich ganzheitliche 
Strategien in Bezug auf die Mobilitätsgestaltung nur in einer 
Kooperation aller drei Föderationsebenen effektiv umsetzen 
lassen. Divergieren die Ziele und Strategien zwischen den 
Ebenen, ist eine erfolgreiche Operationalisierung de facto 
ausgeschlossen. Ein Beispiel hierfür sind restriktive Maß-
nahmen gegenüber Dieselfahrzeugen auf Ebene der Städte 
(Fahrverbote) im Gegensatz zu der Subvention von Diesel- 
treibstoff auf Bundesebene (vgl. UBA 2016).

Mobilität zu managen bedeutet auch, zwischen den verschiedenen Akteursgruppen der Gesellschaft zu vermitteln
Foto: Alexander Rammert
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Aber auch innerhalb der Exekutive muss zwischen dem gu-
bernativen Teil und dem administrativen Teil unterschieden 
werden. Die Gubernative umfasst neben der Regierung auch 
die oberste Ebene der Ministerialbürokratie und befasst sich 
mit allen politischen Handlungen und Entscheidungen. Die 
Administrative beschreibt die nachgeordnete öffentliche 
Verwaltung, die mit administrativen Befugnissen die gu-
bernativen Entscheidungen operationalisiert. Bezogen auf 
Mobilität kann der Gubernativen prinzipiell die Verkehrs- 
politik, der Administrativen die Verkehrsplanung zugeordnet 
werden. Auch hier gibt es in der Praxis vielfältige Konflikte 
und Barrieren, die einen kooperativen Entscheidungsprozess 
maßgeblich erschweren. So differenziert die Befugnisgrenze 
zwischen gubernativer und administrativer Ebene innerhalb 
der Verwaltungsinstitutionen. Sie muss in der Regel von 
den Personalien jeweils neu ausgehandelt werden. Dadurch 
kann es innerhalb der Exekutiven zu Machtverschiebungen 
kommen, entweder hin zu leitbildfixierten Entscheidun-
gen oder hin zu leitbildunabhängigen Entscheidungen. Ein 
Beispiel ist das Berliner Mobilitätsgesetz als Konzeption und 
Beschluss der Gubernative, das die Administrative auf breiter 
Front ablehnt und entsprechend schwerfällig operationali-
siert (vgl. Kunst 2018).

Ein weiterer Akteur innerhalb öffentlicher Institutionen 
sind die öffentlichen Unternehmen. Hierzu zählen vor al-
lem die kommunalen Nahverkehrsunternehmen, regionale 
Verkehrsverbünde und öffentliche Wohnungsbauunterneh-
men. Die öffentlichen Unternehmen beteiligen sich damit 
maßgeblich daran, die Konzepte und Strategien zum Mo-
bilitätsmanagement zu operationalisieren. Dabei sind die 
Unternehmen ebenso wie die öffentlichen Verwaltungen 
mit der Herausforderung konfrontiert, sich zunächst ein 
grundlegendes Verständnis von Mobilität zu erarbeiten und 
wirksame Maßnahmen zu identifizieren. Mit den Nahver-
kehrsplänen und regionalen Entwicklungskonzepten gibt es 
jedoch bereits Instrumente, um eine mögliche Operationa-
lisierung von Mobilitätsmanagement zu institutionalisieren. 
Hier eröffnet sich die Möglichkeit für die öffentlichen Un-
ternehmen als Vermittler zwischen Gesellschaft und Politik 
aufzutreten und somit wichtige Transferleistungen für eine 
erfolgreiche Umsetzung zu leisten. Ein Beispiel ist die Stadt 
Osnabrück, in der die Stadtwerke als integrierender Akteur 
der städtischen Versorgung auftreten und neben den klas-
sischen Aufgabenfeldern der Grundversorgung auch den 
Nahverkehr betreiben. Dabei integrieren die Stadtwerke 
neben den klassischen Aufgaben der Nahverkehrsunterneh-
men auch innovative Mobilitätskonzepte und Mobilitäts-
management. Die Strategien und Maßnahmen beschließen 
Politik, Verwaltung und Stadtwerke in einem gemeinsamen 
Abstimmungsprozess und halten sie in einem „Masterplan 
Mobilität“ fest (vgl. Stadt Osnabrück 2010).

Zivilgesellschaft
Neben der öffentlichen Hand ist die Zivilgesellschaft eine 
weitere zentrale Akteursgruppe, die die Mobilität über Ver-
bände und Interessenvertretungen mitgestaltet. Hier muss 
zunächst für das Mobilitätsmanagement zwischen den ver-
kehrsbezogenen, den sozialökologischen und den sozial-
ökonomischen Interessen unterschieden werden. 

Die verkehrsbezogenen Interessenvertretungen der Zivilge-
sellschaft stehen dabei in der Regel auf Seite der Verkehrs-
nutzer und stellen dabei sowohl Verkehrsmittelerfahrungen 
als auch verkehrsmittelbezogene Forderungen in den Vor-
dergrund. Entsprechend der unterschiedlichen Verkehrsmit-
tel unterscheiden sich auch die Interessen der jeweiligen 
Verbände, je nachdem ob es sich um Kraftfahrzeugnutzer, 
Nahverkehrsnutzer, Fahrradnutzer oder Fußgänger handelt. 

Die sozialökologischen Interessenvertretungen legen den 
Fokus auf die Verkehrsumwelt – also Bereiche, die von den 
Folgen des Verkehrs unmittelbar betroffen sind. Dazu zählen 
Verbände im Bereich des Naturschutzes, aber auch Verbände 
für Lärm- oder Schmutzemissionsbelastete. Die Interessen 
liegen hier vor allem darin, den Verkehr und das Mobilitäts-
verhalten hin zu einem umweltverträglichen Maß zu beein-
flussen. 

Die dritte Facette der Zivilgesellschaft bilden die sozialöko-
nomischen Interessenvertretungen. Ihr Fokus liegt beson-
ders auf den ökonomischen Rahmenbedingungen der Mobi-
lität, sei es im Sinne der Wirtschaftlichkeit des Einzelhandels 
durch Verkehrserreichbarkeit oder die Finanzierbarkeit von 
Mobilitätsformen. Je nach regionalen Gegebenheiten ste-
hen dabei bestimmte Verkehrsmittel, die als wirtschaftsför-
dernd angesehen werden, oder bestimmte Preisstrukturen, 
die als mobilitätseinschränkend angesehen werden, im Vor-
dergrund. 

So zeigt sich, dass die zivilgesellschaftliche Einflussnahme 
auf die Mobilitätsgestaltung abhängig von regionalen Um-
feldern, politischen Rahmenbedingungen und aktuellen 
Ereignissen differenziert ausfällt. Unabhängig von den spe-
zifischen Interessen der Akteure ist ein langfristig erfolgrei-
ches Mobilitätsmanagement nur mit einer breiten zivilge-
sellschaftlichen Partizipation möglich (vgl. Gebhardt/Lenz in 
diesem Heft).

Die partizipative Integration der Zivilgesellschaft in der 
Planungs- und Politikpraxis ist jedoch keineswegs selbst-
verständlich. Die deutsche Verwaltungskultur ist immer 
noch maßgeblich von einem hierarchischen Machtprinzip 
geprägt, das den Staat im Großen oder den Experten im 
Kleinen als oberste Deutungsinstanz festmacht (vgl. Som-
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mer 2017). Besonders bei der Planung von Infrastruktur 
und Verkehr hat diese „Expertifizierung“ lange Tradition. Sie 
bestimmt bis heute die Planungssicht auf Mobilität. Jedoch 
geht es gerade bei der Planung und dem Management von 
Mobilität um das individuelle Verhalten sowie um subjektive 
Wahrnehmungen. Dementsprechend ist ein gleichberech-
tigter Mitbestimmungsprozess der Gesellschaft grundlegen-
de Voraussetzung, um überhaupt evidenzbasiert Mobilität 
gestalten zu können. Dieser Umstand macht das Mobili-
tätsmanagement im Gegensatz zur klassischen Verkehrspla-
nung anspruchsvoller. Auf etablierte quantitative Verkehrs-
simulationen und Berechnungsmodelle lässt sich hier nicht 
zurückgreifen. 

Umgekehrt zeigt sich jedoch, dass Mobilitätskonzepte, die 
auf Basis zivilgesellschaftlicher Partizipation entstanden 
sind, ungleich mehr wahrgenommen und akzeptiert werden 
als Verkehrskonzepte, die auf reinen Berechnungen basieren 
(vgl. Krause 2017). Diese Verkehrsmodelle suggerieren eine 
objektive Wirklichkeit, die nicht der tatsächlichen Lebens-
wirklichkeit der Menschen vor Ort entspricht und somit häu-
fig zu starken Konfrontationen und Auseinandersetzungen 
in der Praxis führt – besonders in Städten. Städte bilden die 
Kristallisationspunkte von sozialen und kulturellen Transfor-
mationen. Im urbanen Milieu finden sich deshalb besonders 
häufig Konflikte zwischen gesellschaftlichen Ansprüchen 
und baulich-organisationellen Strukturen (vgl. Kronauer/ 
Siebel 2013).

Privatwirtschaft
Nicht nur für den Verkehr, sondern auch für die Mobilität 
ist die Privatwirtschaft eine wichtige Akteursgruppe. Sie 
beeinflusst das individuelle Verhalten maßgeblich. Neben 
klassischen Akteuren wie der Automobilindustrie zählen 
hierzu auch neuartige Akteure aus dem Bereich der Mobili-
tätsdienstleistungen oder der Informationstechnologie. Die-
se Akteursgruppe eint zunächst das gemeinsame Streben 
nach jeglicher Form von Wachstum – seien es Finanzmittel, 
Informationen oder Einfluss. Gleichzeitig stehen die privat-
wirtschaftlichen Akteure auf dem freien Mobilitätsmarkt in 
einem Konkurrenzverhältnis zueinander. Das Interesse ist 
dadurch letztendlich immer das eigene wirtschaftliche Über-
leben. 

Weiterhin öffnen Digitalisierung und Plattform-Ökonomi- 
sierung im Bereich der Mobilität die klassischen Marktver-
hältnisse. War der Nahverkehrsmarkt in der Vergangenheit 
fast vollständig öffentlich reguliert und der Individualver-
kehrsmarkt fast vollständig privat organisiert, verschieben 
sich diese Marktverteilungen neuerdings (vgl. Aguilera/ 
Boutueil 2018). 

Die Herausforderung für das Mobilitätsmanagement be-
steht also darin, die Innovations- und Effizienzpotenziale 
der Privatwirtschaft im Sinne eines gesamtgesellschaftli-
chen Mehrwertes einzusetzen. Die Integration der privat-
wirtschaftlichen Akteure muss zum Ziel haben, nicht allein 
die Gewinnmargen, sondern den individuellen Möglich-
keitsraum aller Menschen zu maximieren, ohne einzelne 
Gruppen oder die Umwelt zu benachteiligen. Aufgrund der 
bereits angedeuteten Interessenlage der Privatwirtschaft 
ist dies nur möglich, wenn die Akteure über staatliche Re-
gulierungen und Anreize entsprechend dem Leitbild einge-
bunden werden. Andernfalls wird immer das wirtschaftliche 
Eigeninteresse im Vordergrund stehen. Mobilitätsbezogene 
Mehrwerte entstehen dann allenfalls als Randprodukt. Ge-
lingt eine erfolgreiche Integration der Verkehrsmittelher-
steller, Mobilitätsdienstleister und Digitalkonzerne – im 
Optimalfall in Kooperation mit öffentlichen Unternehmen – 
ergeben sich gänzlich neue Potenziale für eine moderne 
Mobilitätsgestaltung.

Inwieweit die Privatwirtschaft in die Gestaltung von Mobili-
tät einbezogen wird, hängt in Deutschland unter anderem 
auch von der föderalen Ebene ab. Auf Bundesebene spielen 
eher die wirtschaftlichen Aspekte von Mobilität und Verkehr 
eine Rolle, wo hingegen auf kommunaler Ebene soziale und 
ökologische Aspekte stärker hervorgehoben werden. Dem-
entsprechend divergiert die Rolle von privatwirtschaftlichen 
Akteuren bei verkehrspolitischen Entscheidungsprozessen, 
je nach politischem Steuerungsverständnis. Beispielsweise 
findet sich auf Bundesebene mit der neu gegründeten „Na-
tionalen Plattform Zukunft der Mobilität“ ein Gremium, das 
fünf der sechs Schwerpunkte wirtschaftspolitisch besetzt 
(vgl. NPM 2018). Obwohl Mobilität ein hochgradig soziales 
Phänomen ist, werden die gesellschaftspolitischen Aspekte 
auf Bundesebene vollständig marginalisiert. Umgekehrt ha-
ben es aber die neuen Mobilitätsdienstleister auf kommuna-
ler Ebene schwer, als vollwertiger Akteur für die Gestaltung 
des Nahverkehrs ernstgenommen zu werden. Mittlerweile 
existieren jedoch erste Kooperationsversuche, privatwirt-
schaftliche Akteure in ein gesamtstädtisches Mobilitätskon-
zept zu integrieren. Beispiele dafür sind der BerlKönig in Ber-
lin, MOIA in Hamburg oder Bike Citizens in Bremen.

Verkehrserzeuger
Die vierte relevante Akteursgruppe für die Mobilitätsgestal-
tung sind die Verkehrserzeuger. Dazu gehören all diejenigen 
Einrichtungen, die aufgrund ihrer Funktion als Arbeitgeber, 
Bildungs- oder Kultureinrichtung einen großen Einfluss auf 
die Erzeugung von Verkehrsströmen ausüben. Ging es in 
der klassischen Verkehrsplanung maßgeblich darum, den 
Verkehrserzeugern ausreichend große Parkplätze und In-
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frastrukturen zur Verfügung zu stellen, bezieht das Mobili-
tätsmanagement die Verkehrserzeuger als relevanten Akteur 
in die Planung ein. Damit eröffnen sich den Verkehrserzeu-
gern einerseits Möglichkeiten zur Mitgestaltung des Ver-
kehrssystems, andererseits werden sie auch mit in die Ver-
antwortung gezogen, Mobilität und Verkehr entsprechend 
dem Leitbild aktiv mitzugestalten. Dies kann sogar so weit 
gehen, dass Verkehrserzeuger finanziell an den Infrastruk-
tur- und Mobilitätsmaßnahmen beteiligt werden. Diese 
„Nutznießerfinanzierung“ steht im Bereich des öffentlichen 
Nahverkehrs für das Monetarisieren eines ökonomischen 
Nutzens, den Dritte – zum Beispiel der Gewerbetreiber, Ar-
beitgeber oder Immobilienbesitzer – aufgrund vorhandener 
Infrastrukturen und Verkehrsangebote erzielen (vgl. Boltze/
Groer 2012). In Deutschland existiert dafür, im Gegensatz zu 
Frankreich oder den Niederlanden, keine rechtliche Grund-
lage. Modelle zur Nutznießerfinanzierung sind immer auf 
die freiwillige Zustimmung der entsprechenden Verkehrs- 
erzeuger angewiesen. Ein weiteres Maßnahmenfeld, das die 
Verkehrserzeuger ebenfalls auf freiwilliger Basis in die Mobi-

litätsgestaltung einbindet, ist das betriebliche Mobilitätsma-
nagement (vgl. den Beitrag von Monheim in diesem Heft). 
Ziel des betrieblichen Mobilitätsmanagements ist die Beein-
flussung des Mobilitätsverhaltens von Mitarbeitern auf Ebe-
ne des Arbeitgebers. Die Vergangenheit zeigt jedoch, dass 
Arbeitgeber betriebliches Mobilitätsmanagement in der Re-
gel immer unzureichend und kurzweilig umgesetzt haben 
(vgl. Schwedes/Sternkopf/Rammert 2017: 49 f.). 

So lässt sich festhalten, dass es für eine erfolgreiche Inte- 
gration der Verkehrserzeuger klare Anreize und Restriktio-
nen geben muss. Andernfalls gilt analog der Privatwirtschaft, 
dass freiwillige Maßnahmen zum Mobilitätsmanagement 
nur dann angewandt werden, wenn ein wirtschaftlicher 
Mehrwert erkennbar ist. Ausnahme hierfür bilden die 
weisungsgebundenen öffentlichen Einrichtungen wie Schu-
len, Universitäten oder Verwaltungen. Dementsprechend 
finden sich bei den öffentlichen Verkehrserzeugern die 
umfangreichsten Konzepte zum betrieblichen Mobilitäts- 
management.

2

Relevante Akteure für das Mobilitätsmanagement 

Quelle: Eigene Darstellung
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Abschließend stellt sich die Frage, wie sich die Erkenntnis-
se zur Gestaltung der Mobilität einerseits und die Ausge-
staltung der Akteursgruppen andererseits innerhalb einer 
ganzheitlichen Strategie für Mobilitätsmanagement nutzen 
lassen. Das 5-Phasen-Modell ist ein mögliches Strategiekon-
zept, das zum einen den identifizierten Herausforderungen 
begegnet, zum anderen eine langfristige und bundeswei-
te Integration von Mobilitätsmanagement anstrebt. Dieses 
Strategiekonzept skizziert damit die Möglichkeiten, die die 
Erkenntnisse zur Mobilität und der Anspruch einer partizi-
pativen Planung für eine erfolgreiche Verkehrspolitik bieten. 
Die Mobilitätsmanager von morgen bauen nicht mehr le-
diglich Infrastrukturen oder programmieren Signalanlagen, 
sondern gestalten die Mobilität von Individuen, beeinflus-
sen ihr Verhalten. Hier braucht es letztendlich mutige Ent-
scheidungsträger, die dieses neue Planungsverständnis in 
der Praxis operationalisieren und die Mobilität im Sinne der 
Gesellschaft wieder aktiv gestalten.

Phase I: Standardisierung und 
Qualifizierung von Mobilitätsmanagement
Um der bereits identifizierten Herausforderung bei der 
Gestaltung von Mobilität zu begegnen, braucht es ein ein-
heitliches und eindeutiges Verständnis von Mobilität und 
Mobilitätsmanagement. Dieser Standardisierungsprozess 
muss gemeinschaftlich mit der öffentlichen Hand, der Zi-
vilgesellschaft, der Wirtschaft und der Wissenschaft statt-
finden, damit sich ein einheitliches Grundverständnis von 
Mobilität fundieren lässt. Weiterhin gilt es zusammen mit 
den Akteursgruppen mobilitätsbezogene Informationen zu 
identifizieren, die die Grundlage für ein evidenzbasiertes 
Mobilitätsmanagement konstituieren. Erst so können spe-
zifische Qualitätsansprüche der Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Wissenschaft zu einem einheitlichen Bewertungssche-
ma von Mobilitätsmanagement zusammengeführt werden. 
Die öffentlichen Institutionen von Kommunen und Ländern 
haben dann die Möglichkeit, Mobilitätsmanagement in 
Form von Mobilitätsplänen und Mobilitätsgesetzen zu in- 
stitutionalisieren.

Phase II: Aktivierung der Bundesebene
Die Bundesebene ist für die langfristige Implementierung 
eines systematischen Mobilitätsmanagements von zentra- 

ler Bedeutung. Nur der Bund hat die Möglichkeit, die ge-
meinsam entwickelten Qualitätsansprüche in einen all-
gemeingültigen und verbindlichen Ordnungsrahmen zu 
überführen. Hierfür lassen sich bereits institutionalisierte 
Mobilitätskonzepte auf kommunaler und Landesebene als 
Musterbeispiele für eine bundesweite Institutionalisierung 
heranziehen. Um für bundespolitische Akteure Handhab-
barkeit und Verständnis für Mobilitätsmanagement zu ge-
währleisten, ist die Standardisierung und Qualifizierung aus 
der ersten Phase essenziell. Die Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung oder der Bundesverkehrswegeplan 
bieten sich dabei als Schnittstelle zur Bundesebene an, um 
das strategische Konzept der kommunalen Mobilitätspläne 
und -gesetze auch auf Bundesebene zu etablieren. Lang-
fristig kann sich der Bundesverkehrswegeplan dadurch zu 
einem Bundesmobilitätsplan weiterentwickeln. Auf nationa-
ler Ebene kann entsprechend der Nachhaltigkeitsstrategie 
eine zukunftsfähige Entwicklungsstrategie für Mobilität und 
Verkehr entstehen.

Phase III: Entwicklung eines 
zielorientierten Bundesförderungsansatzes
Die dritte Phase markiert den Übergang zu einem zielorien-
tierten Bundesförderungsansatz. Hier wird die grundlegen-
de Architektur einer bundesweiten Förderung festgelegt. 
In diesem Zusammenhang muss die Bundesebene vier we-
sentliche Parameter definieren: 
�� Formulierung mobilitätsbezogener Zielansprüche
�� Systematisierung mobilitätsbezogener Maßnahmen
�� Standards der Erfassung mobilitätsbezogener Informa-

tionen
�� Finanzierungskonzept für Mobilitätsmanagement

Die definierten Leitlinien gewährleisten, dass Mobilitäts-
management nach einem bundesweit einheitlichen Ord-
nungsrahmen erfolgt. Eindeutige mobilitätsbezogene 
Zielansprüche der Bundesebene sind Voraussetzung dafür, 
dass Länder und Kommunen zielorientiert Mobilität mana-
gen können. Bundesweit einheitliche Standards für Maßnah-
men, Evaluationen und Finanzierungsmodelle führen dazu, 
dass kommunale Mobilitätsplaner Planungssicherheit haben 
und gleichzeitig Qualitätsansprüche gewährleistet werden. 
Langfristig lassen sich die definierten Ansprüche in Form 
von Bundesgesetzen institutionalisieren.

Strategiekonzept für eine bundesweite Implementierung
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Phase IV: Wettbewerbsmodell für deutsche 
Kommunen und Unternehmen
In der vierten Phase werden die von der Bundesebene er-
arbeiteten Rahmenbedingungen auf die Ebene der kommu-
nalen Verkehrsplanung zurückgespielt. Die Operationalisie-
rung kennzeichnet die Herausforderung, dass Kommunen 
in Deutschland aufgrund ihrer regionalen, wirtschaftlichen 
und demografischen Struktur unterschiedlich geartet sind. 
Wettbewerbsmodelle wie der Top-Runner-Ansatz bieten 
hierbei die Möglichkeit, Akteure im Abstand von definier-
ten Zeitperioden zu honorieren, die am effizientesten und 
effektivsten die Zielvorgaben der übergeordneten Ebene 
erreichen (vgl. BMU 2018). Nach Abschluss der Bewertungs-
periode gelten die Innovationen der „Top-Runner“ für alle 
anderen Akteure dann als Standard. Grundsätzlich ist dabei 
die Art und Weise der Zielerreichung technologieneutral 
und maßnahmenneutral. Je nach Besonderheit der Kom-
mune lassen sich die zur Verfügung stehenden Instrumente 
bestmöglich kombinieren. In dieser Form können räumlich 
voneinander abgegrenzte kommunale Entscheidungsträger, 
die monopolistisch zur Daseinsvorsorge beitragen, zuein-
ander in Wettbewerb gesetzt werden und vom erlangten 
Wissen anderer Kommunen profitieren. Durch den fiktiven 
Wettbewerb werden die kommunalen Handlungsoptionen 
und ihre Effektivität für die übergeordnete Ebene zugäng-
lich. Um die Vergleichbarkeit zu gewährleisten, kann auf die 
in Phase III definierten Mobilitätspläne, Maßnahmenkata- 
loge und Bewertungsmethoden zurückgegriffen werden. 

Phase V: Systematisches Mobilitäts- 
management als Teil einer integrierten 
Verkehrsplanung 
Abschließend gilt es, den Gesamtprozess im Rahmen der 
integrierten Planung zu verstetigen. Dabei muss zum einen 
zwischen den identifizierten Akteursgruppen vermittelt wer-
den, zum anderen der institutionelle Rahmen für eine lang-
fristige Integration von Mobilitätsmanagement geschaffen 
werden. Durch das Gegenstromprinzip lassen sich die Vor-
teile kommunaler Vor-Ort-Präsenz und bundesweiter Stan-
dards kombinieren, um die Herausforderungen für Mobili-
tätsexpertise und Akteursintegration zu meistern. Weiterhin 
können europäische Konzepte, wie die Sustainable Urban 
Mobility Plans (SUMP) als Gerüst für die Integration des Mo-
bilitätsmanagements in der städtischen Mobilitätsplanung 
genutzt werden. Die SUMPs kombinieren bereits kommuna-
le Mobilitätskonzepte mit übergeordneten Handlungsleitli-
nien der nachhaltigen Verkehrsplanung und bieten damit 
das Fundament eines integrativen Planungsprozesses. Kön-
nen die Kommunen dabei zunächst nationalstaatliche Bar-
rieren ignorieren, sollte langfristig der Anspruch bestehen, 
die Bundesebene innerhalb dieses vertikalen Prozesses ein-
zubinden. Mit den Mobilitätsplänen auf kommunaler Ebene, 
Mobilitätsgesetzen auf Länderebene, Bundesmobilitätsplä-
nen und Nachhaltigkeitsstrategien auf Bundesebene sowie 
den SUMPs auf europäischer Ebene gibt es bereits Anknüp-
fungspunkte, um Mobilitätsmanagement innerhalb eines 
integrierten Planungsprozesses einzubinden.

3
Implementierung eines systematischen Mobilitätsmanagements unter Nutzung des Gegenstromprinzips 

Quelle: IVP 2018, bearbeitet
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Mobilität zu managen bedeutet, das individuelle Verhalten 
in Bezug auf Ortsveränderungen und Verkehrsmittelwahl 
zielorientiert zu beeinflussen. Zentrale Voraussetzung für 
ein erfolgreiches Mobilitätsmanagement ist ein grundle-
gendes Verständnis für die Rahmenbedingungen und Zu-
sammenhänge individueller Mobilität. Dabei spielen sowohl 
subjektive Wahrnehmungen eine Rolle als auch räumliche, 
materielle, soziale und kulturelle Rahmenbedingungen. 
Dieses komplexe Wirkgefüge im Sinne des Leitbildes ziel- 
orientiert zu gestalten ist die Herausforderung moderner 
Verkehrsplanung. Hierbei gilt es nicht nur die hochgradig 
ausdifferenzierten Informationen zur Mobilität der Men-
schen zu erfassen, sondern auch entsprechende Zielansprü-
che zu formulieren sowie wirksame Maßnahmen zu entwer-

fen. Weiterhin benötigt es ein neues (Selbst-)Verständnis 
von Politik und Planung, das die gesellschaftlichen Akteu-
re als integralen Bestandteil erfolgreicher Mobilitäts- und 
Stadtgestaltung anerkennt.

Beispiele aus Theorie und Praxis zeigen, dass gemeinsam mit 
gesellschaftlichen Akteuren kooperative Konzepte für ein 
erfolgreiches Mobilitätsmanagement entstehen können. Die 
zukünftigen Mobilitätsmanager müssen somit nicht allein 
Infrastrukturen und Verkehrsprozesse gestalten, sondern 
das individuelle Verhalten der Menschen beeinflussen. Die-
ser neue Gestaltungsanspruch sowie ein akteursorientierter 
Planungsprozess sind die beiden elementaren Bestandteile 
eines zukunftsfähigen Mobilitätsmanagements.

Fazit
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Können Betriebe mithelfen, Verkehrsprobleme 
zu lösen? Betriebe induzieren vielfachen 
Verkehr und sind deshalb wichtige Akteure 
des Mobilitätsmanagements. Dafür brauchen 
sie von den Kommunen organisatorische und 
inhaltliche Unterstützung. Die Digitalisie-
rung bietet nach Einschätzung des Autors ein 
großes Potenzial für einen nachhaltigen  
Mobilitätsmix.
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Bis etwa 1960 funktionierte die betriebliche Mobilität im 
Personen- und Güterverkehr sehr effizient. Die Betriebe 
organisierten bei angespannten Arbeitsmärkten eigene 
Werksbusverkehre, um in der Fläche Mitarbeiter zu gewin-
nen. Große Industriebetriebe bauten oder mieteten eigene 
Werkswohnungen, um ihre Mitarbeiter eng an den Betrieb 
zu binden und ihnen kurze Wege zu ermöglichen. Zudem 
sorgten sie dafür, dass in enger Nachbarschaft kleine Läden 
für den täglichen Bedarf der Mitarbeiter angesiedelt waren 
(z. B. Konsum). Ein Großteil der Werktätigen aus dem nahen 
Umfeld kam zu Fuß oder mit dem Fahrrad zur Arbeit. Die 
Werksflächen wurden intensiv genutzt und kompakt bebaut 
und waren viel zu schade für Großparkplätze. Die Betriebe 
hatten dafür ausreichend Fahrradständer. Und aus dem wei-
teren Umfeld kamen die Angestellten bevorzugt mit Bus 
und Bahn. Gute Erreichbarkeit vor allem im Schienenverkehr 
war ein wichtiger Faktor der betrieblichen Standortentschei-
dung. Betriebsgelände und Unternehmervilla in enger Nach-
barschaft, Arbeitersiedlungen und Werk bildeten ein archi-
tektonisches Ganzes. Die Mobilität der Mitarbeiter, Kunden, 
Güter- und Warenströme funktionierte weitgehend staufrei 
und zuverlässig.

Die Entwicklung der betrieblichen Mobilität

Massenmotorisierung mit zunehmender 
Ineffizienz im Verkehr
Dann begann die Massenmotorisierung durch massiven 
Straßen- und Parkraumausbau, durch eine Baugesetzge-
bung, die eine autogerechte Erschließung der Betriebe for-
dert, durch eine Steuergesetzgebung, die privaten und be-
trieblichen Autobesitz subventionierte, durch eine staatlich 
geförderte Ansiedlungspolitik, die unter der Prämisse ubi-
quitärer Autoerreichbarkeit kaum noch Wert auf eine gute 
Anbindung im öffentlichen Verkehr (vor allem Schienenver-
kehr) legte und immer neue Gewerbegebiete in immer pe-
riphereren Lagen genehmigte. Schritt für Schritt zogen sich 
die Bahnen und der öffentliche Verkehr aus der Fläche zu-
rück, wurden immer mehr Schienenstrecken stillgelegt, im-
mer mehr Bahnhöfe und Haltepunkte sowie Güterannahme-
punkte und Gütergleisanschlüsse geschlossen. Kein Wunder, 
dass dann der Autoverkehr immer massiver zunahm und 
Deutschland zum Stauland wurde. Die deutsche Verkehrs
politik muss sich vorwerfen lassen, die klimapolitischen Ziele 
im Verkehr weit zu verfehlen. 

Autozentrierter Systemausbau
Besonders ausgeprägt ist die Autoabhängigkeit im länd-
lichen Raum mit seinen vielen Klein- und Mittelstädten. 
Dies ist eine Folge der jahrzentelangen Sparmaßnahmen 
im ländlichen ÖPNV. So wurden viele Schienenstrecken still-
gelegt, die Güterbahn zog sich weitgehend aus der Fläche 
zurück und der Busverkehr beschränkte sich immer mehr 
auf die Schülerbeförderung. Parallel dazu wurden gerade im 
ländlichen Raum das Fernstraßennetz und das System der 
Ortsumgehungen immer weiter ausgebaut. 

Aber auch in den verkehrlich hoch belasteten Großstädten 
und Metropolregionen ist trotz gut ausgebauter ÖPNV-An-
gebote der private Pkw das bevorzugte Verkehrsmittel auf 
dem Weg zur Arbeit, vor allem bei Betriebsstandorten am 
Stadtrand und im Umland sowie bei Berufspendlern mit lan-
gen Arbeitswegen. In der Regel werden diese stauerzeugen-
den und umwelt- und klimabelastenden Strukturen von der 
kommunalen und regionalen Verkehrsplanung, von den Be-
trieben und nicht zuletzt von den Pendlern fatalistisch hin-
genommen. Der lineare autozentrierte Systemausbau wird 
trotz aller Probleme weiter fortgesetzt. Verkehrsfragen sind 
hochgradig ideologisch aufgeladen und rationalem Kalkül 
nur schwer zugänglich. 

Foto: Pixabay/CCO Creative Commons

Stauland Deutschland
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Zunehmend umweltbewusste Betriebe
In anderen Themenfeldern agieren moderne Betriebe 
durchaus umweltbewusst. Sie nutzen energieeffiziente Ma-
schinen. Sie praktizieren ein nachhaltiges Gebäudemanage-
ment. Sie verwenden umweltschonende Produktions- und 
Entsorgungsverfahren. In diesem Verhalten werden sie ei-
nerseits durch scharfe gesetzliche Auflagen mit entspre-
chenden Grenzwerten geleitet. Oft rechnet sich aber auch 
der betriebliche Umweltschutz, weil er Kosten spart und Ri-
siken minimiert. Auch die Imagewirkung ist beträchtlich, vor 
allem, wenn es dabei um Konsumgüter und Lebensmittel 
geht, bei denen die Konsumenten auf zertifizierte Qualität 
achten. Zur Stärkung des Umweltbewusstseins haben auch 
die einschlägigen Ökoaudits und die publikumswirksam ein-
gesetzten Umwelterklärungen beigetragen. Insoweit hat die 
staatliche Umweltpolitik in der Wirtschaft beachtliche Erfol-
ge vorzuweisen, weil sich hier das Umweltbewusstsein der 
Wirtschaft in vieler Hinsicht lohnt. 

Lichtblick Flottenmanagement 
Ein Bereich, in dem sich viele Betriebe auch im Mobilitätssek-
tor anstrengen, ist das Flottenmanagement der Betriebsfahr-
zeuge. Hier bemüht man sich in der Beschaffungspolitik der 
Neuwagen um verbrauchs- und emissionsarme Fahrzeuge 
und bei der Fahrzeugdisposition um effiziente Logistik. Ty-
pische Handlungsfelder sind Fahrertraining für verbrauchs- 
und emissionsarme Fahrweise und Disponententraining für 
Optimierung der Fahrten. 

Hemmungen bei der Beeinflussung 
der Mitarbeiter- und Kundenmobilität
Dagegen mischen sich die Betriebe selten in die Mitarbei-
termobilität, Besucher- und Kundenmobilität ein. Viele stel-
len Parkraum zur Verfügung, mehr nicht. Die wachsenden 
Verkehrsprobleme in der Region registrieren sie, sehen aber 

Der Spagat zwischen Umweltorientierung und chronischer  
Autofixierung
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Stellplätze für „Klimahelden“

nicht, wie sie zur Problemvermeidung beitragen können. Ei-
nige Betriebe schaffen Anreize, damit die Mitarbeiter auf das 
Fahrrad umsteigen (hochwertige Abstellanlagen für Fahrrä-
der, Duschen, Umkleideräume und Spinde für Wechselklei-
dung, Leasingangebote für Fahrräder vergünstigte ÖPNV- 
Tickets etc).

Die meisten Betriebe scheuen sich allerdings, korrigierenden 
Einfluss auf das Verkehrsverhalten ihrer Mitarbeiter und Kun-
den zu nehmen. Weil dieses als Privatangelegenheit gilt, in 
das sich die Betriebe nicht einzumischen hätten. Mitarbeiter 
und Kunden, die zu Fuß, mit dem Rad oder dem ÖPNV kom-
men, werden nicht immer mit gleicher Sorgfalt bedient, was 
sicher auch an der gesetzlichen Stellplatzpflicht liegt. 

Ansätze eines modernen Mobilitätsmanagements

Einzelne Akteure und insbesondere die Vertreter der Um-
weltverbände, der alternativen Verkehrsverbände und der 
Gesundheitswirtschaft wenden sich gegen die ungebro-

chene Zunahme des Autoverkehrs und die damit verbun-
denen Ineffizienzen und Probleme. Sie stören sich an den 
Zeitverlusten durch wachsende Staulängen und wollen dem 
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Stau durch alternative Mobilitätsangebote entkommen. Sie 
thematisieren die gesundheitlichen Folgen durch Stress für 
die autogebundenen Berufspendler. Sie stören sich an den 
zunehmenden Umweltbelastungen und Klimafolgen durch 
den wachsenden Autoverkehr. Sie wünschen sich einen bes-
ser funktionierenden Wirtschaftsverkehr, der nicht mehr so 
viel Stau verursacht. 

Verkehrssystem-Management als Thema 
der 1980er-Jahre
In den 1980er-Jahren wuchs daher die Einsicht, dass der rei-
ne Straßennetzausbau Grenzen hat. Und dass es gelingen 
muss, im vorhandenen Verkehrsraum die Verkehre effizienter 
abzuwickeln. Dafür wurde das Verkehrssystem-Management 
propagiert. Mit neuen technologischen Mitteln computerge-
steuerter Ampelschaltungen und Verkehrslenkungssysteme 
einschließlich moderner, dynamischer Parkleitsysteme sollte 
der immer mehr stockende Kfz-Verkehr „verflüssigt“ werden 
(Stiewe 2012), im Vordergrund stand das Interesse am Ab-
bau gegenseitiger Behinderungen der Kfz-Verkehrsströme 
im Verkehrsraum. Schon beim Versuch, mit modernem Ver-
kehrssystemmanagement auch den ÖPNV effektiver abzuwi-
ckeln, durch viele Busspuren und ÖPNV-bedarfsgesteuerte 
Signalschaltungen, blieben die Erfolge gering, weil das meis-
tens als unzulässige Eingriffe in die Rechte des Autoverkehrs 
diskutiert wurde. So blieb es bei vereinzelten Anwendungen 
ohne durchgängigen Systemcharakter. Im ÖPNV und vor al-
lem im Schienenverkehr wurden die an sich faszinierenden 
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VCD und Changing Cities fordern zum Tag der Verkehrs- 
sicherheit sichere Mobilität auf allen Straßen

Optionen moderner Systemsteuerung viel zu spät und selek-
tiv eingesetzt, dadurch konnte seine Attraktivität nur mäßig 
verbessert werden. 

Indimark, PAW und Change Management 
Neben den technologischen Feldern des Verkehrssystem-
managements wurde seit Mitte der 1970er-Jahre auch ge-
legentlich mit sozialwissenschaftlichen Methoden versucht, 
modernes Mobilitätsmanagement zu implementieren. Aus-
gangspunkt war die Verfeinerung der Verkehrsempirie durch 
die 1974 erstmals entwickelte KONTIV-Methode einer detail-
lierten Erfassung der Personenmobilität mit Hilfe von Aktivi-
täten-Tagebüchern und der dabei eingesetzten Anwendung 
des Etappenprinzips (Brög 1984). Plötzlich wurden die viel 
stärkere Komplexität des Verkehrsverhaltens und ihre starke 
räumliche, zeitliche und sozio-strukturelle Differenz empi-
risch belegt. Damit wurde klar, dass das Verkehrsverhalten 
nur durch sehr differenzierte Maßnahmen beeinflusst wer-
den kann. So wurde allmählich erkannt, dass sich das Ver-
kehrsverhalten der Mitarbeiter und Kunden vor allem durch 
eine stärkere Verkehrskommunikation beeinflussen lässt. 
Vereinzelt wurden in diesem Zusammenhang in Pilotprojek-
ten neue Lösungen entwickelt, mit teilweise beachtlichen 
Erfolgen. Allerdings fehlt bis heute eine systematische Eta-
blierung solcher Tools im gängigen Repertoire kommunaler 
und regionaler Verkehrspolitik und im Repertoire moderner 
Betriebsführung. Ein paar auch methodisch lohnende Bei-
spiele seien hier kurz angesprochen:

n	Indimark: Einige ÖPNV-Betriebe und Verkehrsverbünde 
setzten beispielsweise die von Socialdata in München 
entwickelte Indimark-Methode ein. Dahinter verbirgt sich 
ein haushalts- und personenbezogenes oder betriebsbe-
zogenes individualisiertes ÖPNV-Marketing, um alltägli-
che Mobilitätsroutinen zu überprüfen und neue Verhal-
tensalternativen anzubieten (Socialdata 1998). 

n	Neubürger- und Startermarketing: Einige Kommunen 
und Verkehrsbetriebe konzentrierten ihre Anstrengungen 
auf neu zugezogene Personen und Haushalte, weil man 
davon ausging, dass dann am ehesten neue verkehrliche 
Such- und Orientierungsprozesse stattfinden, die durch 
einschlägige Hilfe (Schnupperabo, Neubürgertouren) 
leichter zu beeinflussen sind, als das über viele Jahre ver-
festige Verhalten der „Altbürger“. Der gleiche Ansatz lohnt 
auch im betrieblichen Kontext für die verkehrliche Orien-
tierungsunterstützung neuer Mitarbeiter. Andere Gele-
genheiten, Verhaltensänderungen anzustoßen, sind wich-
tige Umbruchsituationen in den Haushalten (Geburt eines 
Kindes, Abschluss einer Ausbildung, Wechsel in den Ruhe-
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stand, Wechsel des Arbeitsplatzes, Zulassung eines neuen 
Pkw). Auch die Neuansiedlung von Betrieben bieten An-
lass für besondere Kommunikationsanstrengungen. 

n	PAW: In die gleiche Richtung weisen Public Aware-
ness-Konzepte (PAW), mit denen aktives „pro ÖPNV-Mar-
keting“ bei professionellen Akteuren in Politik, Wirtschaft 
und Medien betrieben wurde, um die Relevanz und Leis-
tungsfähigkeit des ÖPNV stärker bewusst zu machen (So-
cialdata 1989). 

Solche Verfahren sind mehrfach evaluiert worden und ha-
ben meist beachtliche Veränderungen im Verkehrsverhalten 
der Zielgruppen bewirkt. Trotzdem sind die entsprechen-
den Verfahren bisher weder in der kommunalen Verkehrs
planung noch im betrieblichen Mobilitätsmanagement als 
Routine übernommen worden. Gerade Städte mit aktuell 
zugespitzten verkehrsbedingten Umweltproblemen (zum 
Beispiel drohenden Dieselfahrverboten) könnten durch sol-
che Methoden Verhaltensänderungen anstoßen. 

Grundlegend verändert hat sich das technologische Umfeld 
der Mobilitätspolitik durch die Fortschritte der Digitalisie-
rung. Diese Änderungen haben auch großen Einfluss auf die 
Möglichkeiten des Mobilitätsmanagements. 

Beginn der Computernutzung  
in den 1970er-Jahren
In den 1970er-Jahren wurden Computer zunächst sehr 
selektiv genutzt. Verkehrsrechner waren sehr teuer und wur-
den deshalb nur selten eingesetzt. Zudem gab es noch eine 
leitungsbasierte Kommunikationstechnik, die Telefonieren 
nur zu Hause oder am Arbeitsplatz, nicht aber unterwegs 
ermöglichte (Ausnahme: frühe, teure Autotelefone für we-
nige Manager und Spitzenpolitiker). Deshalb scheiterten 
beispielsweise die ersten Rufbusexperimente in Friedrichs-
hafen und Neustadt schnell an den hohen Geräte- und Soft-
warekosten, den Mängeln der Dispositionslogistik und der 
unzureichenden Telefondichte, die eigene Rufsäulen erfor-
derte. 

Neue Möglichkeiten durch Digitalisierung 
Seit 2000 entwickelte sich das Internet rasant. Parallel wuchs 
die Rechnerleistung selbst der Kleingeräte wie Laptops und 
später der Smartphones. Die moderne Sattelitentechnik 
ermöglichte die Ortung der Fahrzeuge und Smartphones 
jederzeit und überall. All das revolutionierte die technologi-
schen Optionen einer effizienten Verkehrsorganisation. Aller-
dings haben die Verkehrspolitik und -Planung dem bislang 
noch nicht ausreichend Rechnung getragen, wie sich an der 
immer noch zögerlichen Anwendung von Rufbussystemen, 
Ridesharing-Systemen und intelligenten Ampelsystemen 
zeigt. Durch diese zögerliche Nutzung neuer Technologien 

Chancen durch Digitalisierung

im Bereich der kommunalen Verkehrssystemsteuerung und 
Logistik gibt es bisher nur begrenzte Wirkungen. Dabei er-
öffnet die smartphonebasierte Mehr-Wege-Kommunikation 
viele neue Möglichkeiten. 

Die Geräte, Software und Applikationen sind inzwischen 
recht kostengünstig. Die Rechnerleistung und Übertra-
gungsgeschwindigkeit sind „explodiert“. Die Anwender-
kompetenz ist viel höher. Die Zahl der Endgerätenutzer 
ist dramatisch gestiegen. Damit ist es leicht möglich, eine 
echtzeitbasierte, schnelle Kommunikation zwischen Ver-
kehrsnachfragern und Verkehrsanbietern und zwischen den 
verschiedenen logistischen Knoten des Verkehrssystems 
(Ampeln, Mautstationen, Parkflächen, Fahrbahndetektoren) 
herzustellen. Das ermöglicht eine intelligente Steuerung 
von Verkehrssystemen (zum Beispiel rechnerbasierte Opti-
mierung der Ampelschaltungen und Geschwindigkeitskon-
trolle, Fahrtendisposition der ÖPNV-Fahrzeuge, Optimierung 
des Verkehrsflusses auf Schienen). 

E-Fahrplanauskunft, E-Ticketing und Echtzeitinfos zum 
Systemstatus: Die smartphonebasierte Informationsab-
frage zu Fahrplänen ist weit verbreitet, ebenso die digitale 
Buchung von Fahrkarten. Die digitale Übertragung bietet 
auch das Potenzial, alle Haltstellen und Fahrzeuge des ÖPNV 
mit Statusinformationen der betroffenen Linien in Echtzeit 
auszustatten. Doch noch scheuen die meisten Verkehrsun-
ternehmen die Kosten, um Haltestellen und Fahrzeuge mit 
moderner Informationstechnik auszustatten. Daher wird der 
Systemstatus viel zu wenig kommuniziert. Und auch auf der 
Nachfrageseite gib es eine Diskrepanz zwischen weit ver-
breiteter Nutzung moderner Navigationssysteme bei Auto-
fahrern und der deutlich weniger weit verbreiteten Nutzung 
der ÖPNV-Informationssysteme. 
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Chancen für moderne bedarfsgesteuerte 
Systeme, insbesondere Sharing-Optionen

Die schnelle Kommunikation mit Smartphones bietet sehr 
gute und massenhaft nutzbare Möglichkeiten für bedarfsge-
steuerte Angebotssysteme wie Rufbus, Ridesharing, Carsha-
ring und Bikesharing. Der Nachfrager sendet ein Signal mit 
Angabe von Quelle und Ziel und alle potenziellen Angebote 
und Anbieter „matchen“ ihre Standort- und Routeninfor-
mationen. So erfährt der potenzielle Nutzer, wo sich das 
nächste freie Leihfahrrad oder das nächste freie free floating 
oder stationsbasierte Carsharing-Auto oder der nächste auf-
nahmewillige Ridesharing-Anbieter oder Rufbus befinden 
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Flächendeckend verfügbare Leihräder und -autos  
vereinfachen die Kombination verschiedener Verkehrs-
mittel auf einem Weg

und wie schnell sie direkt am Standort oder wenige Schritte 
weiter verfügbar sein werden. Damit besteht die Chance, die 
Nutzung solcher Sharing-Angebote und damit ihre Auslas-
tung massiv zu steigern. 

Klassische Fahrgemeinschaften und modernes  
Ridesharing
Der Fortschritt kann gut am Beispiel der Fahrgemeinschaf-
ten verdeutlicht werden. Traditionell versuchen Fahrge-
meinschaften, Mitarbeiter mit ähnlichen täglichen Berufs-
wegen aus einem Betrieb oder benachbarten Betrieben 
zu koordinieren. Quelle, Ziel, Route und Zeitpunkt müssen 
gemeinsam verabredet werden. Das erfordert einen ho-
hen Koordinationsaufwand und funktioniert relativ statisch 
durch mündliche Verabredung im Betrieb und gegebenen-
falls Treffen an sogenannten Fahrgemeinschaftsparkplätzen, 
wo die „Mitfahrer“ ihren Pkw abstellen und die „Mitnehmer“ 
weiter fahren. Diese Option wurde relativ selten praktiziert, 
weil ihre Zuverlässigkeit angesichts von zunehmender Teil-
zeitarbeit und Arbeitszeitflexibilisierung geschmälert wurde. 
Und weil das Ridesharing nicht von Tür zu Tür funktionierte. 
Internet und Smartphone ermöglichen inzwischen dyna-
mische und spontane Fahrgemeinschaften, bei denen sich 
wechselnde Gruppen zusammenfinden. Neudeutsch nennt 
man das Ridesharing. Je mehr Menschen daran teilnehmen, 
desto ziel- und quellgenauer und wartezeit-ärmer funktio-
niert das. 

In chinesischen und US-amerikanischen Metropolen ist die 
spontane Mitnahme bereits sehr weit verbreitet. In Deutsch-
land ziert sich die Politik noch, solche Mitnahmepraktiken zu 
fördern. Weil sie das Taxigewerbe gegen gewerbliche Mit-
nahmedienste à la Uber abschotten will. Würde der Staat da-
für passende Regularien (Registrierung potenzieller Anbie-
ter und Nachfrager, Klärung von Mitnahmeversicherungen, 
Definition der Tarifierung und Abgrenzung gegenüber dem 
Taxigewerbe und gewerblichen On-Demand-Fahrdiensten) 
festlegen, könnte hier möglicherweise ein Massenmarkt mit 
großen verkehrlichen Einsparpotenzialen entstehen. 

Wichtig für die Akzeptanz ist eine sehr einfache Nutzerplatt-
form mit stark regionalisierter Logistik, damit eine Nutzung 
auch im Nahbereich unter zehn Kilometer attraktiv wird. 
Denn traditionell beschränken sich Mitfahrpraktiken eher 
auf lange Wege. Im Ridesharing können sich auch Betriebe 
einbringen, die eine eigene Mitfahrer-App anbieten. Oder 
die sich an regionalen Mitfahrer-Apps, die vom Kreis oder 
Verkehrsverbund entwickelt werden, beteiligen. Statt der ty-
pischen Minimalbesetzung der Berufspendler-Pkw-Fahrt mit 
1,1 Personen kann man dann die Besetzungsgrade erheblich 
steigern. Das spart viele Kilometer Einzelfahrten, Treibstoff, 
Emissionen und Kosten. 

Foto: Wissenschaftsstadt Darmstadt
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Monomodale Tradition im Berufsverkehr: Traditionell wäh-
len die Berufspendler ein bevorzugtes Verkehrsmittel für 
den Weg zur Arbeit. Sehr oft ist dies der eigene Pkw. Der 
Gewohnheitsaspekt spielt hier eine große Rolle. Neben ei-
genen Verkehrsmittelpräferenzen spielen dabei natürlich die 
infrastrukturellen und tariflichen Bedingungen eine große 
Rolle. In großen Teilen Deutschlands führen gut ausgebau-
te Straßennetze, üppig dimensionierter und meist unent-
geltlich bereitgestellter Parkraum sowie steuerliche Anreize 
zur Präferenz des eigenen Pkw auf dem Arbeitsweg. Zumal 
die Bedingungen für die Nutzung des Umweltverbundes 
oft schlechter sind, oder als schlechter wahrgenommen 
werden. Solange das ÖPNV-Netz und der darauf liegende 
Fahrplan lückenhaft sind und die Tarife von der regelmäßi-
gen ÖPNV-Nutzung abschrecken oder solange das Radver-
kehrssystem lückenhaft, technisch mängelbehaftet und ge-
fährlich ist, werden deutlich weniger Pendler den ÖPNV oder 
das Fahrrad für ihre Wege nutzen. Aus diesen Diskrepanzen 
resultieren die vielen Verkehrs- und Stauprobleme mit den 
negativen Folgen auf Umwelt und Klima. 

Bei monomodaler Berufspendlermobilität werden die Chan-
cen einer geschickten Kombination von Verkehrsarten nicht 
genutzt. Vor allem das Fahrrad als „Lückenfüller“ am Anfang 
und am Ende einer Berufspendlerfahrt wird vielfach ausge-
blendet. Es heißt dann, „der Bahnhof oder die Bushaltestelle 
an der Quelle oder am Ziel sind mir viel zu weit entfernt, da-
rum nehme ich das Auto“. Dass aber bei der Fahrradnutzung 
im Vor- und Nachtransport der damit beklagte Zeitverlust er-
heblich schrumpfen kann, ist vielen nicht bewusst und wird 
leider vielfach auch durch die Verkehrspolitik und Planung 
nicht unterstützt. Es fehlen solide Fahrradabstellanlagen an 
den Haltestellen und Radstationen an den Bahnhöfen. Zu-
dem wird die Fahrradmitnahme vielfach tariflich erschwert 
oder ganz untersagt. 

Intermodaler Trend in den Ballungsräumen: In den gro-
ßen Städten ändern allerdings inzwischen immer mehr Be-

Intermodale Verkehrsmittelnutzung

Foto: pixabay/Creative Commons CCO

Innerstädtisch ist das Fahrrad das schnellste Verkehrsmittel

rufspendler ihr gewohntes Verhalten und kombinieren flexi-
bel das Fahrrad mit Bus und Bahn durch Bike & Ride. Man 
sieht in den Zügen und auf den Bahnhöfen auch immer mehr 
Faltradnutzer, weil Faltfahrräder als Handgepäck immer und 
unentgeltlich mitgenommen werden können. Damit daraus 
eine landesweite Bewegung wird, müssen Verkehrspolitik 
und -Planung in der Fläche und am Ortsrand viel mehr siche-
re und komfortable Fahrradabstellanlagen bereitstellen und 
an den Bahnhöfen mehr Radstationen eröffnen. Im Vergleich 
zu den Niederlanden hinkt Deutschland beim Bike & Ride 
sehr hinterher, bislang gibt es nur regionale Schwerpunkte 
wie in Nordrhein-Westfalen, wo die Landesprogramme „Bike 
& Ride“ und „100 Radstationen“ viel bewirkt haben. Betriebe 
können die Bike & Ride Kombination gut unterstützen, wenn 
sie an den nächst gelegenen Bahnhöfen und Haltepunkten 
Mobilpunkte für eigene Werksfahrräder einrichten. 

Betriebliches Mobilitätsmanagement soll helfen, Mobili-
tät ressourcenschonender und effizienter als bisher ab-
zuwickeln. Damit grenzt sich betriebliches Mobilitätsma-
nagement bewusst von der rein infrastrukturorientierten 

Organisation des betrieblichen Mobilitätsmanagements

Verkehrsplanung ab, die kaum Einfluss auf die Verkehrser-
zeugung und Verteilung auf die diversen Verkehrsmodi 
nimmt. Mobilitätsmanagement hat ein besonders günstiges 
Kosten-Nutzen-Verhältnis. Trotzdem sind entsprechende 
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Routinen in den meisten Kommunen und Regionen und in 
großen Teilen der Wirtschaft noch nicht entwickelt worden. 
Es blieb bei wenigen Pilot- und Modellvorhaben, die aber 
immer beachtliche Erfolge ermöglicht haben. 

Information und Beratung bei der  
Organisation als Kernaufgaben des BMM
Damit möglichst viele Personen, Haushalte und Betriebe als 
Nachfrager und Verkehrsunternehmen als Anbieter “intel-
ligent mobil“ sind, bedarf es zunächst eines starken kom-
munalen Impulses durch geschultes Personal, das Betriebe, 
Haushalte, Läden etc. „abklappert“ mit Informationen und 
Beratung. Diese kommunalen Mobilitätsberater schulen 
dann auch die Multiplikatoren in den Betrieben, die sich 
dauerhaft der Aufgabe annehmen. Bei guter Beteiligung er-
geben sich ausreichend große, kritische Massen, um einen 
relevanten „modal Shift“ – eine Verkehrsverlagerung Rich-
tung Umweltverbund – zu erzielen. BMM muss alle Optio-
nen alternativer Personen- und Gütermobilität in Betracht 
ziehen.

Daher müssen die Maßnahmen des betrieblichen Mobilitäts-
managements alle Bereiche der alternativen Personen- und 
Gütermobilität in Betracht ziehen und ausloten, ob, wo und 
wie die Betriebe, ihr Management, ihre Mitarbeiter und ihre 
Kunden ihr Mobilitätsverhalten ändern können. 

Das betrifft dann beispielsweise alle Maßnahmen zur Förde-
rung des Fußverkehrs, Radverkehrs, öffentlichen Verkehrs, 
um deutlich mehr Menschen für ihre Hauptetappen auf 
dem Weg zur Arbeit oder Ausbildung auf die am besten 
umweltverträglichen und am kostengünstigsten und effi-
zientesten nutzbaren Verkehrsarten des Umweltverbundes 
„umzupolen“. 

Weil aber auch intelligente Verkehrsmittelkombinationen 
erheblich zur Verkehrswende beitragen können, geht es 
auch darum, Bike & Ride als Optionen bekannter zu machen. 
Smartphones bieten fast überall guten, schnellen Zugang zu 
Mobilitätsinformationen in Echtzeit und damit neue Mög-
lichkeiten der Share Economy. Carsharing, Bikesharing und 
Ridesharing gewinnen somit an Bedeutung. Auch hier kön-
nen die Betriebe durch Information und Logisitik helfen. 

 „Sharing“ und „Pooling“
Mit Sharing- und Pooling-Strategien soll die Auslastung ein-
gesetzter Fahrzeuge und durch Addition verschiedener Teil-
nachfragen die Marktmacht gesteigert werden. 

Carsharing: Mit Carsharing lassen sich wenig ausgelastete, 
betriebseigene Fahrzeuge einsparen. Man unterscheidet 
das stationsgebundene Carsharing und das free floating 
Carsharing, das vor allem von Zweigfirmen großer Auto-
hersteller angeboten wird. Neben privaten Carsharing Nut-
zern nehmen auch in erheblichem Umfang Betriebe daran 
teil, um ihren Fuhrpark zu reduzieren. Sie organisieren das 
je nach Betriebsgröße einzelbetrieblich oder betriebsüber-
greifend. Basis bildet eine Nutzungsanalyse der eigenen be-
trieblichen Fahrzeugflotte. Wenn diese schlecht ausgelastet 
ist, lohne sich Carsharing. Örtliche oder regionale Carsharing 
Firmen machen maßgeschneiderte Angebote. Mit Hilfe des 
Carsharing können ältere, stark emittierende Fahrzeuge 
durch schadstoffärmere, geteilte Fahrzeuge ersetzt werden, 
weil die Flotten der Carsharing Anbieter meist besonders 
modern und emissions- und verbrauchsarm sind. 

Bikesharing: Sharing-Optionen gibt es aber auch für Fahr-
räder. Sie sind in den letzten Jahren durch das Angebot 
großer öffentlicher Leifahrradsysteme populär geworden, 
wobei Deutschland nach der Zahl und Größe solcher Syste-
me seinen Nachbarländern hinterherhinkt. Man kann Leih-
fahrrad-Anbieter auffordern, den Betrieben angemessene 
Kontingente zur Verfügung zu stellen. Eine andere Option 
ist das Fahrrad-Leasing. Noch sind Mitarbeiter-, Dienst- und 
Werksfahrräder in deutschen Unternehmen die Ausnahme. 
Die Fahrradnutzung auf dem Weg zur Arbeit bietet aber gro-
ße Entlastungspotenziale. 

Der einfachste Fall ist die Fahrradförderung durch solide, gut 
lokalisierte Fahrradabstellanlagen und Kleiderspinde und 
Duschen für die radfahrenden Mitarbeiter. Anspruchsvoller, 
aber auch deutlich imagewirksamer ist der Aufbau überbe-
trieblicher Leihfahrrad-Systeme mit Einsatz „gebrandeter“ 
Fahrräder als mobile Standortwerbung für das betreffende 
Gewerbegebiet. Hiermit kann man einen der Leifahrrad-
systemanbieter beauftragen. Bei eigenen Firmenfahrrädern 
kann man Probleme mit der Wartung durch Leasingverträge 
umgehen. 

Sharing-Optionen bieten sich auch für Lastfahrräder an, weil 
Cargo-Pedelecs ziemlich teuer sind und u.U. erst bei über-
betrieblicher Kooperation besser ausgelastet werden. Sie 
bieten eine emissionsfreie Alternative zu dem oft schlecht 
ausgelasteten Einsatz Kfz-basierter Transporter. 

Fahrgemeinschafts-Pooling: In kleinen Betrieben sind die 
Chancen zur Bildung von Fahrgemeinschaften gering. Die 
Kooperation mehrerer Betriebe für einen gemeinsamen 
Fahrgemeinschafts-Pool kann die Basis erheblich verbessern. 
Dann lohnt es sich, auch eine eigene App zu entwickeln, da-
mit spontane Mitnahmeangebote genutzt werden. 
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Jobticket-Pooling: Ein großes Problem für das Aushan-
deln von Jobtickets ist die absolute und relative Höhe der 
Mindestabnahme. Wenn die nötigen Margen allein nicht 
erreicht werden, ist eine überbetriebliche Kooperation hilf-
reich. Zumal dann auch durch die größere Masse die Chance 
besteht, attraktivere Rabattstaffeln zu erreichen. 

Tarifliche und fiskalische Maßnahmen
Ein wichtiger Faktor für die Verkehrsmittelwahl sind die Kos-
ten. Betriebe können auf die Kostenkonkurrenz zwischen 
den Verkehrsmittel erheblichen Einfluss nehmen. Beispiels-
weise bietet das Angebot von Jobtickets einen starken Im-
puls, auf den ÖPNV umzusteigen. Umgekehrt kann eine 
Umlegung der Investitions- und Unterhaltskosten für das 
Parken auf dem Betriebsgelände die Nutzer motivieren, das 
Auto stehen zu lassen oder sich die Kosten im Rahmen von 
Fahrgemeinschaften zu teilen. 

Ein wichtiger Bereich betrifft das Dienstreisemanagement. 
Traditionell gibt es bei der Dienstreiseabrechnung eine 
deutliche Präferenz für die Autonutzung. Die Abrechnung 
der ÖPNV-Nutzung ist umständlicher und weniger ergiebig. 
Gleiches gilt für die Fahrradnutzung und ihre Abrechnung. 

Darüber hinaus haben die Betriebe die Möglichkeit, Prämien 
für vorbildliches Verhalten einzuführen, zum Beispiel mit der 
unentgeltlichen Bereitstellung hochwertiger (E-)Fahrräder.

Strukturelle Maßnahmen
Da die Mobilität auch stark von Strukturen abhängt, kön-
nen beispielsweise arbeitsorganisatorische Maßnahmen zur 
stärkeren zeitlichen und räumlichen Flexibilisierung der Mit-
arbeiter eine intelligente Mobilität stärken. Aber auch Maß-

nahmen zur Verringerung der räumlichen und zeitlichen 
Verkehrszwänge im Bereich der Wohnungsversorgung, der 
Standortplanung, der Kinderbetreuung und der Mitarbei-
terverköstigung können das Verkehrsverhalten nachhaltig 
verändern.

Einmischung in die Verkehrsplanung 
Wichtig ist auch, dass sich die Betriebe aktiv in die Verkehrs
planung für ihren Standort und das Umfeld einsetzen. Tradi-
tionell haben die meisten Betriebe die lokale Verkehrspolitik 
und Planung nur mit autofixierten Forderungen bedrängt. 
Noch ein Straßennetzausbau, noch eine Autobahnabfahrt, 
noch eine Parkraumerweiterung. Und oberhalb der einzel-
betrieblichen Forderung haben auch die Kammern und Wirt-
schaftsverbände meist Forderungen zum Ausbau des Auto-
verkehrssystems gestellt. Angesichts des Klimawandels und 
der offenkundigen Ineffizienz linearer Trendverlängerung, 
wären Vorschläge für verbesserte Fuß- und Radverkehrser-
reichbarkeit, für eine verbesserte räumliche und zeitliche 
ÖPNV-Anbindung und die Nutzung regionaler und lokaler 
Mobilitäts-Apps sinnvoll. 

Vorbildfunktion der Kommunalwirtschaft 
und Gesundheitswirtschaft
Ein starker Impuls kann sich ergeben, wenn sich zunächst 
vor allem der öffentliche Bereich (Kommunalwirtschaft, 
Kommunalverwaltungen, Behörden, Gesundheitswirtschaft, 
Umweltbereich, Verkehrswirtschaft) an solchen Initiativen 
beteiligt. Dafür müssen die jeweiligen Behörden- und Be-
triebsleitungen ausreichend motiviert werden. Wenn die 
Entscheidungsebene entsprechend motiviert und qualifi-
ziert ist, können entsprechende Aktivitäten auch nachgela-
gert weitergeführt werden. 

Angesichts der bisher noch geringen Aktivitäten im betrieb-
lichen Mobilitätsmanagement fragt sich, wie die Prozesse 
beschleunigt und verbreitert werden können?

Initiative von außen
Die Initiative für Betriebliches Mobilitätsmanagement 
kommt leider oft noch von außen. Seit den drohenden Die-
selfahrverboten kommt der Impuls endlich auch von der 
Standortkommune und dem dort aktiven Verkehrsunterneh-

Die Rolle der Akteure

men. Mobilitätsmanager gehen auf die Betriebe zu und bie-
ten einschlägige Beratung an. Als anschauliche Information 
bieten sich zum Beispiel Erreichbarkeits-Isochronen-Karten 
an, die die notwendigen Reisezeiten für die verschiede-
nen Verkehrsarten in Isochronen darstellen. Dazu gehören 
dann Netz- und Fahrpläne des ÖPNV zur Information der 
Mitarbeiter, die speziell auf den Standort abgestimmt sind. 
Die Belegschaft sollte Anregungen zur Verbesserungen der 
Erreichbarkeit geben können, die dann vom Betrieb aufge-
nommen werden. 
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Maßstabsfragen
Mittlerweile haben sich zahlreiche Firmen auf die betriebli-
che Mobilitätsberatung spezialisiert und bieten sowohl den 
Betrieben selber als auch den Standortkommunen Bera-
tungspakete an. Dabei wurde die Erfahgrung gemacht, dass 
sich betriebliches Mobilitätsmanagement auf drei verschie-
denen Maßstabsebenen bewegen kann, auch abhängig vom 
Budget und der Laufzeit des Projekts: auf der Ebene der Ein-
zelbetriebe, auf der Ebene regionaler oder branchenmäßiger 
Cluster von Betrieben und in allgemeiner Form auf der ge-
nerellen Ebene für die jeweiligen Spitzenorganisationen und 
interessierten Verbände sowie die breite Öffentlichkeit. 

Faktor Betriebsgröße
Generell ist die Frage der Betriebsgröße für die Entwicklung 
einer BMM-Strategie zentral. Bei mittleren und großen Be-
trieben ist eine intensive Einzelberatung (mit Einbeziehung 
der Geschäftsleitung, der Personalvertretung und der Beleg-
schaft) lohnend. Die Größe der erzielbaren Effekte hängt pri-
mär von der Zahl der betroffenen Personen ab. Dagegen ist 
bei kleinen Betrieben der Aufwand für eine Einzelberatung 
mit Bezug zum erzielbaren Effekt so hoch, dass sich hier eher 
eine Gruppenberatung mehrerer kleiner Betriebe anbietet. 

Faktor Branche
Hinsichtlich der Mobilitätsaspekte bestehen in der Wirtschaft 
auch erhebliche Unterschiede je nach Branche. Produzieren-
de Betriebe haben meist besondere Bedürfnisse im Bereich 
des Schwerverkehrs. Zudem haben produzierende Betriebe 
oft spezifische Arbeitszeitregime mit Dreischicht-Diensten. 
Betriebe aus dem Dienstleistungsbereich oder Verwaltungs- 
und Forschungs- und Entwicklungseinheiten in Industrie-
betrieben sind dagegen weit weniger mit Materialtransport 
und Schwerverkehr konfrontiert. Bei ihnen sind meistens 
auch flexible Arbeitszeiten und Homeoffice Arbeitsplätze 
verbreitet. Dies wirkt sich auf die typischen Zeitstrukturen 
der Mitarbeitermobilität aus. Betriebe des öffentliche Diens-
tes und der Kommunal- und Gesundheitswirtschaft sind be-
sonders offen für betriebliches Mobilitätsmanagement. Bei 
Handelsbetrieben ist die Kundenmobilität im Vergleich zur 
Mitarbeitermobilität sehr viel schwieriger. Bei Kaufhäusern 
und Shoppingcentern erreicht aber auch die Mitarbeitermo-
bilität beachtliche Größenordnungen. 

Faktor Standort 
Betriebliches Mobilitätsmanagement muss räumlich diffe-
renziert werden nach verkehrlichen Lagemerkmalen, bei-
spielswiese hinsichtlich der ÖPNV-Anbindung oder der Lage 
im Radverkehrssystem oder der Betroffenheit von Überlas-
tungen im Straßennetz und Parkraum. An den suburban-pe-
ripheren Standorten liegen vielfach die größten Gewerbege-
biete mit großflächigen Betrieben. An zentralen Standorten 
haben die Betriebe meist eine gute ÖPNV-Erschießung, hier 
dominieren kleine bis mittlere Betriebe im Dienstleistungs- 
und Handelsbereich.

Organisatorische Basis schaffen
Mal eben nebenbei lässt sich betriebliches Mobilitätsma-
nagement nicht etablieren. Es bedarf dafür stabiler orga-
nisatorischer Strukturen in den Kommunen und bei den 
Verkehrsunternehmen für deren Initiatorenrolle. Denn es 
handelt sich um eine Daueraufgabe. 

Ein besonderer Handlungsstrang gilt dem öffentlichen Be-
reich, also den Behörden, der Kommunalwirtschaft und den 
öffentlich beeinflussten Betrieben der Gesundheits-, Bil-
dungs- und Kulturwirtschaft. 

Die knappen finanziellen Ressourcen der Kommunen wir-
ken sich auch auf das Thema Mobilitätsmanagement hem-
mend aus. Hätten Kommunen und Verkehrsunternehmen 
und -verbünde mehr finanzielle und personelle Spielräume, 
könnten sie das betriebliche Mobilitätsmanagement in der 
Verkehrsplanung, aber auch in der Wirtschaftsförderung 
besser dauerhaft etablieren. Das wäre natürlich leichter, 
wenn es einen gesetzlichen Rahmen gäbe und wenn man 
sicher sein könnte, dass sich das Engagement für betrieb
liches Mobilitätsmanagement auch fiskalisch lohnen würde, 
beispielsweise durch finanzielle Beteiligung der Betriebe an 
Investitions- und Betriebskosten im Verkehrsbereich, bei-
spielsweise durch eine verpflichtende Nahverkehrsabgabe 
für Betriebe oder mindestens durch mehr Spielraum für 
PPP-Modelle für eine freiwilligen Mitfinanzierung von Ver-
kehrsinvestitionen, die für die Betriebe nützlich sind.
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MOBILITÄTSMANAGEMENT 
IM LÄNDLICHEN RAUM



Das Streckennetz passt sich an Fahrgäste an: Was in vielen Städten längst nor-
mal ist, ist auf dem Land häufig noch nicht der Fall. Auf der anderen Seite ent-
stehen aber gerade in einigen ländlichen Regionen interessante Mobilitätskon-
zepte. In einem Modellvorhaben versuchte der Bund, Verkehrslücken auf dem 
Land zu schließen.
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Ländliche Räume sind aufgrund ihrer Bevölkerungsdichte, 
Siedlungsstruktur und Wirtschaftskraft stärker vom demo-
grafischen Wandel betroffen als andere Räume. Dies wirkt 
sich auch auf das Mobilitätsmanagement aus: Im ländlichen 
Raum braucht es andere Maßnahmen als in Städten, um 
das individuelle Mobilitätsverhalten zielorientiert zu beein-
flussen. Ein wesentlicher Aspekt bleibt in beiden Fällen aber 
gleich: Die Verantwortlichen müssen die Bevölkerung bei 
Projekten „mitnehmen“. 

Demografischer Wandel und Heterogenität der ländlichen 
Räume sorgen für einige spezifische Herausforderungen. 
Wirtschaftskraft und eine angemessene Lebensqualität für 
die Bevölkerung vor Ort müssen gewährleistet werden. Feh-
lende finanzielle Ressourcen erschweren das jedoch zuneh-
mend. Gerade im ländlichen Raum brechen Versorgungs- 
infrastrukturen seit einigen Jahren immer stärker weg. Die  
hier lebende Bevölkerung muss somit längere Distanzen über-
winden – sei es auf dem Schulweg, beim alltäglichen Einkauf 
oder beim Arztbesuch. Diese problematische Entwicklung 
betrifft insbesondere Kinder, Jugendliche sowie Seniorinnen 
und Senioren – also Personengruppen ohne eigenen Pkw. 

Die Bundesregierung ist sich der situationsabhängigen Pro-
blematik im ländlichen Raum bewusst und betrachtet den 
demografischen Wandel nicht nur als Herausforderung, son-
dern auch als Chance. Es bleibt nach wie vor ein zentrales 
staatliches Ziel, die besonders betroffenen Regionen zu stär-
ken und für gleichwertige Lebensverhältnisse zu sorgen. Da-
für braucht es Modellvorhaben, über die innovative Hand-
lungsansätze vor Ort unter Einbindung der Bevölkerung 
und allen anderen relevanten Akteuren praktisch erprobt 
werden. Das Modellvorhaben „Langfristige Sicherung von 
Versorgung und Mobilität in ländlichen Räumen“ (MoDaVo) 
ist in diesen Kontext einzuordnen: Ein Projektteam erarbei-
tete innovative Handlungskonzepte, um Versorgung und 
Mobilität in ländlichen Räumen langfristig sicherzustellen. 

Hintergrund: Mobilität im ländlichen Raum und  
das Modellvorhaben „MoDaVo“

Dafür analysierte es gemeinsam mit den Akteuren vor Ort 
die langfristige Bevölkerungsentwicklung auf kleinräumiger 
Ebene und verglich diese mit der infrastrukturellen Ausstat-
tung. Insgesamt 18 Modellregionen (vgl. Abb. 1) nahmen am 
Vorhaben teil und wurden über drei Jahre finanziell unter-
stützt und betreut.

Die ausgewählten Modellregionen sind in Bezug auf Größe, 
Anzahl der Gemeinden und Ortsteile sowie Bevölkerungs-
anzahl und -dichte sehr heterogen (vgl. im Folgenden ARGE 
Movo MoDaVo 2018: 20). Während Vorpommern-Greifswald 
mit fast 4.000 km² der flächenmäßig größte Landkreis ist, be-
trägt die Fläche der Modellregion Merzig-Wadern lediglich 
556 km². Die Modellregion Bautzen/Görlitz zählt zusammen 
rund 570.000 Einwohner, im Gegensatz dazu verzeichnet der 
Landkreis Holzminden lediglich 72.000 Einwohner. Auch in 
Bezug auf die Bevölkerungsdichte ergeben sich interessante 
Unterschiede: Während der Kreis Coesfeld rund 200 Einwoh-
ner je km² ausweist, sind es im Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
nur knapp 40 Einwohner je km². Neben den statistischen 
und demografischen Größen unterscheiden sich die Modell-
regionen auch stark in ihrer örtlichen Struktur und Menta-
lität. Einige Regionen nahmen die Idee einer Mitfahrbank 
beispielsweise sehr positiv auf, andernorts dominieren wie-
derum Sicherheitsbedenken. 

Gerade wegen dieser Unterschiede brauchte jede Modellre-
gion ihre eigenen Lösungsansätze. Für ein adäquates Mobili-
tätsmanagement im ländlichen Raum sind Entwicklungsun-
terschiede zu berücksichtigen und ein regionsspezifisches 
Mobilitätskonzept zu entwickeln. Das MoDaVo-Projektteam 
führte dementsprechend Erreichbarkeitsanalysen für die 
Modellregionen durch und entwickelte darauf aufbauend 
Mobilitätskonzepte. Dabei galt es, die Daseinsvorsorge zu si-
chern und die Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseins-
vorsorge (z. B. Schulen, Lebensmittelgeschäfte oder Arztpra-
xen) zu gewährleisten.

Erreichbarkeitsanalysen und Mobilitätskonzepte

Mit Erreichbarkeitsanalysen lassen sich die Versorgungs-
qualität in einem Gebiet erfassen und je nach Definition 
Versorgungslücken oder -engpässe aufzeigen. Entscheidend 

hierbei ist es, ein Start- und Zielsystem zu definieren. Um he-
rauszufinden, wie gut eine Modellregion beispielsweise mit 
Krankenhäusern ausgestattet ist, wird der Zeitaufwand von 
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Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Modellvorhaben “Langfristige Sicherung von Versorgung und Mobilität in ländlichen Räumen”1
Geometrische Grundlage: Länder und Modellregionen aggregiert aus Kreise (generalisiert), 31.12.2014 © GeoBasis-DE/BKG
DLM 1000, 2009, © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: T. Pütz
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Die 18 teilnehmenden Regionen im Modellvorhaben MoDaVo

Quelle: Raumordnungsbericht 2017 – Daseinsvorsorge sichern 2017
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den definierten Startpunkten (z. B. Ortsteilen) zum nächst-
gelegenen Krankenhaus ermittelt und kartografisch darge-
stellt. Die Erreichbarkeitsanalyse zeigt also, welcher Zeitauf-
wand mit bestimmten Verkehrsmitteln für bestimmte Ziele 
verbunden ist.

Die Modellregionen setzten für ihre Erreichbarkeitsanalysen 
unterschiedliche Schwerpunkte, insbesondere was die Wahl 
der Verkehrsmittel, der zu erreichenden Ziele sowie der 
modellbedingt angesetzten Durchschnittsgeschwindigkeit 
pro Verkehrsmittel und Straßenkategorie betraf (vgl. im Fol-
genden ARGE Movo MoDaVo 2018: 52). Über die Analysen 
ließen sich die Versorgungsdefizite in allen Modellregionen 
dementsprechend sehr gut erfassen und analysieren. 

Um die erkannten Defizite abzubauen, erarbeitete das Pro-
jektteam auf Basis von Beteiligungsverfahren landkreisweite 
Mobilitätskonzepte. Diese sollten die Versorgungssituation 
für einen möglichst großen Anteil der Bevölkerung oder be-
sonders auf den ÖPNV angewiesene Gruppen verbessern. 

Durch die Identifikation von Versorgungszentren lassen 
sich die vorhandenen Ressourcen durch Bündelung opti-
mal nutzen. Versorgungszentren spielen eine wichtige Rolle 
für unterversorgte Teilräume. Umgeben werden sie jeweils 
von Kooperationsräumen, deren räumliche Abgrenzung aus 
den kleinteiligen Verflechtungs- und Versorgungsbeziehun-
gen entsteht. Das Mobilitätskonzept sollte dabei einerseits 
dazu dienen, Ortsteile innerhalb eines Kooperationsraums 

Quelle: Eigene Darstellung

2
Mobilitätskonzepte: Hierarchischer Netzaufbau (3-Ebenen-Ansatz)
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Maßnahmen im Bereich Mobilität(-smanagement)

möglichst umsteigefrei an das nächste Versorgungszentrum 
anzubinden und andererseits möglichst umsteigefreie Ver-
kehrsanbindungen zwischen den Versorgungszentren und 
den nächsten Mittel- und Oberzentren zu gewährleisten.

Idealerweise kombiniert ein Mobilitätskonzept die klassi-
schen Linienverkehrsangebote mit flexiblen und alternati-
ven Mobilitätsangeboten (vgl. im Folgenden BMVI/BMI 2018: 
36). Dabei wird in der Regel – wie in Abbildung 2 dargestellt 
– ein hierarchischer Netzaufbau (3-Ebenen-Ansatz) verfolgt: 
Als Ebene 1 gelten die Hauptverkehrsverbindungen. Hier 
werden meist Züge sowie Schnellbus- oder Regionalbus
linien eingesetzt. Zur Ebene 2 zählen die Nebenverbindun-
gen. Hier fahren zumeist Linienbusse als Zubringer zu den 
Hauptachsen der Ebene 1. Ebene 3 bezieht sich schließlich 
auf die Flächenerschließung. Neben den reinen Schulbuslini-
en werden hier mehrheitlich Rufbusse, Anruf-Sammel-Taxen 
oder Bürgerbusse verwendet. Ebenfalls in Frage kommen 

Angebote wie Park-and-Ride-Parkplätze und Fahrradabstell
anlagen, Mitfahrbänke und IT-gestützte Mitfahrvermittlun-
gen.

Für die drei Ebenen definierte das Projektteam zum Teil 
landkreisweite Mindestbedienstandards (vgl. im Folgenden 
ARGE Movo MoDaVo 2018: 8). Ein Großteil der vorgeschla-
genen Maßnahmen bezieht sich auf die Ebene 3, auf der im 
Modellvorhaben ein besonderes Augenmerk lag. Das war 
unter anderem deshalb so, weil einige Regionen erst kurz 
zuvor den Nahverkehrsplan (NVP) aktualisiert hatten und 
es deshalb auf den oberen Ebenen, insbesondere im Linien-
verkehr, wenig Spielraum gab. In anderen Regionen lassen 
sich die Ergebnisse des Modellvorhabens aber direkt für die 
Aktualisierung des NVP und die Neuvergabe von Teilnetzen 
nutzen. Insgesamt enthalten die Mobilitätskonzepte vielfäl-
tige Maßnahmen, die die Mobilität verbessern sollen. Einen 
Teil davon finanzierte der Bund. 

Die Modellregionen haben bereits einzelne konkrete Maß-
nahmen entwickelt und umgesetzt. Insgesamt wurden 
71  Projekte und Maßnahmen geplant, der Großteil davon 
auch realisiert. Etwa 70 Prozent der Maßnahmen verbessern 
die Mobilität, während der Rest dem Schwerpunkt Versor-
gung zuzuordnen ist. Die Maßnahmen lassen sich in zwölf 
Kategorien einteilen. Diese sind in Abbildung 3 dargestellt. 
Die Größe der Blasen zeigt, wie häufig eine Maßnahme in 
den Modellregionen insgesamt zum Einsatz kam. 

Ein Großteil der Maßnahmen wurde zur Verbesserung der 
Versorgung vor Ort (12 von 71) und in den Bereichen Digi-
tale Informationsplattformen (11 von 71) sowie Alternative 
Bedienformen (10 von 71) durchgeführt. Unter anderem 
wurden telemedizinische Dienstleistungen, Mobilitätsstati-
onen, digitale Fahrgastanzeigen, rollende Wochenmärkte, 
Bürgerhäuser, Bürgerbusse für unterschiedliche Einsatzzwe-
cke (Kindergartenbus, Einkaufsbus, Krankenfahrten usw.), 
Mobilitätscoachings und -beratungen sowie Mitfahrbänke 
und App-gestützte Mitfahrvermittlungen realisiert. 

Die Verbesserung der Barrierefreiheit (2 von 71), das Carsha-
ring und der Bereich Verbesserte Information (jeweils 3 von 
71 Maßnahmen) blieben wiederum unterrepräsentiert.

Neben konkreten Mobilitäts- oder Versorgungsangeboten 
entwickelten die Modellregionen zahlreiche Marketing-

maßnahmen. Sie tragen dazu bei, dass die neuen Angebote 
schon bei der Einführung Gesprächsthema in der Bevölke-
rung sind und im laufenden Betrieb präsent bleiben. In der 
Regel setzten die Regionen dafür klassische Printmedien wie 
Flyer, Poster oder Anzeigen in lokalen Medien ein. Einige Re-
gionen erstellten zudem Erklärvideos zu ihrem Angebot und 
nutzten soziale Medien.

Die Maßnahmen der Modellregionen decken ein breites in-
haltliches Spektrum ab, das zeigen die folgenden Beispiele 
für den Mobilitätsbereich. 

Flexible Bedienformen
Im Vergleich zum Linienverkehr zeichnen sich flexible Be-
dienformen dadurch aus, dass sie erst nach Voranmeldung 
Fahrten durchführen. Ein Beispiel für eine flexible Bedien-
form ist der im Landkreis Vorpommern-Greifswald im Amt 
Peenetal/Loitz eingeführte, vollflexible Rufbus ILSE. Bei die-
sem Rufbus handelt es sich um ein fahrplanunabhängiges 
Angebot mit Haltestellenbedienung, das werktags zwischen 
8 und 18 Uhr verkehrt. Fahrgäste können als Start- und Ziel-
punkt alle Haltestellen im Amt sowie eine Fahrt in die Nach-
barstadt Demmin angeben. Innerhalb des Stadtgebiets von 
Demmin sind allerdings keine Fahrten möglich. Der Rufbus 
lässt sich für jegliche Art von Fahrten nutzen und dient als 
Zubringer zum Schienen- und Linienbusverkehr. Für die 
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3
Häufigkeit der Maßnahmen in den 18 Modellregionen

Quelle: Eigene Darstellung

Maßnahmen im Bereich

Mobilität

Versorgung

Alternative Bedienformen Carsharing

Verbesserte
Information

Multimodale
Verknüpfungspunkte

Mobile Versorgung
vor Ort

Digitale Informationsplattformen

Medizinische 
Versorgung

Förderung von Mitnahme

Flexible Bedienformen

Verbesserung
des ÖPNV

Verbesserung der Versorgung vor Ort

Verbesserung der
Barrierefreiheit

Fahrten des Busses gelten die Fahrpreise der Tarifgemein-
schaft Vorpommern-Greifswald. Eine Buchung muss bis spä-
testens 60 Minuten vor der gewünschten Abfahrtszeit per 
Telefon, Smartphone oder Internet erfolgen. Das Besondere 
am Rufbus ILSE: Die Integrierte Leitstelle des Landkreises, 
die auch für den Rettungsdienst und die Feuerwehr zustän-
dig ist, plant die Fahrten. Eine Software berechnet den ide-
alen Fahrweg und prüft, ob sich mehrere Fahrten zu einer 
bündeln lassen. Um insbesondere mobilitätseingeschränkte 
Menschen zu erreichen, begleitete eine professionelle Wer-
bekampagne die Einführung des ILSE-Busses. 

Alternative Bedienformen
Alternative Bedienformen sind in der Regel genehmigungs-
frei und nicht gewerbsmäßig beziehungsweise mit Gewinn-
absicht. Dazu gehören zum Beispiel Bürgerbusse und soziale 
Fahrdienste. Im Oktober 2018 wurde in Nottuln-Darup im 
Landkreis Coesfeld offiziell der E-Rikscha-Fahr- und Liefer-
dienst für den Alten Hof Schoppmann – einem Veranstal-
tungs- und Gemeinschaftsort – vorgestellt. Das Fahrzeug 
dient vor allem dazu, die Kunden des neuen Senioren-Be-
treuungsdienstes komfortabel zum Hof Schoppmann zu ho-
len und auch wieder nach Hause zu bringen. Auf diese Weise 
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können auch die weniger mobilen Daruperinnen und Daru-
per das neue Angebot nutzen. Weitere Einsatzmöglichkeiten 
sind der demnächst startende Lebensmittel-Lieferdienst so-
wie Privatfahrten, zum Beispiel zu den Daruper Sehenswür-
digkeiten.

Carsharing
Die Stadt Geestland im Landkreis Cuxhaven plant ein mul-
tifunktionales Mobilitätsangebot. Im peripher gelegenen 
Ortsteil Neuenwalde soll ein Pkw mit folgenden Einsatzmög-
lichkeiten stationiert werden: 
n	als Carsharing-Fahrzeug 
n	als Fahrzeug für einen ehrenamtlichen Fahrdienst
n	optional als Poolfahrzeug für das örtliche Bildungszent-

rum sowie ortsansässige Kleinbetriebe 

Im vorgeschlagenen Konzept soll der ehrenamtliche Fahr-
dienst das Fahrzeug vorrangig nutzen, um – entweder mit 
mehreren geplanten Fahrten pro Woche oder als nachfra-
gegesteuerter Bedarfsverkehr – den Lückenschluss zum 
nächstgelegenen Bahnhof Dorum zu bilden. In der derzeiti-
gen Situation lässt sich dieser mit dem ÖPNV nämlich nicht 
erreichen. In Zeiten, in denen der Fahrdienst das Fahrzeug 
nicht nutzt, soll es als Carsharing-Fahrzeug der Bevölkerung 
und den Gästen des örtlichen Bildungszentrums zur Verfü-
gung stehen. Zielgruppe für das Carsharing sind vornehm-
lich Menschen mit Führerschein, aber ohne eigenen Pkw so-
wie Haushalte mit wenig genutzten Zweit- oder Drittwagen. 
Im Sinne der Nachhaltigkeit und lokalen Emissionsfreiheit ist 
geplant, für das Angebot ein Elektrofahrzeug anzuschaffen. 
Zusätzlich soll am Fahrzeugstandort in Neuenwald eine La-
desäule installiert werden.

Förderung von Mitnahme
Der Vogelsbergkreis konzipierte im Modellvorhaben das 
Projekt „Fairfahrt“ sowie analog dazu die Mitfahr-App 
„Fairschult“ und überführte beides bereits in den Betrieb. 
Bei „Fairfahrt“ handelt es sich um eine (teil-)digitalisierte 
Mitfahrbank, die im April 2017 in der Stadt Romrod, einem 
Versorgungszentrum des Vogelsbergkreises, sowie in vier 
weiteren Ortsteilen des Landkreises eingeführt wurde. Im 
Eingang eines Verbrauchermarktes in Romrod sowie in den 
Ortsteilen gibt es Informationssäulen, die anzeigen, ob eine 
Person einen Mitfahrwunsch hat. Zusätzlich zu spontanen 
Mitfahrten können Nutzerinnen und Nutzer über die App 
und die Internetseite auch regelmäßige Fahrtangebote und 
-wünsche bekannt geben. 

Anders als bei „traditionellen“ Mitfahrbänken sind die Fahre-
rinnen und Fahrer ebenso wie die Mitfahrerinnen und Mit-

fahrer bei „Fairfahrt“ angemeldet und können sich über ei-
nen Transponder oder eine Chipkarte ausweisen. Damit lässt 
sich nachvollziehen, wer wen mitgenommen hat. Gleichzei-
tig müssen sich potenzielle Nutzerinnen und Nutzer für ein 
solches System anmelden. Im Sommer 2017 war die Zahl 
der angemeldeten Nutzerinnen und Nutzern bereits hoch: 
Insgesamt lag der Wert bei 5 Prozent der örtlichen Bevöl-
kerung. Im Gegensatz zu den hohen Anmeldezahlen wurde 
das „Fairfahrt“-Angebot zum selben Zeitpunkt mit drei Fahr-
ten pro Woche nur selten genutzt. 

Die gewonnene Expertise aus dem „Fairfahrt“-Angebot inte-
grierte die Modellregion in die Arbeit mit lokalen Schulen, 
um auch hier eine größere Sensibilität und Aufmerksamkeit 
für das Thema Mitfahren zu schaffen. In Kooperation mit 
vier weiterführenden Schulen in Lauterbach und Alsfeld 
wurde im Spätsommer 2018 unter dem Namen „Fairschult“ 
eine App für die Bildung von Fahrgemeinschaften an diesen 
Schulen eingeführt. Dabei handelt es sich um rein digitale 
Plattformen, die mit lokalen Partnern und in enger Zusam-
menarbeit mit den Schülerinnen und Schülern aufgelegt 
wurden und eine spontane sowie flexible Vermittlung von 
Mitfahrten ermöglichen. Die „Fairschult“-App enthält einige 
Features, die die Zielgruppe zur Nutzung animieren sollen. 
Dazu gehören ein CO2-Bonus für Fahrerinnen und Fahrer, die 
Integration eines Bewertungssystems und eines Beschwer-
demanagements sowie Push-Benachrichtigungen.

Informationsverbreitung
Auf Basis der Hinweise und Rückmeldungen aus den Beteili-
gungsverfahren und Interviews mit Vertreterinnen und Ver-
tretern aus den Zielgruppen (z. B. Kreisseniorenräte) führten 
die Landkreise Spree-Neiße und Oberspreewald-Lausitz Mo-
bilitätstrainings durch. Das Training verringerte Nutzungs-
einschränkungen im ÖPNV aufgrund von Informationsdefi-
ziten und gab Informationen zur alltäglichen Nutzung. Vor 
allem bei mobilitätseingeschränkten Personen diente es 
dazu, Hemmnisse abzubauen, richtiges Verhalten im Fahr-
betrieb zu trainieren und Fragen an geschultes Personal 
stellen zu können. In diesem Sinne konnten Teilnehmende 
das theoretisch erlernte Wissen im Training vor Ort an bereit-
gestellten Fahrzeugen ausprobieren. Aufkommende Fragen 
beantwortete das fachkundige Personal direkt. Die Teilnah-
me an den Mobilitätstrainings war offen für alle interessier-
ten Bürgerinnen und Bürger, der Fokus lag jedoch speziell 
auf Menschen mit Mobilitätseinschränkungen. 

Um die Erkenntnisse zu verstetigen, führte das Projektteam 
einen zusätzlichen Multiplikator-Workshop durch. Multipli-
katoren sind in diesem Fall Menschen, die in ihrer täglichen 
Arbeit mit den Zielgruppen in Kontakt kommen und somit 
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ihre Erkenntnisse gut weitergeben und den Abbau von In-
formations- und Nutzungsbarrieren vorantreiben. Die Ver-
kehrsunternehmen, die Kommunen, die Landkreise und 
externe Dienstleister unterstützten die Mobilitätstrainings, 
zum Beispiel indem sie fachkundiges Personal und Räum-
lichkeiten bereitstellten oder bedarfsgerechte Informations-
medien wie Broschüren und Kurzfilme entwickelten. Parallel 
zu den Trainingsmodulen dokumentierten Broschüren das 
Vorgehen, die Erfahrungen und die zentralen Inhalte. Diese 
sind in leicht verständlicher Form, digital und als gedruckte 
Exemplare verfügbar. Zusätzlich erstellte das Projektteam 
zusammen mit dem Medienzentrum Spree-Neiße einen 
Kurzfilm, der die Inhalte der Mobilitätstrainings in audiovisu-
eller Form zusammenfasst und den Kommunen sowie Multi-
plikatoren bereitgestellt wurde.

Digitale Informationsplattform
Ein Beispiel für die Einführung einer digitalen Informations-
plattform ist die Partybus-App aus Sigmaringen. Sie soll die 
Nutzung eines Nachtbus-Systems so einfach und attraktiv 
wie möglich machen. Die Busroute generiert sich hier dy-

namisch, in einem zweistufigen Verfahren mit vorläufiger 
und endgültiger Route, aus den Nutzungsanfragen und 
den Buchungen. Dadurch lassen sich die Wünsche der Mit-
fahrinteressierten optimal berücksichtigen und Leerfahrten 
vermeiden. Die App informiert in Echtzeit über kurzfristige 
Änderungen im Fahrplan sowie über aktuelle Verspätungen. 
Im Salzlandkreis ist ein digitales Fahrgastinformationssystem 
(DFI) im Rahmen des Ausbaus einer Rendezvous-Haltestelle 
in Bernburg geplant. Ziel ist die Integration eines zentralen 
Informationspunkts in die geplante Haltestelle, der die Be-
völkerung über die allgemeine Fahrplaninformation hinaus 
mit weiteren, regional bedeutsamen Informationen versorgt 
(z. B. Werbung für Veranstaltungen oder örtliche Freizeitan-
gebote). Davon soll eine möglichst große Nutzergruppe 
profitieren (Schülerinnen und Schüler, Familien, Seniorinnen 
und Senioren sowie Touristinnen und Touristen).

Multimodaler Verknüpfungspunkt
Im Wartburgkreis soll das Versorgungszentrum Bad Lie-
benstein mit einem multifunktionalen Mobilitätsangebot 
ausgestattet werden, das den ÖPNV-Haltepunkt zu einem 

Foto: kenny2332 / Pixabay (CC0)

Carsharing: Zielgruppe sind vornehmlich Menschen ohne eigenes Auto
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multimodalen Verknüpfungspunkt aufwertet. Herzstück 
des innovativen Projekts sind multifunktional einsetzbare 
Fahrzeuge, die verschiedene Akteure (gewerblich, institu-
tionell oder privat) zu unterschiedlichen Zeiten für jeweils 
unterschiedliche Zwecke nutzen können. Weil sich zwei 
oder mehr Akteure die Fahrzeuge teilen, ergeben sich ent-
sprechende Effizienzpotenziale. Eine Analyse des gültigen  
ÖPNV-Fahrplans hat gezeigt, dass die Erreichbarkeit des 
Versorgungszentrums Bad Liebenstein mit dem ÖPNV nicht 
immer für alle Ortsteile gewährleistet ist. Demgegenüber 
stehen Bürgerinnen und Bürger wie auch Gäste der anlie-
genden Kurkliniken, die ein möglichst flexibles Mobilitätsan-
gebot erwarten. Die Anschaffung von zwei Fahrzeugen zum 
flexiblen Einsatz schließt diese Lücke. 

Neben dem ÖPNV gibt es weitere, parallel betriebene Mobi-
litätsangebote (z. B. Personen- und Gepäcktransfer von ört
lichen Kliniken und Beherbergungsbetrieben, Charterbus-
verkehre der ortsansässigen Kliniken für Ausflugsfahrten), 
die sich gut in einem gemeinsamen Angebot zusammen-
führen ließen. Zum Berichtszeitpunkt ist die Anschaffung 
von zwei Elektro-Kleinbussen geplant, für selbstorganisierte 

Fahrten (Carsharing) sowie für einen ehrenamtlichen Fahr-
dienst, mit Platz für bis zu vier Personen. Der vorgesehene 
Fahrzeugstandort in Bad Liebenstein erfüllt alle allgemei-
nen, infrastrukturellen und technologischen Anforderun-
gen, ist zentral und gut erreichbar und verfügt über eine  
ÖPNV-Haltestelle im unmittelbaren Umfeld. Weiterhin ist 
zum Laden der Fahrzeuge eine Ladesäule mit zwei Ladeplät-
zen nebeneinander (2x22 kW) geplant. In Zukunft lässt sich 
der Standort mit weiteren Angeboten ergänzen und so zu 
einer kleinen Mobilitätsstation ausbauen.

Verbesserung der Barrierefreiheit
In der Modellregion Spree-Neiße und Oberspreewald-Lau-
sitz verbessern zwei Maßnahmen die Barrierefreiheit: Um die 
Anbindung der mobilitätseingeschränkten Bevölkerung an 
das Versorgungszentrum Spremberg (Landkreis Spree-Nei-
ße) zu gewährleisten, haben Landkreis und Stadt die Halte-
stellen in den beiden Ortsteilen Groß Luja und Trattendorf 
in einer interkommunalen Kooperation barrierefrei umge-
staltet. In beiden Ortsteilen liegt die Altersstruktur bereits 
heute deutlich über dem Durchschnitt. Zusätzlich befindet 

Foto: scharfsinn86 – stock.adobe.com

Elektrobusse können ebenfalls Teil neuer Mobilitätskonzepte sein
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sich in Trattendorf das Behindertenwerk Spremberg. Zudem 
entstand im Modellvorhaben ein barrierefreier Fahrradrast-
platz, der unter anderem die Bedürfnisse von Touristinnen 
und Touristen, Familien mit Kindern und mobilitätseinge-
schränkten Menschen berücksichtigt. Der Fahrradrastplatz 
befindet sich direkt am Senftenberger See (Bereich Südsee) 
am Radrundweg und ermöglicht das bewusste „Rast halten“ 
in naturnaher Umgebung im Wald und am Wasser.

Verbesserung des ÖPNV
Der Landkreis Leipzig hat im Modellvorhaben den Ausbau 
von Bedarfsverkehren mit spezifischen Funktionen wie Ein-
kaufs-, Arztbus oder Nightliner als wichtige Bausteine aufge-
griffen. Im Fokusgebiet Colditz wurde die Einbindung eines 
Bedarfsverkehrs (Einkaufsbus) geprüft. Der erste umgesetzte 
Baustein des Konzepts „Südliches Leipziger Neuseenland“ 
verbesserte die Erreichbarkeit der Naherholungsziele im 
Leipziger Neuseenland am Wochenende grundlegend. Das 
erhöhte insbesondere die Standortattraktivität. Kern des 
Konzepts ist die PlusBus-Linie 101, die ganzjährig das Mit-
telzentrum Borna und die grundzentralen Verbundstädte 
Böhlen und Zwenkau sowie deren umgebende Orte unter 
der Woche im Ein- und am Wochenende im Zweistunden-
takt verbindet. Die Umsetzung der bisherigen Teilkonzepte 
„Muldental in Fahrt“ und „Südliches Leipziger Neuseenland“ 
setzt Kreistagsbeschlüsse voraus, die teilweise bereits erfolg-
ten. Ein Teil der vorgelegten Handlungsansätze liegt zudem 
in kommunaler Hoheit. Die regelmäßige Information in der 
Bürgermeisterrunde, die jährlichen Präsentationen und Dis-
kussionen von Teilergebnissen im Überlandgespräch und 
die Veranstaltung „spruchreif“ legen die Grundlagen, damit 
die Handlungsansätze auch tatsächlich in kommunale Pla-
nungen (wie das Stadt-Umland-Konzept Wurzener Land) 

Abgeleitete Handlungsempfehlungen aus dem Modellvorhaben

eingehen und dann über Beschluss in den kommunalen 
Gremien umgesetzt werden.

Partizipation als Faktor, Verstetigung  
als Hürde
Die Maßnahmen der Modellregionen decken zusammen-
fassend eine große Bandbreite ab. Während einige auf be-
reits existierenden Projekten aufbauten, wurden andere von 
Grund auf neu konzipiert. Wichtig war dabei insbesondere, 
die Betroffenen von Anfang an einzubeziehen, die Maßnah-
men gemeinsam mit der Bevölkerung zu initiieren und als 
Gesprächsthemen zu verankern. Das verhinderte, am Bedarf 
vorbeizuplanen. Beispielsweise war es einigen älteren Men-
schen in den Modellregionen unangenehm, telefonisch ei-
nen Bürgerbus zu bestellen – sie wollten keinen zusätzlichen 
Aufwand verursachen. Auch ein Partybus für Schüler, der alle 
Discobesucher sicher nach Hause fährt, muss nicht immer 
eine sinnvolle Idee sein: In einer Modellregion refinanzierten 
einige ältere Schüler ihren Führerschein und ihr erstes Auto, 
indem sie jüngere Personen mitnahmen. Die Beteiligungs-
verfahren gaben demnach gute Einblicke, welche Aspekte 
aus den Bereichen der Versorgung und Mobilität den Men-
schen in der Region besonders wichtig sind. 

Große Hürde war wiederum die Verstetigung der Projekte 
nach Ende der Förderung. Die Modellregionen verfolgten 
hier unterschiedliche Ansätze, um die angestoßenen Maß-
nahmen langfristig zu sichern. Welche Art der Verstetigung 
erfolgreich sein kann, hängt dabei stark von der jeweiligen 
Region und den vorhandenen anderen Förderprogrammen 
sowie dem Willen der Politik ab, etwaige Kosten dauerhaft 
über die Landkreise oder Landesmittel zu finanzieren.

An konkreten Lösungsansätzen, Versorgung und Mobili-
tät zu sichern, mangelt es nicht. Das zeigen die vielfältigen 
Ergebnisse aus den 18 Modellregionen. Sie verdeutlichen 
jedoch auch, in welchen Bereichen noch Handlungsbedarf 
besteht:

n	Um auf den Hauptstrecken ein einheitliches und abge-
stimmtes öffentliches Verkehrsangebot über administra-
tive Grenzen hinweg bieten zu können, sind ein durch-
dachtes Gesamtkonzept plus finanzielle Unterstützung 
durch die Länder unabdingbar.

n	Nahverkehrsbeiträge können ein verlässliches zusätzli-
ches Finanzierungsinstrument sein, um unabhängig von 
Bund und Ländern Mittel für den straßengebundenen 
ÖPNV zu generieren.

n	Der Bedarf nach Haustürbedienung wächst im Zuge des 
demografischen Wandels. Um Rechtssicherheit für die 
Haustürbedienung von Anrufbussen und Anruf-Sam-
mel-Taxen zu schaffen, sollte diese bundesweit einheit-
lich zulässig werden.
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„Langfristige Sicherung von Versorgung und Mobilität in 
ländlichen Räumen“, Neubrandenburg.

n	Ehrenamtliche Bürgerbusse schließen bereits heute gro-
ße Lücken im ÖPNV-Angebot. Die Abgabenordnung 
muss Bürgerbusse als gemeinnützig anerkennen, damit 
diese Spenden erhalten können.

n	Der Einarbeitungs- und Einführungsaufwand für flexible 
und alternative Bedienformen ist für die kommunalen Ak-
teure oftmals zu hoch. Hier sollten Kompetenzzentren zur 
Flächenerschließung die praxisrelevanten Erfahrungen 
kontinuierlich sammeln und den Kommunen gebündelt 
in Form von Qualifizierungen und Beratungen zur Verfü-
gung stellen.

Ein ausgeklügeltes Mobilitätsmanagement für den ländli-
chen Raum hilft, besonders betroffene Zielgruppen (z. B. Ju-
gendliche) direkt anzusprechen und in den Fokus zu stellen. 
Nur sie wissen, welche Wege sie tatsächlich täglich zurückle-
gen und welche Einrichtungen sie erreichen müssen. Die Art 
der Beteiligung kann sich dabei von größeren Informations-
veranstaltungen über Werkstätten, Befragungen, Interviews 
mit Stellvertreterinnen und Stellvertretern sowie Multiplika-
toren, Online-Beteiligung bis hin zur aktiven gemeinsamen 
Gestaltung von Maßnahmen, Projekten und Konzepten er-
strecken. Es ist unstrittig, dass eine breite und kontinuierli-
che Beteiligung mit einem Set an zielgruppenangepassten 

Beteiligungsinstrumenten ein wichtiger Erfolgsfaktor für das 
Gelingen eines Modellvorhabens ist. Generell gilt: Je klarer 
sich über die Beteiligungsprozesse und Organisationsmo-
delle ein Gefühl von Teilhabe und Mitbestimmung in der 
Bevölkerung aufbauen ließ, desto größer sind die Chancen 
für eine langfristige Akzeptanz und Nutzung. Oder anders 
ausgedrückt: Die Verantwortlichen müssen die Bevölkerung 
„mitnehmen“. Doch wie erreicht der Bund dieses Ziel am 
besten?

Instrumente, Strategien und Erkenntnisse für flexible, regio-
nal angepasste Mobilitätskonzepte wurden in vielen Modell- 
und Forschungsvorhaben bereits erarbeitet. Das Wissen ist 
da, nötig ist die Umsetzung, konkret: Das Wissen muss zu-
sammengefasst, verstetigt und „in die Fläche“ gebracht 
werden. Aufgrund der schlechten finanziellen Lage der öf-
fentlichen Haushalte sind hierfür kaum Personalressourcen 
vorhanden. Daher sollte der Bund im Bereich des ländlichen 
Mobilitätsmanagement ein Angebot für interessierte Kom-
munen und Regionen entwickeln und bereitstellen, damit 
diese kreative Lösungsansätze für sich nutzen können. Nur 
so lässt sich zum Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnis-
se in Deutschland beitragen und der demografische Wandel 
teilweise kompensieren.

BMVI – Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur; 
BMI – Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 2018: 
Sicherung von Versorgung und Mobilität – Strategien und 
Praxisbeispiele für gleichwertige Lebensverhältnisse in 
ländlichen Räumen, Berlin.



Unternehmen ist es mittlerweile deutlich 
wichtiger, die Mobilität ihrer Beschäftigten 
effizient zu gestalten. Mit der VDI-Richtlinie 
Mensch und Technik 5110-1 möchte die 
VDI/DIN-Kommission Reinhaltung der Luft 
(KRdL) Qualitätsanforderungen für Mobili-
tätsberater vorgeben.
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Seit 160 Jahren gibt der Verein Deutscher Ingenieure e. V. 
(VDI) wichtige Impulse für neue Technologien und techni-
sche Lösungen, die mehr Lebensqualität, eine bessere Um-
welt und mehr Wohlstand versprechen. Mit rund 155.000 
Mitgliedern ist der VDI der größte technisch-wissenschaft-
liche Verein Deutschlands. Als Sprecher der Ingenieurinnen 
und Ingenieure sowie der Technik gestaltet der VDI die Zu-
kunft aktiv mit. Mehr als 12.000 ehrenamtliche Expertinnen 
und Experten bearbeiten jedes Jahr neue Erkenntnisse zur 
Förderung des deutschen Technikstandorts. Als drittgrößter 
technischer Regelsetzer ist der VDI Partner für Wirtschaft 
und Wissenschaft. Er arbeitet eng mit dem Deutschen Insti-
tut für Normung e. V. (DIN) zusammen, das als unabhängige 
Plattform für Normung und Standardisierung weltweit tätig 
ist. Als Partner von Wirtschaft, Forschung und Gesellschaft 
trägt DIN wesentlich dazu bei, Innovationen zur Marktrei-
fe zu entwickeln und Zukunftsfelder wie Industrie 4.0 und 
Smart Cities zu erschließen. Rund 32.000 Expertinnen und 
Experten aus Wirtschaft und Forschung, von Verbraucher-
seite und der öffentlichen Hand bringen ihr Fachwissen in 
den Normungsprozess ein, den DIN als privatwirtschaftlich 
organisierter Projektmanager steuert. Die Ergebnisse sind 
marktgerechte Normen und Standards, die den weltweiten 
Handel fördern und der Rationalisierung, der Qualitätssiche-
rung, dem Schutz der Gesellschaft und Umwelt sowie der 
Sicherheit und Verständigung dienen.

Die gemeinsame Kommission des Vereins Deutscher Inge-
nieure e. V. (VDI) und des Deutschen Instituts für Normung 
e. V. (DIN) „Reinhaltung der Luft (KRdL) – Normenausschuss“ 
ist das Netzwerk in Deutschland zum Thema Luftreinhaltung 
(siehe Abb. 1). 1.200 Expertinnen und Experten aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Verwaltung erarbeiten in über 170 
Arbeitsgruppen VDI-Richtlinien und DIN-Normen zu allen 
Fragen im Bereich der Reinhaltung der Luft. Die technischen 
Regeln der KRdL konkretisieren die Anforderungen der Um-
weltgesetzgebung im nationalen wie im europäischen Rah-
men. Sie sind verbindlicher, weil sie in die nationale Gesetz-
gebung zur Luftreinhaltung einbezogen werden. Mit Ihrer 
Standardisierungsarbeit auf nationaler, europäischer (CEN) 
und internationaler (ISO) Ebene entlastet die KRdL den Staat 
und damit das Umweltministerium, das Umweltbundesamt 
sowie die Europäische Kommission. Der VDI arbeitet inzwi-
schen seit mehr als 60 Jahren mit den staatlichen Institutio-
nen zusammen. 

Seit über 25 Jahren führt die KRdL das Sekretariat des inter-
nationalen Normungskomitees ISO/TC 146 „Luftbeschaffen-
heit“ und das Sekretariat des europäischen Komitees CEN/TC 
264 „Luftbeschaffenheit“. Die Zuständigkeiten für die natio- 
nale, die europäische und die internationale Regelsetzung 

im Bereich der Luftreinhaltung liegen damit in einer Hand. 
Über diesen Weg gelingt es dem VDI und DIN, den hohen 
nationalen Stand der Technik in der Luftreinhaltung erfolg-
reich in die europäische und die internationale Standardi-
sierung einzubringen. Das Themenspektrum reicht von der 
Messtechnik zum Beispiel für Feinstaub oder Stickstoffoxide 
über die Gewinnung und Bereitstellung von Anlagendaten 
für den BREF-Prozess (Best Available Techniques Reference 
Document) sowie meteorologische Messungen und Aus-
breitungs-Modellierung bis hin zur Geruchsprüfung von In-
nenraumluft und der umweltmedizinischen Bewertung von 
Bioaerosolen.

Nicht nur viele Kommunen, sondern auch viele Unterneh-
men sind angesichts der Überschreitung des europäischen 
NO2-Grenzwertes in 70 deutschen Städten derzeit verunsi-
chert. Stadtzentren lassen sich über den „klassischen“ moto-
risierten Individualverkehr nicht mehr zwingend erreichen. 
Lösungsansätze konzentrieren sich oftmals nur auf alterna-
tive Antriebskonzepte (E-Mobilität, gasbetriebene Fahrzeu-
ge, Hybrid- oder Wasserstoffantriebe) oder Nachrüstungen 
von Euro-5- und Euro-6-Fahrzeugen. Das ist aber zu kurz 
gedacht, nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund der vielen 
Staus auf Deutschlands Straßen. Der Zeitpunkt ist gekom-
men, neue Mobilitätskonzepte zu prüfen und umzusetzen.

Es kann nicht nur darum gehen, verkehrsbedingte Schad-
stoffemissionen wie insbesondere NO2, Feinstaub oder CO2 

zu senken. Betriebliches Mobilitätsmanagement eröffnet 
neue Chancen, die bis in den Bereich des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements und der Fachkräftebindung gehen. 
Betriebliches Mobilitätsmanagement (vgl. Beitrag Reutter/
Stiewe in diesem Heft) steht für unterschiedliche, aber abge-
stimmte Maßnahmen und für ein effizientes und ressourcen-
schonendes Mobilitätsverhalten. Dieser Ansatz geht über 
die „klassische“ Verkehrsplanung hinaus und ergänzt diese. 
Für Betriebe handelt es sich dabei um einen strategischen 
Ansatz, der mit zielgruppenspezifischen Informationen, 
Motivationen und Anreizsystemen Mobilität ermöglichen, 
aber zugleich die Belastungen durch den entstehenden Ver-
kehr verringern soll. 

Mobilitätsmanagement hat mittlerweile in Europa weit-
gehend Fuß gefasst. Neben Betrieben setzen Kommunen, 
Schulen und der Tourismus Mobilitätsmanagement erfolg-
reich um. Klassische Handlungsfelder des Mobilitätsma-
nagements sind die Förderung des Fahrradverkehrs und 
öffentlicher Verkehrsmittel sowie die Stärkung der Stadt der 
kurzen Wege und des Gehens. Weitere wichtige Einsatzfel-
der sind die Forcierung von umweltfreundlichen Fahrzeugen 
sowie die Bewusstseinsbildung für einen spritsparenden 
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Fahrstil und eine klimaschonende Wahl der Verkehrsmittel. 
Der Markt für Mobilitätsmanagement wächst also – und 
damit auch die Nachfrage nach Beratungsleistungen zum 
Mobilitätsmanagement. Dies ist Grund genug, sich auch in 
der KRdL mit dem Thema Mobilitätsmanagement zu be-
schäftigen.

Auf Beschluss des Wissenschaftlichen Beirats im VDI und 
des VDI-Präsidiums gibt es seit Mitte 2018 die VDI-Richtli-
nie Mensch und Technik (VDI-MT) als weiteres „Format“ der 
technischen Regelwerke. Sie trägt dem Rechnung, dass im 
VDI zunehmend auch die Standardisierung von Inhalten 
erfolgt, die zusätzlich zum Technikbezug gesellschaftliche 
Relevanz haben. Beispiele dafür sind die Anforderungen an 
die Qualifikation von Personen beim Umgang mit Technik 
oder ein Vorgehen in managementspezifischen Fragen.

Auch im Bereich des unternehmerischen Handelns hat eine 
effiziente(re) Gestaltung der Mobilität der Beschäftigten 

erheblich an Bedeutung gewonnen. Damit einhergehend 
braucht es auch mehr befähigte Personen, die das Mobili-
tätsmanagement umsetzen. Die Umsetzung erfordert spezi-
fische Fachkenntnisse, die jedoch erst nach und nach auch 
Eingang in die Aus- und Fortbildung finden. Um für die Qua-
litätsanforderungen an solche Personen eine Richtschnur 
vorzugeben, erarbeitet ein interdisziplinärer Expertenkreis 
der KRdL die Richtlinie VDI-MT 5110-1„Betriebliches Mobi-
litätsmanagement – Qualifikationsmerkmale für die Aus-
wahl von befähigten Personen für Mobilitätsmanagement“ 
(VDI 2018). Damit bezieht die KRdL nun auch die Aspekte 
des betrieblichen Mobilitätsmanagements in die Standardi-
sierungsarbeit ein.

Die Richtlinie VDI-MT 5110 Blatt 1 [1], die im April 2019 als 
Weißdruck erschienen ist, beschreibt die Anforderungen 
und Qualitätsmerkmale für die Auswahl der Beraterinnen 
und Berater, um privaten Unternehmen und öffentlichen 
Einrichtungen den Zugang zum Themenfeld Mobilitäts-

1
Organisatorische Gliederung der VDI/DIN-Kommission Reinhaltung der Luft (KRdL) – Normenausschuss

Quelle: KRdL im VDI und DIN
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management zu erleichtern. Eine effiziente Gestaltung der 
von privaten Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen 
direkt und indirekt verursachten Verkehrsströme setzt vor-
aus, dass die Organisation der Mobilität als eigenständiges 
Handlungsfeld aufgefasst wird. Im Prinzip können private 
Unternehmen und öffentliche Einrichtungen die damit ver-
bundenen Aufgaben entweder in Eigenregie erledigen oder 
sich dazu des Sachverstands Dritter bedienen. Im Sinne der 
Nachhaltigkeit ist eine Kombination dieser beiden Ansätze 
besonders erfolgversprechend. Die VDI-Richtlinie legt fest, 
welche Kriterien bei der Auswahl von Mobilitätsberaterin-
nen und -beratern zu berücksichtigen sind. Dabei kommt 
es vor allem darauf an, die Verantwortlichkeiten und Zu-
ständigkeiten der betrieblichen Mobilitätsberatung und des 
betrieblichen Mobilitätsmanagements klar voneinander ab-
zugrenzen. Aus diesem Grund unterscheidet die VDI-Richt- 
linie zwischen „externen Beratern“ und „internen Managern“, 
„Koordinatoren“ und „Beauftragten“. Sie dient in erster Linie 
zur Qualitätssicherung einer externen Mobilitätsberatung, 
gibt aber auch wichtige Hinweise und Empfehlungen, die 
das interne Mobilitätsmanagement verbessern helfen.

Die Richtlinie geht ausführlich auf die notwendigen Qualifi-
kationsmerkmale für „befähigte Personen im Mobilitätsma-
nagement“ ein. Das betrifft die Rolle und Aufgaben in den 
Institutionen sowie auch die Mindestanforderungen an die 
Ausbildung, berufliche Erfahrung, die Qualifikationsnach-
weise und Spezialwissen. Um in das Thema einzuführen, 
stellt sie zunächst Ziele und Handlungsfelder des betrieb-
lichen Mobilitätsmanagements und die Inhalte dar. Dabei 
wird Wert darauf gelegt, die Prozesshaftigkeit und auch die 
Analogien zu anderen betrieblichen Managementsystemen 
zu verdeutlichen. Abschließend geht die Richtlinie ergän-
zend auch auf Fort- und Weiterbildungsanforderungen ein. 

Um die VDI-Richtlinie auf eine breite fachliche Basis zu 
stellen, diskutierte ein erweiterter Kreis von Expertinnen 
und Experten aus verschiedenen Bereichen des Mobilitäts- 

managements auf einem Workshop im Bundesverkehrsmi-
nisterium über den Entwurf. Alle Teilnehmenden stimmten 
darin überein, dass die in der VDI-Richtlinie festgelegten Be-
griffsdefinitionen (z. B. „externer Berater“, „interner Manager“, 
„interner Koordinator“ oder „interner Beauftragter“) sowie 
die beschriebenen Qualitätsmerkmale für die Auswahl der 
Beraterinnen und Berater eine schon länger bestehende Lü-
cke schließen.

Die in der VDI-Richtlinie dargestellten Fort- und Weiterbil-
dungsanforderungen sollen künftig weiter konkretisiert 
werden. Zudem soll die vorliegende Richtlinie einem Zerti-
fizierungsverfahren zugrunde gelegt werden. Die Expertin-
nen und Experten auf dem Workshop dachten auch weiter 
nach vorne: Den Vorschlag, Prozessdarstellungen des be-
trieblichen Mobilitätsmanagements insbesondere zur An-
wendung in KMU sowie Großbetrieben darzustellen, griff 
die KRdL-Arbeitsgruppe sehr positiv auf. Im Frühjahr 2019 
starten die Arbeiten an der VDI-MT 5110-2 „Betriebliches 
Mobilitätsmanagement – Prozessschritte und Umsetzung“ 
(Arbeitstitel).

Die Auswahl und Umsetzung der zueinander passenden 
Mobilitätsmaßnahmen erfordert fachliches Know-how und 
Erfahrung. Je mehr dieses Thema in Betrieben an Breite ge-
winnt, umso mehr können auch qualifizierte innerbetriebli-
che Fachkräfte diese Aufgabe übernehmen. Bis dahin – aber 
auch darüber hinaus – müssen Beraterinnen und Berater 
eine wichtige Transferfunktion übernehmen. Externe Mobi-
litätsberaterinnen und -berater sind hier effiziente Impuls-
geber für innovative Wege hin zu einer neuen urbanen Ver-
kehrsgestaltung. Eine zentrale Voraussetzung ist aber auch, 
dass Unternehmen Verantwortung für den von ihnen er-
zeugten Verkehr übernehmen. Nur so wird es gelingen, den 
hohen Mobilitätsanspruch unserer Gesellschaft mit einer 
hohen Mobilitätsqualität, die neben Lärmminderung auch 
eine bessere lokale Luftqualität zum Ziel hat, zu vereinbaren.

VDI – Verein Deutscher Ingenieure, 2018: VDI-Richtlinie: VDI-MT 
5110 Blatt 1 Betriebliches Mobilitätsmanagement - Qualifikations- 
merkmale für die Auswahl von befähigten Personen für Mobili- 
tätsmanagement (Mobility management for employers – 
Qualification criteria for mobility management professionals). 
Berlin: Beuth Verlag.
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Baustein eines zukünftigen Mobilitätsmanagements?
„ON DEMAND“ STATT FAHRPLAN



Neue, flexible und gleichzeitig umweltfreund-
liche Mobilitätsangebote zu entwickeln und 
zu erproben: Das war das Ziel eines Innova-
tionsprojektes in der Gemeinde Schorndorf, 
am östlichen Rand der Region Stuttgart. Ge-
meinsam mit Bürgerinnen und Bürgern haben 
Wissenschaft und Praxis die Idee eines bedarfs-
gerechten, haltestellen- und fahrplanlosen Bus-
systems versuchsweise umgesetzt – von der 
Konzeptionierung bis hin zum Realbetrieb. 
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Diese Szenen könnten zukünftig die Realität eines bedarfs-
gerechten und flexiblen öffentlichen Nahverkehrs und Teil 
eines kommunalen Mobilitätsmanagements (vgl. EPOMM 
2018; FGSV 2018) sein. Was derzeit in einigen Großstädten 
diskutiert wird, wurde in der baden-württembergischen Ge-
meinde Schorndorf bereits zur Realität. Hier untersuchten 
und erprobten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
zusammen mit Praxispartnern sowie Bürgerinnen und Bür-
gern aus Schorndorf im Projekt „Reallabor Schorndorf“, wie 
Busfahren „on demand“ funktionieren könnte. 

Das Reallabor Schorndorf ist eines von sieben Projekten, 
die vom baden-württembergischen Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst gefördert werden und 
zukunftsfähige Lösungen für Herausforderungen in Bal-
lungsräumen erproben. Das Ministerium unterstützt das 
Projekt mit rund 1,2 Millionen Euro über eine Laufzeit von 
drei Jahren (weitere Informationen zum Format Reallabor 
siehe Infobox I). Ziel war es, ein zukunftsweisendes, nach-
haltiges und gleichzeitig praktikables Mobilitätskonzept zu 
entwickeln und seine Alltagstauglichkeit zu testen. Dieses 
Konzept sollte an den Anforderungen der Nutzerinnen und 
Nutzer des Busses ausgerichtet sein und so die Attraktivität 
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) erhöhen. Im 
März 2018 startete der Testbetrieb: Neun Monate lang fuh-
ren von Freitagabend durchgängig bis Sonntagnacht zwei 
Kleinbusse durch Schorndorf – auf Routen, die das digitale 
Bestellsystem bedarfsgerecht aus den Fahrtenwünschen der 
Fahrgäste zusammengestellt hatte. Die Busbestellung er-
folgte über digitale Endgeräte wie dem Smartphone, mög-

SCHORNDORF, SAMSTAG, 18 UHR.

Szenario I: Die 47-jährige Sabine Berger geht samstagabends 
gerne im rund 25 Kilometer entfernten Stuttgart ins Theater 
oder in ein gemütliches Weinlokal. Dabei stellt sich immer die 
Frage, wie sie dort am besten hinkommt. Die lange Parkplatz-
suche in Stuttgart und der Wunsch ein, zwei Gläser Wein zu 
trinken, halten sie davon ab, das eigene Auto zu nehmen. Die 
S-Bahn von Schorndorf bringt sie zwar unkompliziert nach 
Stuttgart, der Weg von ihrem Haus zum Schorndorfer Bahn-
hof ist ihr aber zu weit und der Stadtbus fährt nachts nicht 
mehr. Neuerdings bestellt Sabine, kurz bevor sie los muss, 
einfach per App den neuen Bedarfsbus. Ihr Smartphone teilt 
ihr mit, wo und wann sie von dem Bus abgeholt wird, der An-
schluss an die S-Bahn ist garantiert. Zurück das gleiche Spiel – 
der Bus fährt sogar die ganze Nacht durch und bringt Sabine 
direkt vor ihre Haustür. Sie ist begeistert!

Szenario II:  Der 80-jährigen Helga Henke fällt bei Einbruch 
der Dämmerung ein, dass sie beim Einkaufen auf dem Markt 
heute etwas für das Sonntagsessen mit den Enkeln vergessen 
hat. Der Markt ist natürlich längst geschlossen, sie hat also 
nur noch die Möglichkeit bei einem der großen Supermärkte 
einzukaufen. Diese sind jedoch weder zu Fuß noch mit einem 
der Stadtbusse besonders gut zu erreichen. Was tun?

Helga greift zum Telefon und wählt die Nummer der Bu-
chungszentrale des neuen Bedarfsbusses. Der Herr am ande-
ren Ende der Leitung teilt ihr mit, dass sie in 15 Minuten nahe 
ihrer Haustür abgeholt werden könnte und dass ihre Fahrt 
dann 9 Minuten dauern würde. Helga ist gespannt, wer heute 
wohl mitfährt und freut sich, als Sabine Berger zwei Straßen-
kreuzungen weiter zusteigt.

lich war aber auch eine Bestellung über eine Telefonhotline 
oder in teilnehmenden Geschäften, Cafés und Restaurants. 
Ein Algorithmus erstellte die Routen so, dass sich für den 
einzelnen Fahrgast eine möglichst direkte Verbindung – im 
Idealfall von Tür zu Tür – ergab und sich möglichst viele 
Fahrtwünsche gleichzeitig berücksichtigen ließen (zur Ver-
anschaulichung vgl. Abb. 1).

Im Falle des Eingangs skizzierten Szenarios würden die An-
fragen von Helga (in Grün in Abb. 1) und von Sabine (in 
Rot in Abb. 1) gebündelt werden. Helga müsste einen klei-
nen Umweg in Kauf nehmen, da Sabine am Bahnhof in die 
S-Bahn nach Stuttgart umsteigt. Dies macht deutlich: Das 
neue Bussystem sollte keine Stand-alone-Lösung darstel-
len, sondern in das bestehende System eingebettet sein 
(vgl. Klötzke et al. 2018; König et al. 2018). Der Projektpart-
ner Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart (VVS) integrierte 
den Bedarfsbus in das bestehende ÖPNV-System. Er tat dies 
nicht als Angebot, das zusätzlich zu bestehenden Linien 
bereitgestellt wird und damit möglicherweise Mehrverkehr 
entstehen lässt, sondern – anders als bei den meisten Pro-
jekten dieser Art – als Ersatz für zwei bestehende Buslinien.

Nicht nur im Reallabor Schorndorf werden On-demand- 
Dienste erprobt. Neue Mobilitätskonzepte gewinnen an-
gesichts der wachsenden Möglichkeiten, die digitale An-
wendungen zu ihrer Gestaltung bereithalten, generell  
Beachtung. Damit verbunden ist die Erwartung, mithilfe 
dieser Konzepte die zunehmende Verkehrsnachfrage ohne 
negative Folgewirkungen wie Luftschadstoff- und Lärm- 
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emissionen bedienen zu können (vgl. Arndt 2016; Ches-
ter 2015; Docherty et al. 2017; Kollosche/Schwedes 2016; 
Pöllänen/Nykänen 2014). Die Einführung neuer Mobilitäts-
angebote konzentriert sich derzeit auf große Städte als 
Kristallisationspunkte für Innovationen. Automobilherstel-
ler, Start-ups und Verkehrsverbünde implementieren dort 
On-Demand-Systeme, vor allem in den inneren Bereichen 
deutscher Metropolen (vgl. Biedermann 2018). Wie diese 
auch als „Door-to-Door“-Lösungen bezeichneten Systeme 
funktionieren, zeigen derzeit beispielsweise Pilotversuche 
in Berlin (z. B. allygator, BerlKönig), München (CleverShuttle, 
IsarTiger), Hannover (MOIA) oder Frankfurt (ioki) (vgl. hierzu 
auch Deutsche Bahn AG 2018; Siebel 2018). Der Großteil der 
neuen Angebote wird in dicht besiedelten, zentralen Stadt-
bereichen erprobt, wo es zahlreiche potenzielle Nutzerinnen 
und Nutzer gibt.

Die Konzentration auf innerstädtische Bereiche mit hoher 
Einwohner-Arbeitsplatz-Dichte ist vor allem Wirtschaftlich-
keitserwägungen geschuldet, vor dem Hintergrund der an-
gestrebten nachhaltigen Transformation städtischer Mobili-
tät (vgl. WBGU 2011) jedoch kritisch zu betrachten. In den 
zentralen Lagen existiert in der Regel ohnehin ein robustes 
ÖPNV-Angebot. Städtische Randlagen, aber auch Mittelzen-
tren und kleinere Gemeinden werden dagegen in der Dis-
kussion um neue Mobilitätskonzepte oft vernachlässigt. Das 
geschieht, obwohl die ansässige Bevölkerung das ÖPNV- 
Angebot gerade dort als unzureichend empfindet und 
dementsprechend überdurchschnittlich häufig den Pkw 

nutzt (vgl. Infas et al. 2018; Ahrens 2015). Vor diesem Hin-
tegrund wurde das Projekt Reallabor Schorndorf außerhalb 
einer Metropole, im Osten der Region Stuttgart aufgesetzt, 
um ein flexibles Bedienkonzept für den lokalen Busbetrieb 
zu testen. Konkreter Ort war die etwa 25 Kilometer östlich 
von Stuttgart gelegene Gemeinde Schorndorf. Rund 25.000 
Menschen leben in der dortigen Kernstadt, weitere 14.000 
in umliegenden Teilorten (vgl. Stadtverwaltung Schorndorf 
2018). Die Stadt Schorndorf als „Mittelstadt in einer Stadt-
region“ repräsentiert einen Raumstrukturtyp, der nicht nur 
viele Gemeinden im Land Baden-Württemberg, sondern in 
weiten Teilen der Bundesrepublik charakterisiert (Abb. 2, 
vgl. BMVI 2018).

Zu den Herausforderungen, vor denen kleinere Gemeinden 
und Mittelzentren stehen, gehört die Gewährleistung von 
Mobilitätsoptionen für eine älter werdende Bevölkerung, bei 
gleichzeitiger Reduzierung von negativen Umweltfolgen des 
Verkehrs. Um die hierfür erforderlichen Veränderungen und 
Umbrüche in Einklang mit den Erwartungen und Anforde-
rungen der potenziellen Nutzerinnen und Nutzer umsetzen 
zu können, braucht es deren aktive Partizipation bei der Ent-
wicklung neuer Angebote. Vor diesem Hintergrund wurde 
im Reallabor Schorndorf eine technische Innovation – ein 
On-demand-Bussystem – eingeführt, die im Sinne transfor-
mativer Forschung (vgl. Jahn/Keil 2016; Schäpke et al. 2017; 
Schneidewind 2014) eine Intervention darstellt (vgl. Klötzke 
et al. 2016; Klötzke et al. 2018).

1

Mögliches Szenario eines On-demand-Busses in Schorndorf

Quelle: DLR 2018
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2
Zusammengefasster Regionalstatistischer Raumtyp

100 km BBSR Bonn 2018©
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Grenznahe Großstadt mit stadtregionaler 
Verflechtung zu Deutschland

Name

Metropole

Regiopolen, Großstädte

Mittelstädte, städtischer Raum

Stadtregionengrenze

Kleinstädtischer, dörflicher Raum
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Ländliche Regionen

Zentrale Städte

Mittelstädte, städtischer Raum

Kleinstädtischer, dörflicher Raum

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: Einheitsgemeinden und
Gemeindeverbände (generalisiert), 31.12.2016
© GeoBasis-DE/BKG. Bearbeitung: BBSR, A. Milbert;
Grundkonzeption: BMVI

INFOBOX I: WAS IST EIN REALLABOR?

Das „Reallabor“, ein Format transformativer und transdiszi-
plinärer Forschung, bezeichnet eine Form der Kooperation 
zwischen Wissenschaft und Zivilgesellschaft, bei der das 
gegenseitige Lernen in einem experimentellen Umfeld im 
Vordergrund steht (vgl. Jahn/Keil 2016; Schäpke et al. 2017; 
Schneidewind 2014). Es bezeichnet einen gesellschaftlichen 
Kontext, in dem „Realexperimente“ durchgeführt werden, um 
über soziale Dynamiken und Prozesse zu lernen. Die Idee des 

Reallabors überträgt damit den naturwissenschaftlichen La-
bor-Begriff in die Analyse gesellschaftlicher und politischer 
Prozesse (vgl. Schneidewind 2014; WBGU 2014). Verbunden 
damit ist die Annahme, dass die über Reallabore entwickel-
ten wissenschaftlichen Erkenntnisse leichter von Politik und 
Wirtschaft aufgegriffen werden und dass die Gesellschaft da-
durch handlungsfähiger wird bezüglich einer nachhaltigen 
Entwicklung.
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In weniger dicht besiedelten Gebieten, wie kleineren Ge-
meinden oder Stadtrandlagen, ist die Verkehrsplanung 
häufig mit einem grundsätzlichen Dilemma bei der Gestal-
tung des öffentlichen Busverkehrs konfrontiert: Variante 1 – 
Die Busse fahren in einem dichten Takt und bedienen ein 
engmaschiges Netz. Diese Variante ist attraktiv für die Nut-
zerinnen und Nutzer, aber gleichzeitig kostenintensiv. Die 
Schwachlastzeiten kennzeichnen geringe Beförderungsleis-
tungen oder sogar Leerfahrten, verbunden mit Emissionen 
von Lärm, Schadstoffen und Treibhausgasen, die unverhält-
nismäßig hoch ausfallen, wenn in diesen Zeiten die großen 
Standardfahrzeuge eingesetzt werden. Variante 2 – Die Bus-
se fahren in einem weiten Takt und bedienen nur einzelne 
Routen. Dies hält Kosten und Umweltbelastung niedriger, ist 
aber aus Sicht der Fahrgäste deutlich weniger attraktiv.

Eine mögliche Lösung ist ein bedarfsgerechter Busbetrieb, 
ohne feste Haltestellen, Routen und Taktung. Diese Idee ist 
nicht neu. Sie liegt konventionellen Rufbus-Systemen zu-
grunde, die es seit vielen Jahren vor allem in dünn besiedel-
ten ländlichen Räumen gibt. Dabei wird versucht, die geringe 
Bündelungsfähigkeit einer räumlich und zeitlich dispersen 
Nachfrage bei gleichzeitig hohen Fixkosten durch eine dy-
namische Bündelung wenigstens ansatzweise zu kompen-
sieren. Mit den Möglichkeiten, die Bündelung über digitale 
Lösungen zu optimieren und zu beschleunigen, sind neue 
Optionen für Rufbussysteme entstanden. Das in Schorndorf 
eingeführte Bussystem arbeitete mit echtzeit-nachfrage- 
orientierten Angeboten sowie flexiblen und effizienten 
Routen. Das hat Vorteile:

Vorteile aus Nutzerperspektive
Zusätzlich zu den bestehenden 46 Bushaltestellen im rund 
4 Quadratkilometer großen Betriebsgebiet (Schorndorfer 
Südstadt) wurden rund 200 virtuelle Haltepunkte als zu-
sätzliche Zu- und Ausstiegspunkte festgelegt. Dadurch ver-
kürzten sich die Fußwege für die Fahrgäste erheblich. Die 
bisherige Entfernung zu den regulären Bushaltestellen von 
durchschnittlich 500 Metern wurde auf maximal 150 Meter 
reduziert. Viele Fahrgäste wurden sozusagen an der Haustür 
abgeholt. Dies ist vor allem für ältere Personen – im Zuge 
des demografischen Wandels eine zunehmend wichtige Be-
völkerungsgruppe – ein Vorteil.

Darüber hinaus ließ sich vielfach die Fahrzeit verkürzen, da 
für den Bus entsprechend der bestehenden Fahrtwünsche 
eine Streckenoptimierung vorgenommen wurde. Von den 
Bussen wurden dementsprechend nur noch jene Ziele an-
gefahren, die die Mitfahrenden und zusteigenden Fahrgäste 
tatsächlich angefragt hatten. Eine wesentliche Herausforde-
rung bei der Entwicklung des Algorithmus bestand in der 
Balance zwischen möglichst direkten Verbindungen für den 
einzelnen Fahrgast unter Berücksichtigung möglichst vieler 
gleichzeitig bestehender Fahrtwünsche.

Des Weiteren konnte der Bus zu dem Zeitpunkt bestellt wer-
den, zu dem die Nutzerinnen und Nutzer den entsprechen-
den Bedarf hatten. Lange Wartezeiten – in Schorndorf an 
Sonntagen bis dato bis zu zwei Stunden – und das Anpas-
sen an bestehende Fahrpläne ließen sich damit umgehen. 
Zudem wurde im Pilotbetrieb der Anschluss an die S-Bahn 
am Schorndorfer Bahnhof in Richtung Stuttgart gewährleis-
tet und war tariflich und verbindungstechnisch vollständig 
in den bestehenden ÖPNV integriert. Dies bedeutete, dass 
alle Fahrkarten des ÖPNV wie Verbundpässe, Tageskarten 
und Einzelfahrscheine für den Bedarfsbus ohne Aufpreis 
gültig waren.

Vorteile aus ökologischer Perspektive
Das nachfrageorientierte Bussystem vermeidet unnötige 
Fahrten. Das schont Ressourcen und senkt Emissionen. Im 
Projekt in Schorndorf wurde die Reduktion von Emissionen 
zusätzlich durch den Einsatz eines Hybrid-Busses unter-
stützt, der bis zu 50 Kilometer rein elektrisch fährt. Da kleine-
re Busse im Einsatz waren, ließ sich der Kraftstoffverbrauch 
sehr stark senken. Im Vergleich zum Liniensystem wurden 
etwa zehn Prozent der Fahrzeugkilometer eingespart. Gera-
de vermiedene Leerfahrten bewerteten viele Schorndorfer 
als sehr positiv.

Langfristig betrachtet bewegt ein attraktiverer ÖPNV mehr 
Personen zum Verzicht auf die Fahrt mit dem Pkw. Das redu-
ziert möglicherweise auch Parkplatz-Suchverkehre und den 
Flächenverbrauch für Parkplätze. Flächen, die bislang als 
Abstellplätze für Pkws dienen, ließen sich dann anderweitig 
nutzen, zum Beispiel für Grün- und Erholungsflächen in der 
Stadt. 

On-demand-Bussystem – 
Ein Konzept zur Förderung von nachhaltigem Verkehr?
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Vorteile aus ökonomischer Perspektive
Durch den schonenden Umgang mit Ressourcen ergeben 
sich auch ökonomische Vorteile für den Betreiber. Er spart 
Kraftstoffkosten ein und kann Wartungsintervalle der Busse 
ausdehnen. Langfristig ist vorstellbar, dass autonome Fahr-
zeuge On-demand-Busbetriebe ergänzen oder erweitern, 
was Personalkosten reduziert.

Insgesamt kann ein bedarfsgerechtes On-demand-Bussys-
tems demnach dazu beitragen, den öffentlichen Nahverkehr 
sowohl aus Sicht der Nutzerinnen und Nutzer als auch der 
Betreiber und der Kommunen attraktiver zu gestalten.

In der derzeitigen Diskussion zukünftiger Transformations-
pfade urbaner Mobilität werden Innovationen meist aus 
einer überwiegend technischen oder organisatorischen 
Perspektive betrachtet. Wissenschaftliche Untersuchungen, 
Maßnahmen der Verkehrsplanung oder politische Strategien 
betonen vor allem technische Lösungen und organisatori-
sche Aspekte von Mobilität (vgl. Chen et al. 2016; Røe 2000; 
Wilde 2014; Wilde/Klinger 2017).

Entwicklung eines On-demand-Bussystems in Schorndorf – 
Ergebnisse der Bürgerpartizipation

Jüngste Studien zeigen jedoch, dass nicht (nur) Technolo-
gie für die Transformation in der Gesellschaft verantwortlich 
ist, sondern vielmehr deren Verknüpfung mit dem Alltags-
handeln der Menschen (vgl. Fraedrich 2018; Watson 2012; 
Zmud/Sener 2017). So ist auch die Bewertung und Akzep-
tanz gegenüber technologischen Innovationen immer an 
das aktuelle Handeln und die Anforderungen der Nutzen-
den gebunden (vgl. Fraedrich 2018; Fraedrich/Lenz 2014).

3
Potenzielle Nutzergruppen des flexiblen Bussystems in Schorndorf

Quelle: Eigene Abbildung 2018
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Vor diesem Hintergrund war bei der Entwicklung des neu-
en Bussystems in Schorndorf die Frage zentral, wer die zu-
künftigen Nutzerinnen und Nutzer sein könnten und welche 
Anforderungen sie an das Unterwegs-Sein stellen. Zur Be-
antwortung dieser Fragen identifizierte das Projektteam auf 
Grundlage von Daten- und Dokumentenanalysen sowie In-
terviews vier potenzielle Nutzergruppen (vgl. Abb. 3). Diese 
arbeitete das Team zusammen mit den Bürgerinnen und Bür-
gern der Stadt Schorndorf in Workshops detaillierter heraus. 
Zudem wurden gemeinsam mögliche Nutzungsszenarien 
für den Einsatz des neuen Bussystems entwickelt (vgl. Abb. 3 
und 4). In den Workshop-Diskussionen zeigte sich, dass ältere 
Personen den Bus vor allem für Einkaufsfahrten und Arztbe-
suche nutzen würden. Der Altersdurchschnitt in Schorndorf – 

ähnlich wie in vielen vergleichbar strukturierten Gemeinden – 
liegt rund zehn Jahre über dem bundesdeutschen Alt-
ersdurchschnitt. Die Altersgruppen der 45- bis 55-Jähri-
gen (~17 %) sowie der Seniorinnen und Senioren von 65 
bis 75 Jahren (~11 %) und über 75 Jahren (~11 %) stellen 
die größten Altersgruppen dar (Statistisches Landesamt 
Baden Württemberg 2016). Für viele Seniorinnen und 
Senioren und auch für die Gruppe der Mobilitätseinge-
schränkten ist es ein besonderer Vorteil, nahe der eige-
nen Haustür in den Bus zu steigen. Gleichzeitig stellen 
diese Gruppen hohe Anforderungen an das Fahrzeug 
in Bezug auf die Barrierefreiheit und die Mitnahme von 
Rollatoren und Rollstühlen. Da sie eher ein geplantes, 
routiniertes Mobilitätsverhalten aufweisen, wurde die Zu-

4
In den Workshops erarbeitete Beschreibung einer Nutzergruppe. Durch Kreativmethoden entwickelten die Bürgerinnen 
und Bürger die Nutzerprofile weiter, hier am Beispiel des Nutzertyps der Seniorin Ingrid Henke

Quelle: Eigene Aufnahme 2017
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Den Ansatz, Nutzerinnen und Nutzer nicht nur als passive 
Konsumierende zu sehen, sondern sie als Co-Kreatoren aktiv 
in die Entwicklung von Produkten und Lösungsstrategien zu 
involvieren, verfolgt die Industrie seit einiger Zeit (vgl. Mayas 
et al. 2012; Pruitt/Adlin 2006). Auch Städte und Kommunen 
verstehen zunehmend, welche Vorteile es bringt, die Zivilge-
sellschaft bei Planungs- und Entwicklungsprozessen zu betei-
ligen (vgl. Gebhardt et al. 2014). Statt Wissen über Verhaltens-
weisen und Präferenzen zu generieren und dieses danach in 
die Praxis zu überführen, werden Problemlösungen gemein-
sam mit den Menschen vor Ort entwickelt (z. B. Bremenbewe-
gen.de 2017; Nexthamburg.de 2017).

Bei den meisten dieser Ansätze bleibt jedoch unklar, wie Wis-
sen generiert und in die Praxis überführt wird. Häufig laufen 
unter Schlagworten wie „Design Thinking“, „Participatory De-
sign“ und „Co-Creation“ Prozesse ab, die mehr einem Brain-
storming als echter Partizipation gleichen und selten wissen-
schaftlich fundiert sind. 

In der wissenschaftlichen Diskussion wird „dem unterschätz-
ten Wissen von Laien“ (Finke 2014) seit einigen Jahren unter 
dem Begriff „Citizen Science“ Aufmerksamkeit geschenkt und 
die Partizipation von Laien bei der Erforschung komplexer 
und anwendungsbezogene Forschungsprojekte diskutiert 
(vgl. Bonn et al. 2016; Mahr 2014). In der Verkehrsforschung 
fehlt es bislang an einer systematischen Erörterung der Frage, 
wie sich im Sinne eines transdisziplinären Prozesses nicht nur 
unterschiedliche Fachdisziplinen, sondern auch Bürgerinnen 
und Bürger als aktive und gleichberechtigte Beteiligte in Pla-
nungs- oder Entwicklungsprozesse involvieren lassen.

Ausgangspunkt transdisziplinärer Forschung ist immer ein 
„Problem der Lebenswelt“ (Becker/Jahn 2000: 75; Bergmann 
et al. 2010; Pohl/Hirsch Hadorn 2007). Transdisziplinärer For-
schung wird das Potenzial zugeschrieben, gesellschaftliche 
Phänomene in ihrer Komplexität und Diversität zu verste-
hen und Lösungen zu erarbeiten, die dieser Komplexität ge-
recht werden (vgl. Hirsch Hadorn et al. 2008; Martin 2012), 

sowie die „wissenschaftliche Grundlage für die operative 
Umsetzung des normativen Leitbilds der nachhaltigen Ent-
wicklung zu schaffen“ (Blättel-Mink et al. 2003: 8). Die Inte- 
gration unterschiedlicher wissenschaftlicher und nicht-wis-
senschaftlicher Wissenskörper zur Identifizierung und Lö-
sung realer Probleme gilt dabei als unumgänglich (vgl. 
Martin 2012; Nicolescu 2010; Repko 2012). Hierfür bedarf es 
der Weiterentwicklung und Erprobung transdisziplinärer Me-
thoden(-kombinationen) (vgl. Dubielzig/Schaltegger 2004), 
die es erlauben, gesellschaftliche Themen wie zum Beispiel 
Mobilität zu erfassen, zu verstehen und bedarfsgerechte Lö-
sungen mit den Bürgerinnen und Bürgern als Co-Kreatoren 
zu entwickeln. Bei Co-Creation-Formaten, die unterschiedli-
che wissenschaftliche und außerwissenschaftliche Beteiligte 
zusammenbringen, kann die Sensibilisierung der Beteiligten 
für unterschiedliche Sichtweisen zur Teilhabe auf Augenhöhe 
und zum informierten Mitentscheiden und Gestalten führen 
(vgl. Bergmann et al. 2010; Eckardt 2014; Parodi et al. 2016). 
Co-Creation-Formate im Sinne transdisziplinärer und trans-
formativer Forschung sind also mehr als alter Wein in neuen 
Schläuchen und erfordern spezifische Kompetenzen vom 
Projektteam. 

Zu berücksichtigen ist hierbei das Problem der sozialen Selek-
tivität partizipativer Verfahren (vgl. Blühdorn 2013; Merkel 
2016; Michelsen/Walter 2013). Da die Teilnahme in hohem 
Maße von den individuellen Ressourcen abhängt, stammen 
die Beteiligten meist aus einem ähnlichen sozioökonomi-
schen Milieu (mittelständisch, männlich, einheimisch, mittle-
res Lebensalter) (vgl. Arlanch 2011). Schwach vertreten sind 
hingegen Personen mit Migrationshintergrund, Jugendliche 
und Angehörige der unteren Einkommensschichten (vgl. Ar-
lanch 2011; Klöti/Drilling 2014). Dadurch besteht die Gefahr, 
dass nur selektive Interessen in den Aushandlungsprozess 
eingebracht werden (vgl. Arlanch 2011). Unter Umständen 
droht der Matthäuseffekt („wer hat, dem wird gegeben“), 
wenn sich sozioökonomisch starke Personen besonders für 
ihre Belange einsetzen, während die Interessen (ressourcen-)
schwächerer unterrepräsentiert bleiben (vgl. Kolleck 2016).

INFOBOX II: CO-CREATION ALS ELEMENT TRANSDISZIPLINÄRER FORSCHUNG
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Erprobung des bedarfsgerechten Bussystems – 
Ergebnisse der Evaluierung des Pilotbetriebs

Die Erprobung des Systems unter Realbedingungen erfolg-
te durch eine engmaschige wissenschaftliche Begleitung. 
Das Projektteam befragte die Fahrgäste zu zwei Zeitpunk-
ten während des Testbetriebs zu ihrem Nutzungsverhalten, 
ihren Erfahrungen und ihrer Zufriedenheit. Die Antworten 
verdeutlichen, dass das Alter und das gewählte Buchungs-
medium stark zusammenhängen. Lediglich 27 Prozent der 
Personen über 65 Jahre buchten den Bus per App, wohin-
gegen rund 85 Prozent der „Digital Natives“ (nach 1998 Ge-
borene) via App buchten (vgl. Abb. 5). Ebenso lässt sich ein 
Zusammenhang zwischen dem Alter und der Zufriedenheit 
mit dem System feststellen. Vor allem jüngere Personen be-
werteten das neue Angebot positiv (vgl. Abb. 6). 

Neben der quantitativen Befragung wurden elf Testnutze-
rinnen und Testnutzer während der Pilotphase intensiv wis-
senschaftlich begleitet und zu drei Zeitpunkten zwischen 
März und Dezember 2018 interviewt. In den Gesprächen 

wurden Schwachstellen und Verbesserungsmöglichkeiten 
des Systems identifiziert sowie das Nutzungsverhalten der 
Fahrgäste in den Blick genommen. Deutlich wurde, dass das 
Aufbrechen von über Jahrzehnte etablierten Routinen nicht 
von heute auf morgen gelingt, sondern Zeit und Vertrauen 
benötigt.

Eine 80-jährige Schorndorferin hat dieses Vertrauen in das 
Projektvorhaben im Laufe der Zeit gewonnen. Sie beschreibt 
die Veränderung als Herausforderung, aber auch als Lern-
prozess: „Ich habe am Anfang gedacht, ich pack das mit 
dem System nicht. Dann war meine Idee, du versuchst es 
mal […]. Man muss im Alter nicht stehenbleiben. Ich muss 
auch für mich etwas tun, um voranzukommen, dazu muss 
man manchmal was Neues wagen. Und jetzt bin ich freier, 
ich kann fahren, wann ich will, ich bin am Wochenende viel 
beweglicher geworden“ (07/2018).

verlässigkeit und Planbarkeit als ein wichtiger Aspekt des 
neuen Systems herausgearbeitet. In der Diskussion mit Seni-
orinnen und Senioren zeigte sich, dass für viele der Umgang 
mit dem Smartphone bereits zum Alltag geworden, die Be-
stellung des Busses per App jedoch trotzdem teilweise eine 
Zugangsbarriere darstellt. 

Ganz anders argumentierten Personen, die regelmäßig den 
ÖPNV – darunter vor allem Schülerinnen und Schüler sowie 
Berufspendler – oder den Pkw nutzen. Für sie macht der As-
pekt der Flexibilität und der spontanen Bestellmöglichkeit 
das Bussystem attraktiv. Das gilt sowohl als Zubringer zur 
S-Bahn nach Stuttgart als auch für Freizeitfahrten. Für den 
Besuch einer Gaststätte oder einer Abendveranstaltung wür-
den sie beispielsweise den flexiblen Bus nutzen. Eltern von 
Kindern stellten sich vor, dass der Bus ihnen Hol- und Bring-
fahrten (z. B. zum Sportverein oder zur Musikschule) ab-
nehmen könnte. Vor allem die Gruppe der Pkw-Nutzenden 
hat bezüglich Flexibilität und Komfort hohe Anforderungen 
an den Bus. Offensichtlich vergleicht diese Nutzergruppe 
die Fahrt mit dem Bus mit der Fahrt mit dem eigenen Pkw. 

Genügend Platz und Ruhe stellten sich als wesentliche An-
forderungen dieser Gruppe heraus. 

Ausgehend von den identifizierten Nutzeranforderungen 
arbeiteten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler un-
terschiedlicher Fachdisziplinen, Bürgerinnen und Bürger 
sowie Praxisakteure (Kommune, VVS, Busbetreiber, Busfah-
rer) in den Co-Creation-Workshops (vgl. Infobox II) konti-
nuierlich gemeinsam an dem Buskonzept. Der Wunsch der 
älteren Personen nach einer Bestellmöglichkeit ohne App 
führte beispielsweise dazu, dass die Möglichkeit, den Bus 
über eine Telefonzentrale sowie vor Ort in Cafés oder Res-
taurants zu buchen, in das System aufgenommen wurde. 
Ein weiterer zentraler Punkt, den die Bürgerinnen und Bür-
ger Schorndorfs stark beeinflussten, waren die Betriebszei-
ten des flexiblen Bussystems. Da vor allem die spontane 
Nutzung des Busses für Freizeitzwecke oder das Fahren zu 
bisher durch den ÖPNV nur schwach abgedeckte Randzei-
ten (nachts, sonntags) von der Bürgerschaft als Gewinn und 
Mehrwert gesehen wurde, entschied sich das Projektteam 
für die Erprobung des Systems am Wochenende.
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Sowohl die Ergebnisse der quantitativen Befragungen als 
auch der Interviews mit den Testnutzerinnen und Testnut-
zern zeigen, dass Personen, die in irgendeiner Form an der 
Entwicklung und Erprobung des Bussystems partizipiert 
haben, das System positiver als Nicht-Partizipierende bewer-
ten. Ein Testnutzer beschrieb die Vorteile des neuen Systems 
im direkten Zusammenhang mit seiner Mitgestaltungs-
möglichkeit im Projekt: „Das Positive ist die Flexibilität, dass 
es tatsächlich schneller geht. Ich finde es sehr positiv, dass 

Im Spannungsfeld aktueller Herausforderungen an die Le-
bensqualität in Städten und Gemeinden wird die Entwick-
lung ökologisch nachhaltiger und bedarfsgerechter Mobili-
tätskonzepte zunehmend wichtig. Das Beispiel des Projektes 
in Schorndorf zur Flexibilisierung des ÖPNV-Angebotes in 
einem kleinstädtischen Umfeld verdeutlicht, wie in einem 
Reallabor Wissenschaft und Zivilgesellschaft zusammen-
arbeiten können. Diese Zusammenarbeit birgt die Chance, 

Fazit und Ausblick

ich Teil eines Reallabors bin und bei zukunftsweisenden 
Verkehrsformen mitwirken kann“ (06/2018).

Die im Reallabor Schorndorf gemachten Erfahrungen zei-
gen, dass das Involviert-Sein die Bewertung und Akzeptanz 
beeinflusst. Diese Erkenntnisse sollten Stadt- und Verkehrs- 
planung dazu ermutigen, dem Aspekt der frühzeitigen und 
kontinuierlichen Partizipation der Bevölkerung (siehe auch 
VDI 2015) noch mehr Bedeutung zu schenken.

5 6
Buchungswege nach Altersklassen (n=113)

Quelle: DLR, Mai 2018

Bewertung des Systems nach Altersklassen (n=136) 

Quelle: DLR, Mai 2018
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unterschiedliche Wissensbestände zusammenzuführen und 
Lösungen ausgehend von lebensweltlichen und alltagsre-
levanten Problemen vor Ort zu entwickeln. Durch das An-
stoßen und die Initiierung eines soziotechnischen Verände-
rungsprozesses entsteht das Potenzial für gesellschaftlichen 
Fortschritt und eine nachhaltige Transformation von Gesell-
schaft und Umwelt. Gleichzeitig stellt dies hohe Anforderun-
gen an alle Beteiligten. Allein das Finden einer „gemeinsame 
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Da eines der Hauptanliegen von Reallaboren – als Format 
transformativer Forschung – das Anstoßen und Beobachten 
von Transformationsprozessen ist, gilt es, vor Projektbeginn 
intensiv zu erörtern, wieviel Zeit tatsächlich benötigt wird. 
Zum einen ist mit dem beschriebenen Reallabor-Setting 
ein hoher zeitlicher Aufwand verbunden, weswegen die 
Zeitbudgetplanung klassischer und stärker planbarer For-
schungsprojekte hier nicht greift. Zum anderen zeigen die 
Erfahrungen im Reallabor Schorndorf, dass sich innerhalb 
des neunmonatigen Pilotbetriebs zwar sehr viel über die 
Mobilitätsroutinen und Anforderungen der Nutzerinnen 
und Nutzer lernen ließ. Ein solcher Zeitraum reicht jedoch 
nicht aus, um eine technische Innovation komplett zu eta- 
blieren und das Nutzungsverhalten grundsätzlich zu ändern. 
Routinen werden nicht von heute auf morgen verändert. 
Es benötigt Zeit, um langfristige Transformationsprozes-
se zu erkennen und abzubilden. Lediglich Langzeitstudien 
könnten diese Veränderungsprozesse tatsächlich empirisch 
fundiert messen. Die meist auf einen begrenzten Zeitraum 
angelegten Forschungsprojekte und entsprechende Förder-
instrumente bieten nur wenig Spielraum dafür. Daher gilt es, 
über neue Formate und Formen transdisziplinären Arbeitens 
zu diskutieren und entsprechende Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 

Busfahren „on demand“ kann durchaus als ein Baustein 
eines zukunftsgewandten Mobilitätsmanagements in we-
niger dicht besiedelten Gebieten erachtet werden. Ein On- 
demand-Bus kann in kleinen Gemeinden oder Stadtrand-
lagen größerer Städte vor allem in nachfrageschwächeren 
Zeiten den häufig als unzureichend erachteten ÖPNV attrak-
tiver gestalten und in größeren Städten als Ergänzung sowie 
als Zubringer zum existierenden ÖPNV dienen. Damit wür-
de der öffentliche Nahverkehr eine deutliche Stärkung bei 
der Bedienung in die Fläche erfahren, an Verfügbarkeit und 
Zuverlässigkeit gewinnen und insgesamt attraktiver werden. 
Dies wäre ein wesentlicher Beitrag, um mehr nachhaltige 
Mobilität möglich zu machen.

Sprache“ innerhalb des heterogenen Projektteams darf nicht 
unterschätzt werden. Dies macht es notwendig, neue Metho-
den(-kombinationen) und vor allem Methoden zum Transfer 
und zur Zusammenführung von Wissen zu entwickeln und 
anzuwenden. Die im vorgestellten Projekt durchgeführten 
Co-Creation-Workshops haben sich für die Zusammenfüh-
rung ganz unterschiedlicher Wissensbestände und Kompe-
tenzen als sehr wertvoll erwiesen, verlangen jedoch spezi- 
fische methodische Kompetenzen vom Projektteam. 

Eine der größten Herausforderungen ist das Abwägen und 
Priorisieren von Themen und Entscheidungen. Eine Kom-
mune kann durchaus ein anderes Interesse verfolgen als 
beispielsweise die Wissenschaftspartner. Für die Kommune 
ist ein fehlerfrei funktionierendes System ein Erfolg, wohin-
gegen für die Wissenschaft der Aushandlungsprozess zwi-
schen den Beteiligten innerhalb des Entwicklungsprozesses 
oder auch die Analyse von Hemmnissen oder Prozessen des 
Scheiterns im Entwicklungsprozess ein spannendes Ergebnis 
ist. Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich vor der Initiie-
rung eines Reallabors die gemeinsamen Ziele und vor allem 
„den Weg dorthin“ möglichst genau zu definieren. 

Ebenso stellt die Priorisierung der unterschiedlichen oder 
sogar gegensätzlichen Anforderungen der Nutzergruppen 
eine Herausforderung dar. Hier gilt es frühzeitig zu ent-
scheiden, ob ein spezifisches Produkt für eine bestimmte 
Nutzergruppe oder aber für eine heterogene Nutzerschaft 
entwickelt werden soll. Bei Letzterem geht es nach der Ex-
ploration der unterschiedlichen Perspektiven und Präferen-
zen darum, diese auszuloten und Kompromisse zu finden. 
So viel ist sicher: Allen Anforderungen gleichzeitig kann man 
nicht gerecht werden. Die nutzergruppenspezifische Analyse 
und Ansprache, wie es auch der FGSV (2018) zum Mobilitäts- 
management vorsieht und empfiehlt, erweist sich nichtsdes-
totrotz als zielführend, da auf diesem Wege ein Verständnis 
und eine tiefergehende Analyse der unterschiedlichen Pers-
pektiven und adressatengerechte Ansprache gelingen kann. 
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Das nächste Heft:

Der Begriff „Heimat“ taucht in letzter Zeit immer häufiger in politischen Diskursen auf. Nach der Um-
benennung mehrerer Landes- und Bundesministerien scheint er zum politischen Handlungsfeld zu 
werden. Eine unvoreingenommene Beschäftigung mit „Heimat“ ist allerdings wegen der politischen 
Instrumentalisierung durch den Nationalsozialismus schwierig. Ganz unabhängig davon transpor-
tiert der Begriff für viele Menschen ein Gefühl, auf dem sie ihre Identität aufbauen.

Die Beiträge im kommenden Heft beschäftigen sich mit der Frage nach einer zeitgemäßen Interpre-
tation von „Heimat“. Sie knüpfen an aktuelle Debatten im Kontext der Stadt- und Raumentwicklung 
an, vom Zusammenleben in heterogenen Nachbarschaften über regionale Baukulturen bis zur Ent-
wicklung peripherer Räume. Ziel ist eine Annäherung an „Heimat“ aus verschiedenen Richtungen.

Geographen, Ethnologen, Soziologen und Architekten reflektieren die aktuellen Fachdiskussionen. 
In Beispielen von Thüringen bis Lateinamerika werfen sie einen Blick auf konkrete Fragen der Gestal-
tung von Räumen des städtischen Zusammenlebens, die im Idealfall zu Heimat werden können. Ein 
Ausblick auf die zukünftigen Perspektiven von Stadt als Heimat verbunden mit Fragen zu Stadtpla-
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Übrigens... 
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